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Vorwort 

Die Idee dieser Arbeit erhielt ich durch Herrn Prof. Dr. Andreas Hän-
lein, Studiengangsleiter des Masters Sozialrecht und Sozialwirtschaft 
der Universität Kassel und der Hochschule Fulda. Stellvertretend für 
die Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin 
(DGSPJ) wendete sich Herr Dr. Carsten Wurst, Chefarzt und stellver-
tretender ärztlicher Direktor des SPZ in Suhl, bezüglich der Frage der 
Vergütung von SPZen an Prof. Dr. Andreas Hänlein.  

Das Thema interessierte mich persönlich sehr, da ich in meiner da-
maligen Arbeit beim Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) des Jugend-
amtes der Stadt Kassel häufig Familien an das sozialpädiatrische 
Zentrum (SPZ) in Kassel verwies. Deren Diagnosen waren dabei ein 
wichtiger Bestandteil des Hilfeprozesses. Insofern entfachte die Fra-
gestellung der DGSPJ bei mir großes Interesse. Nach einem gemein-
samen Treffen mit Herrn Prof. Dr. Andreas Hänlein sowie Vertretern 
der DGSPJ im November 2018 in der Universität Kassel, wurde die 
Brisanz des Themas für die Vergütung von SPZen nochmals deutlich. 
Auch knapp eineinhalb Jahre später ist das Thema weiterhin aktuell.  

An dieser Stelle möchte ich besonders meinem Erstgutachter Herrn 
Prof. Dr. Andreas Hänlein danken, der mir nicht nur die Idee für das 
Thema lieferte, sondern mir im gesamten Arbeitsprozess mit seinem 
Fachwissen zur Verfügung stand. Durch ihn bekam ich die Möglich-
keit meine Arbeit zu publizieren und bei darüberhinausgehenden 
Workshops, zur Verbesserung der sozialpädiatrischen Versorgung, 
mitzuwirken. Die Zusammenarbeit hat mir große Freude bereitet. 

Außerdem möchte ich mich bei Herrn Prof. Dr. Wolfgang Spellbrink, 
Vorsitzender Richter am Bundessozialgericht, bedanken, der die 
Zweitbegutachtung meiner Masterarbeit übernommen hat.  

Mein Dank gilt zudem Herrn Dr. Carsten Wurst, der sich die Zeit ge-
nommen hat, uns über die Bedeutung des Themas für den Alltag der 
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SPZen aufzuklären und jederzeit als Ansprechpartner zur Verfügung 
stand.  

Zuletzt möchte ich mich noch bei meinem Partner bedanken, der 
mich die gesamte Zeit der Erstellung dieser Arbeit unterstützt hat.   

 

Kassel, Juli 2020       Clara-Fee Grigo 
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1. Einleitung  

„Diese Patienten [chronisch kranke Kinder und Jugendliche] brauchen 
nicht nur eine hervorragende medizinische und pflegerische Versorgung, sie 
und ihre Familien müssen auch psychosozial betreut werden.“1 

Das Zitat von Eugenie Wulfert macht deutlich, dass Kinder und Ju-
gendliche2 mit chronischen Erkrankungen, aber auch solche mit Be-
hinderungen oder Entwicklungsauffälligkeiten einen besonderen Be-
handlungsbedarf aufweisen, dem die medizinische Versorgung al-
lein nicht gerecht werden kann.3 In den 1960er Jahre wurden SPZen 
aufgrund der Erkenntnis eingeführt, dass chronische Erkrankungen, 
Behinderungen oder Entwicklungsauffälligkeiten bei Kindern häufig 
langfristige und teilweise schwerwiegende psychosoziale Problemen 
zur Folge haben.4 Dies ist darauf zurückzuführen, dass körperliche 
oder neurologische Beeinträchtigungen für Kinder und ihre Familien 
oft eine große seelische, physische und finanzielle Belastung darstel-
len und damit die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben der Kinder 
beeinträchtigen können.5 Entsprechend ist das Ziel der SPZen, Schä-
digungen oder Störungen, die zu einer Krankheit führen können, 
durch frühe Diagnostik, frühe Therapie und frühe soziale Eingliede-
rung zu erkennen, zu verhindern, zu heilen oder in ihren Auswirkun-
gen zu mildern.6 

Die Behandlung in SPZen ist nach § 119 II SGB V auf Kinder ausge-
legt, die aufgrund der Art, Schwere und Dauer ihrer Erkrankung 
nicht ausreichend von Kinderärzten oder Frühförderstellen versorgt 

 

1 Wulfert, Ärzte Zeitung 2012, S. 8. 
2 Aufgrund der besseren Lesbarkeit wird in der folgenden Arbeit auf den Begriff der Jugendlichen verzich-
tet und nur von „Kindern“ gesprochen. Dabei soll der Begriff „Kinder“ alle Personen bis zum 18. Lebens-
jahr umfassen.  
3 Bode, Dt. Ärztebl.  2007, S. 1219; Wulfert, Ärzte Zeitung 2012, S. 8. 
4 Thyen, BGBl 2007, 50: 529; Schlack, Kooperation in der Gesundheitsversorgung, S. 454.  
5 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, S. 1219; Thyen, BGBl 2007, 50: 529; Schlack, Kooperation in der Gesundheits-
versorgung, S. 454.  
6 BT-Drs. 11/2237 zu § 128, S. 202. 
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werden können. Das Konzept einer ganzheitlichen, interdisziplinä-
ren Behandlung bildet die Besonderheit von SPZen und unterschei-
det sie somit von niedergelassenen Kinderärzten7 oder Frühförder-
stellen. Für eine ganzheitliche Behandlung ist ein Bündel von inte-
grierten, gezielten medizinischen, psychologischen, pädagogischen 
und sozialen Maßnahmen notwendig.8 Für die wirksame Durchfüh-
rung solcher Maßnahmen bedarf es eines engen Zusammenwirkens 
von Ärzten und nichtärztlichen Fachkräften.9 Entsprechend arbeiten 
Ärzte und nichtärztliche Fachkräfte als Funktionseinheit in SPZen 
unter einem Dach zusammen. Dies ermöglicht eine gemeinsame Er-
arbeitung von optimierten Behandlungskonzepten und -abläufen.10  

Das Zusammenwirken von Ärzten und nichtärztlichen Fachkräften 
führt jedoch in Bezug auf die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen zu 
Rechtsunsicherheiten bei der Vergütung von SPZen, da die nichtärzt-
lichen Fachkräfte überwiegend Leistungen erbringen, die nicht 
durchweg medizinischer Natur sind.11 Folglich benötigte es im SGB 
V eine spezielle Regelung für die Kostenübernahme dieser Leistun-
gen, die mit § 43a SGB V umgesetzt wurde. Im Hinblick auf die Ver-
gütung der in SPZen erbrachten nichtärztlichen sozpäd. Leistungen, 
besteht jedoch weiterhin die Frage, welche nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen von den KK zu vergüten sind.12 Grundsätzlich wird an-
genommen, dass die GKV auf der Grundlage der §§ 43a, 119, 120 SGB 
V zur Vergütung der nichtärztlichen sozpäd. Leistungen verpflichtet 
ist. Es gibt jedoch regionale Vergütungsvereinbarungen, nach denen 
auch die Träger der Sozial- und Jugendhilfe anteilig an der Kosten-
übernahme beteiligt sind.13 Dies führt zu rechtlichen Unklarheiten, 

 

7 In der vorliegenden Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum ver-
wendet. Alle personenbezogenen Formulierungen beziehen sich gleichermaßen auf alle Geschlechter. 
8 BT-Drs. 11/2237 zu § 128, S. 202. 
9 BT-Drs. 11/2237 zu § 128, S. 202; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 10. 
10 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, 1219; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 10. 
11 Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 8. 
12 Auskunft Vertreter der DGSPJ beim Treffen am 6.11.2018 in der Universität Kassel. 
13 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, S. 1219; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen 
in SPZen, S. 43; Schulte-Sasse, Kapitel 0963 – Titel 6840, S. 2 [Internetquelle]. 
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die wiederum zu einem Zuständigkeitsgerangel zwischen den Sozi-
alleistungsträgern führen.14 In dessen Folge kommt es teilweise zu ei-
ner Unterdeckung der Kosten der SPZen.15 Die Anspruchsgrundlage, 
in Form des § 43a SGB V, scheint somit nicht ausreichend zu sein, um 
Rechtsunsicherheiten zu verhindern. Insbesondere die Einführung 
des § 43a II SGB V hat zu erneuten Irritationen in Bezug auf den Leis-
tungsumfang von SPZen geführt.16 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, Klarheit über die Vergütungsre-
gelungen von SPZen zu gewinnen und damit einhergehend der Frage 
nachzugehen, in welchem Umfang SPZen überhaupt nichtärztliche 
sozpäd. Leistungen erbringen können. Am Ende dieser Arbeit steht 
eine differenzierte Einschätzung, ob die KK für die gesamten nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen leistungspflichtig sind oder ob es ne-
ben der Finanzierung durch die KK andere Möglichkeiten zur Kos-
tendeckung der SPZen gibt. 

Zu diesem Zweck werden im zweiten Kapitel die rechtlich einschlä-
gigen Normen für die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen (§ 43a SGB 
V), die SPZen (§ 119 SGB V) und die Vergütung von SPZen (§ 120 
SGB V) vorgestellt und deren geschichtliche Entwicklung beschrie-
ben. Aufgrund der Teilnahme der SPZen an der vertragsärztlichen 
Versorgung, werden zudem die Vergütungsregelungen innerhalb 
der vertragsärztlichen Versorgung erläutert.  

Wie bereits erwähnt liefern die gesetzlichen Grundlagen keine aus-
reichende Rechtssicherheit für die Erbringung und Vergütung von 
nichtärztlichen sozpäd. Leistungen. Vielmehr lassen die grundlegen-
den Normen Spielraum für Auslegungen, die insbesondere bei Ver-
gütungsfragen zu Schwierigkeiten führen können. Der Fokus des 
dritten Kapitels wird daher auf die Vergütung von SPZen und die 

 

14 Laroche, R./ Baumeister, D, Entwicklung und gesetzl. Rahmenbed. der Frühförderung, S. 2f. [Internet-
quelle]. 
15 s. LSG BRB, Beschluss v. 27.06.2017 – L 24 KA 35/17 KL ER, juris Rn. 18; LSG BRB, Urteil v. 
12.10.2018 - L 24 KA 37/17 KL. 
16 Auskunft Vertreter der DGSPJ beim Treffen am 6.11.2018 in der Universität Kassel. 
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damit einhergehenden Konflikte gelegt. Im direkten Zusammenhang 
mit der Vergütung steht gewiss auch der Umfang der zu erbringen-
den Leistungen durch SPZen. Entsprechend wird in diesem Kapitel 
auf die Problematik der Rechtsunsicherheit eingegangen und es wer-
den Lösungskonzepte für die Praxis herausgearbeitet. Weiter wird 
aufgezeigt, welche nichtärztlichen sozpäd. Leistungen von welchem 
Träger und auf welcher gesetzlichen Grundlage vergütet werden 
müssen. Ziel dabei ist es, Klarheit darüber zu schaffen, wie die ent-
standenen Kosten der nichtärztlichen sozpäd. Leistungen in SPZen 
vollumfänglich gedeckt werden können. Die Problematik der Vergü-
tung und die Frage des Leistungsumfangs besteht vor allem bei den 
Leistungen gem. § 43a I SGB V, weshalb dieser genauer betrachtet 
wird. Der Regelung des § 43a II SGB V kommt in diesem Kapitel da-
her eine eher untergeordnete Rolle zu.  

Anschließend wird im vierten Kapitel die Regelung des § 43a II SGB 
V genauer betrachtet. Durch eine juristische Auslegung dieser Vor-
schrift soll aufgezeigt werden, welche Leistungen explizit nach die-
sem Absatz erbracht werden können. Außerdem soll deutlich ge-
macht werden, ob neben den Fachärzten für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie auch die SPZen dazu berechtigt sind, diese Leis-
tungen zu erbringen. Die Kernfrage dieses Kapitels ist, ob § 43a II SGB 
V möglicherweise den Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 I GG verletzt, 
indem er psychisch kranken Kindern einen Anspruch auf nichtärztli-
che sozpäd. Leistungen innerhalb der Behandlung gestattet, welcher 
jedoch Kindern mit anderen Erkrankungen verwehrt wird. Entspre-
chend wird geprüft, ob § 43a II SGB V mit dem Gleichheitsgrundsatz 
aus Art. 3 I GG vereinbar ist, oder ob es sich bei der Vorschrift um 
eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung handelt. 

Die erarbeiteten Lösungsansätze werden im Fazit dazu genutzt, um 
eine Antwort auf die Fragen der Vergütung von nichtärztlichen 
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sozpäd. Leistungen in SPZen zu geben. Im Sinne eines Ausblicks wer-
den darüber hinaus Ideen geliefert, um eine Klarstellung der Rechts-
lage in Zukunft zu ermöglichen.  
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2. Sozialpädiatrie 

„Die Sozialpädiatrie ist ein Zugang zur Kindergesundheit mit Fokus auf 
dem Kind in Krankheit und Gesundheit im Kontext seiner Gesellschaft, des 
Umfelds, der Schule und Familie.“17 

Die Sozialpädiatrie ist ein Teil der Kinder- und Jugendmedizin, der 
sich mit den Wechselwirkungen von Kindern mit ihrer sozialen Um-
welt befasst.18 Es geht darum zu erkennen, wie sich Einflüsse aus der 
sozialen Umwelt eines Kindes auf dessen Gesundheit und Entwick-
lung auswirken.19 Dabei umfasst die soziale Umwelt alle gesellschaft-
lichen Strukturen, mit denen das Kind zu tun hat.20 Die Sozialpädiat-
rie möchte möglichst alle für die Entwicklung wichtigen Einflussfak-
toren auf die Gesundheit berücksichtigen. Die Wechselwirkungen 
der kindlichen Gesundheit mit der Gesellschaft sind von Bedeutung, 
da die Erkrankungen der Kinder häufig zu Problemen in der Ent-
wicklung oder zu psychischen Krankheiten führen und die Teilhabe 
am sozialen Leben beeinträchtigen können.21 Deshalb ist es wichtig, 
neben medizinischen und pflegerischen Behandlungen auch für eine 
psychosoziale Betreuung zu sorgen.22 

Der Begriff der Sozialpädiatrie ist insbesondere durch Theodor Hell-
brügge geprägt. Dieser erkannte als einer der ersten die Bedeutung 
der frühen Kindheit für die Gesundheit und die Entwicklung von 
Kindern. Durch frühe Diagnosen, Therapien und eine frühe soziale 
Eingliederung sollen chronische Krankheiten, Behinderungen oder 
Entwicklungsverzögerungen bei Kindern verhindert oder gemildert 
werden.23 Die frühkindliche Entwicklungsphase bietet hierbei die 

 

17 Bode, in: Bode et. al., Sozialpädiatrie, S. 16. 
18 Hellbrügge, in: Hellbrügge, Klinische Sozialpädiatrie, S. 4; Straßburg, in: Kerbl et al. (Hrsg.), KiJu im 
besten Gesundheitssystem der Welt, S. 91; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leis-
tungen in SPZen, S. 12. 
19 Hellbrügge, in: Hellbrügge, Klinische Sozialpädiatrie, S. 4. 
20 Hellbrügge, in: Hellbrügge, Klinische Sozialpädiatrie, S. 4; Schlack, in: Schlack, Sozialpädiatrie, S. 1. 
21 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, S. 1219; Wulfert, Ärzte Zeitung 2012, S. 8. 
22 Wulfert, Ärzte Zeitung 2012, S. 8. 
23 Hellbrügge, in: Hellbrügge, Klinische Sozialpädiatrie, S. 3. 
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größte Chance für Prävention und Therapien.24 Es geht folglich da-
rum, Krankheiten und Entwicklungsverzögerungen so früh wie 
möglich zu erkennen und zu behandeln, um spätere negativen Aus-
wirkungen zu verhindern oder zu reduzieren.  

Die Sozialpädiatrie kann durch eine enge Zusammenarbeit von mul-
tiprofessionellen Teams, bestehend aus ärztlichen und nichtärztli-
chen Akteuren, charakterisiert werden.25 Zu den ärztlichen-medizini-
schen Akteuren gehören neben den Kinder- und Jugendärzten auch 
Kinder- und Jugendpsychiater, andere Fachärzte, Kinderpsycholo-
gen, Physiotherapeuten und Logopäden. Die nichtärztlichen Akteure 
können u.a. Sozialarbeiter, Erzieher, Heilpädagogen und Musik-
therapeuten sein, die über eine pädagogische Qualifikation verfü-
gen.26 Jedem Akteur kommt in der Behandlung eine eigene Aufgabe 
zu. Nur durch das enge Zusammenspiel aller Akteure kann eine si-
chere Diagnostik und erfolgreiche Therapie gewährleistet werden.27 
Darüber hinaus kooperieren diese Fachkräfte mit Gesundheits- und 
Jugendämtern, Schulen, Beratungsstellen und Frühförderstellen.28  

Die sozpäd. Versorgung wird, im Rahmen der vertragsärztlichen 
Versorgung, in erster Linie von niedergelassenen Kinder- und Ju-
gendärzten sowie von Fachärzten für Kinder- und Jugendpsychiatrie 
durchgeführt.29 Für eine flächendeckende Versorgung von Kindern 
reicht jedoch die Anzahl der niedergelassenen Kinderärzte nicht aus. 
Insbesondere bei Kindern mit schwereren Erkrankungen bzw. Behin-
derungen, welche eine intensivere Behandlung benötigen, ist die Ver-
sorgung durch niedergelassene Kinder- und Jugendärzte nicht im-
mer ausreichend. Daher wird die ambulante sozpäd. Versorgung 

 

24 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 16. 
25 Borgmeyer/ Hellbrügge, in: Hellbrügge, Klinische Sozialpädiatrie, S. 105; Hänlein, Die Vergütung nicht-
ärztlicher Leistungen SPZ, SGb 2019, S. 410; Hellbrügge, Klinische Sozialpädiatrie, S. 3. 
26 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, S. 1219.; Borgmeyer/ Hellbrügge, in: Hellbrügge, Klinische Sozialpädiatrie, S. 
105; Hänlein, Die Vergütung nichtärztlicher Leistungen SPZ, SGb 2019, S. 410.  
27 Borgmeyer/ Hellbrügge, in: Hellbrügge, Klinische Sozialpädiatrie, S. 105. 
28 Straßburg, in: Kerbl et al. (Hrsg.), KiJu im besten Gesundheitssystem der Welt, S. 97. 
29 Hänlein, Die Vergütung nichtärztlicher Leistungen SPZ, SGb 2019, S. 410; Schlack, H.G/ Schlack, U., 
in: Schlack, Sozialpädiatrie, S. 121. 
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gem. § 119 II SGB V ebenfalls durch SPZen sichergestellt. Dort arbei-
ten die oben genannten Berufsgruppen unter einem Dach eng zusam-
men.  

Das erste SPZ wurde 1968 von Theodor Hellbrügge in München ge-
gründet.30 Inzwischen gibt es deutschlandweit über 150 solcher Zen-
tren.31 Die SPZen entstanden aus der Erkenntnis heraus, dass die me-
dizinisch-ärztliche Sichtweise den komplexen Problemen der Patien-
ten allein nicht gerecht werden und dass eine bessere Behandlung er-
möglicht werden kann, wenn mehrere Fachkräfte verschiedener Dis-
ziplinen zusammenarbeiten.32 In SPZen werden Kinder und Jugend-
liche in ambulanter Form behandelt. Die personelle Ausstattung so-
wie die Ermächtigung von SPZen werden zu einem späteren Zeit-
punkt genauer betrachtet. 

Der Fokus der Sozialpädiatrie auf das soziale Umfeld von Kindern 
macht den Einbezug von päd. Fachkräften in die Behandlungen von 
erkrankten oder behinderten Kindern notwendig. Dadurch entstehen 
jedoch Schwierigkeiten die Leistungen dieser päd. Fachkräfte auf den 
Grundlagen des Rechts der GKV abzurechnen.33 

  

 

30 Schlack, in: Schlack/ Thyen/ von Kries (Hrsg.), Kooperation in der Gesundheitsversorgung für Kinder 
und Jugendliche, S. 453. 
31 DGSPJ, Sozialpädiatrische Zentren [Internetquelle].  
32 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, S. 1219. 
33 Hänlein, SGb 2019, S. 410. 
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3. Rechtliche Grundlagen der Arbeit sozialpädiatri-
scher Zentren 

Das folgende Kapitel soll einen Überblick geben über die für die Ar-
beit der SPZen einschlägigen Rechtsnormen. Es soll ermöglichen, ein 
Verständnis für die Komplexität der speziell für die SPZen geltenden 
krankenversicherungsrechtlichen Regelungen zu gewinnen. Der Fo-
kus liegt in diesem Kapitel insbesondere auf § 43a SGB V (als leis-
tungsrechtliche Norm). Ziel dieses Kapitels ist es, eine Grundlage für 
die in Kapitel 3 dargestellten rechtlichen Probleme von SPZen zu 
schaffen. Dafür ist es zunächst notwendig, die geschichtliche Ent-
wicklung der Rechtsnormen kurz darzustellen, da die Überarbeitung 
und die Einführung einzelner Rechtsnormen in der Vergangenheit 
immer wieder Auswirkungen auf die Arbeitsweise der SPZen hatten. 

 

3.1 Geschichtliche Entwicklung der Rechtsnormen 

Bis zur Einführung des SGB V im Jahr 1989 war die  gesetzliche Kran-
kenversicherung noch in der Reichversicherungsordnung (RVO) ge-
regelt.34 Die Sozialpädiatrie als solche war bis zum GRG in den kran-
kenversicherungsrechtlichen Bestimmungen nicht erfasst.35 Zwar ge-
wann die Sozialpädiatrie mit der Gründung der ersten SPZen in den 
1960er Jahren an Bedeutung, jedoch blieben konkrete gesetzliche Re-
gelungen über die Leistungserbringung und Vergütung von sozpäd. 
Maßnahmen zunächst aus. Dies führte zu Schwierigkeiten, da eine 
rechtliche Grundlage fehlte, wie die nicht medizinischen Leistungen 
der nichtärztlichen Fachkräfte von SPZen vergütet werden konnten. 
Ohne gesetzliche Grundlagen waren die SPZen nur durch privat ge-

 

34 Straßburg, in: Bode et. al., Sozialpädiatrie, S. 568. 
35 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 27. 
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schlossene Verträge zwischen ihren Trägern und den KV (im Einver-
nehmen mit den KK bzw. Verbänden) funktionsfähig.36 In Form sol-
cher Verträge gab es zwar erste Vergütungsregelungen für die 
SPZen, jedoch wurde durch sie häufig nur ein Teil der entstehenden 
Kosten der SPZen gedeckt. Für den Teil der ungedeckten Kosten 
mussten die Unterhaltsverpflichteten Personen (Eltern) oder die So-
zialämter aufkommen In einigen Fällen gab es auch Zuschüsse der 
Länder.37 

3.1.1 Einführung von § 119 SGB V (1989) 

Durch Art. 1 des GRG vom 20.12.198838, welcher am 01.01.1989 in 
Kraft trat, wurde mit § 119 SGB V die erste gesetzliche Regelung zu 
SPZen geschaffen und nichtärztliche sozpäd. Leistungen erstmals in 
das Leistungsspektrum der GKV aufgenommen.39 Ziel der Vorschrift 
ist es, Schädigungen oder Störungen bei Kindern, die zu einer Krank-
heit führen, durch frühe Maßnahmen zu erkennen, zu verhindern, zu 
heilen oder in ihren Auswirkungen zu mildern.40 Laut dem Gesetz-
entwurf zu § 119 SGB V war im Rahmen einer ganzheitlichen Behand-
lung ein Bündel von integrierten, gezielten medizinischen, psycholo-
gischen, pädagogischen und sozialen Maßnahmen notwendig, um 
das Ziel dieser Vorschrift zu erreichen.41  

In § 119 I SGB V a.F.42 wurden Regelung zur Ermächtigung von 
SPZen getroffen. Demnach konnten SPZen unter bestimmten Voraus-
setzungen zur ambulanten sozpäd. Behandlung von Kindern er-
mächtigt werden. Hingegen regelte Abs. 2 a.F. den inhaltlichen Rah-
men der von SPZen zu erbringenden Leistungen. Demnach umfasste 
die sozpäd. Behandlung „die ärztlichen und nichtärztlichen Leistungen, 

 

36 Limpinsel, in: Sommer, SGB V, § 119 Rn. 1a.; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von 
Leistungen in SPZen, S. 27. 
37 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 27. 
38 BGBl. I, 2477. 
39 SGB V v. 10.12.1988, BGBl. I, 2477; BT-Drs. 11/2237, S. 202; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 
1. 
40 BT-Drs. 11/2237, S. 202 (§128). 
41 BT-Drs. 11/2237, S. 202 (§128). 
42 i.d.F. von 1989. 
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insbesondere auch psychologische Leistungen sowie ergänzende Leistungen 
zur Rehabilitation (§ 43), die erforderlich sind, um insbesondere auch mit 
der in § 11 Abs. 2 genannten Zielsetzung eine Krankheit zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt zu erkennen, zu verhindern, zu heilen oder in ihren Aus-
wirkungen zu milden.“  

Neben § 119 SGB V sah der Regierungs- und Fraktionsentwurf auch 
eine Vergütungsregelung für die Leistungen von SPZen vor, welche 
als § 120 SGB V Gesetz wurde.43 Demnach sollten die ärztlichen und 
nichtärztlichen Leistungen der SPZen als Gesamtleistung unmittel-
bar von den KK vergütet werden.  

Durch die systematische Einordnung des § 119 SGB V a.F. im vierten 
Kapitel des SGB V wurde im Rahmen des GRG eine leistungserbrin-
gungsrechtliche Regelung geschaffen, welche – aus rechtssystemati-
scher Sicht zweifelhaft – in Abs. 2 den Leistungsumfang der nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen regelte. Der Gesetzgeber hat an dieser 
Stelle systematisch nicht sauber gearbeitet, da Leistungsansprüche 
grundsätzlich im Leistungsrecht und nicht im Leistungserbringungs-
recht anzusiedeln sind.44 Da eine leistungsrechtliche Regelung im 
dritten Kapitel des SGB V zunächst ausblieb, gab es Unklarheiten 
über den von den KK zu leistenden Umfang der nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen.45 Die Frage, ob der Leistungsumfang aus § 119 II 
SGB V a.F. und somit aus einer leistungserbringungsrechtlichen Vor-
schrift ableitbar sei,46 führte in der Praxis bei der Vergütung einzelner 
nichtärztlicher sozpäd. Leistungen zu Schwierigkeiten. Während die 
SPZen davon ausgingen, dass die KK sämtliche ärztlichen und nicht-
ärztlichen Leistungen zu vergüten hätten, lehnten die KK eine umfas-
sende Finanzierungspflicht ihrerseits unter anderem mit dem Argu-

 

43 BT-Drs. 11/2237, S. 45. 
44 Bregenhorn-Wendland, in: Peters, KV (SGB V), 88. Lfg., § 119 Rn. 1. 
45 Bregenhorn-Wendland, in: Peters, KV (SGB V), 88. Lfg., § 119 Rn. 1; Limpinsel, in: Sommer, SGB V, 
§ 119 Rn. 3; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 35. 
46 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 35; Ziegelmeier, in: 
KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 2. 
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ment ab, dass sie für medizinische Leistungen, nicht aber für päda-
gogische, soziale und psychosoziale Leistungen zuständig seien.47 
Aufgrund dieser unterschiedlichen Auffassungen wurde die zuvor 
praktizierte Kostenteilung zwischen der GKV und der Sozialhilfe in 
der Praxis teilweise fortgesetzt. Es bestand dabei die Hoffnung, dass 
es sich lediglich um eine Übergangsregelung handelte, bis mögliche 
Musterprozesse eine klare Rechtlage herbeiführen würden. 48 Solche 
Musterprozesse blieben allerdings aus. 

Zur Klärung der Rechtslage führte der Gesetzgeber 1992 eine leis-
tungsrechtliche Norm ein. 

3.1.2 Einführung von § 43a SGB V (1992) 

Mit § 43a SGB V49, welcher im Leistungsrecht der GKV angesiedelt 
wurde, erhoffte sich der Gesetzgeber, die bisherigen Unklarheiten be-
züglich der nichtärztlichen sozpäd. Leistungen der SPZen aufzulö-
sen.50 Die neue Vorschrift sollte bekräftigen, dass versicherte Kinder 
einen Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen haben und 
dass diese von den KK zu vergüten sind.51  

Trotz der Einführung des § 43a SGB V a.F. bestanden weiterhin große 
Rechtsunsicherheiten. Grund dafür war, dass parallel zur Einführung 
des § 43a SGB V der § 119 II SGB V a.F. entfernt und § 119 Abs. 3 a.F. 
zum neuen Abs. 2 gemacht wurde.52 Somit wurde der bisherige Leis-
tungsumfang aus § 119 II SGB V a.F. – alle nichtärztlichen und ärztli-
chen sozpäd. Leistungen umfassend – ersatzlos aus § 119 SGB V a.F. 
gestrichen. Dies war problematisch, da § 43a SGB V a.F. den Umfang 
der Leistungen der SPZen regeln sollte, dieser Umfang im Vergleich 

 

47 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 37f.. 
48 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 38. 
49 Mit dem 2. ÄndG des SGB V vom 20.12.1991 m.W.v 01.01.1992 (BGBl. I, 2325). 
50 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 39; Schmidt, in: Pe-
ters, KV (SGB V), § 43a Rn. 2. 
51 BT-Drs. 12/1154, 6; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 2; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 
43a SGB V Rn. 2. 
52 SGB V i.d.F. des Gesetzes BGBl. I, 2325 v. 20.12.1991. 



13 

zum bis dahin bestehenden Abs. 2 des § 119 SGB V a.F. jedoch deut-
lich eingeschränkt wurde. Der Anspruch von Kindern war durch die 
Neueinführung des § 43a SGB V a.F. plötzlich auf einen Anspruch auf 
nichtärztliche sozpäd. Leistungen zur Früherkennung von Krankhei-
ten und auf die Erstellung eines Behandlungsplans beschränkt, wäh-
rend nach § 119 II SGB V a.F. alle ärztlichen sowie nichtärztlichen 
Leistungen, insbesondere auch psychologische Leistungen, zur 
sozpäd. Behandlung gehört hatten. Entsprechend brachte die Neu-
einführung des § 43a SGB V mit zeitgleicher Streichung des § 119 II 
SGB V a.F. nicht den gewünschten Effekt einer Klärung der Rechts-
lage.53  

Der Gesundheitsausschuss des Bundesrats erkannte im Vorfeld der 
Einführung von § 43a SGB V, dass dieser zu erneuter Unsicherheit füh-
ren würde und regte daher eine Änderung des Gesetzentwurfes an.54 
Er forderte eine Änderung von § 43a SGB V bei der mit aufgenommen 
werden sollte, dass ein Anspruch auf eine sozpäd. Behandlung, ein-
schließlich ärztlicher und nichtärztlicher Leistungen, besteht.55 Der 
Bundesrat begründete seinen Änderungswunsch damit, dass die leis-
tungsrechtliche Vorschrift nicht hinter die Beschreibung der sozpäd. 
Behandlung aus § 119 II SGB V zurückfallen dürfe, da es sich dabei um 
eine „Komplexleistung mit dem Schwergewicht auf rehabilitativen 
Elementen“ handele.56 Der Bundesrat wandte sich mit seinem Vor-
schlag an den Vermittlungsausschuss, der diesen jedoch nicht an-
nahm, weshalb der ursprüngliche Gesetzesentwurf rechtskräftig um-
gesetzt wurde. Insofern hatte der Bundesrat erfolglos versucht, den 
Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen auf die gesamte ärzt-
liche und nichtärztliche sozpäd. Behandlung zu erstrecken.57 

 

53 Noftz, in: Hauck (Hrsg.) GKV Komm., § 43a SGB V Rn. 5; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche 
Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 42. 
54 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 41. 
55 BR-Drs. 647/1/91, S. 3, abgedruckt bei Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leis-
tungen in SPZen, S. 40f.. 
56 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 41. 
57 BT-Drs. 12/1363, 10f., 16 jeweils zu Nr. 5; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 2. 
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3.1.3 Änderung des§ 43a SGB V (2001) 

Eine Änderung des § 43a I SGB V erfolgte im Zuge der Einführung 
des Reha- und Behinderungsrechts (SGB IX) m.W.v. 01.07.200158. 
Dem § 43a SGB V (heutiger Abs. 1) wurde ein zweiter Halbsatz mit 
dem Wortlaut „§ 30 des Neunten Buches bleibt unberührt“59 ange-
fügt. Damit sollte klargestellt werden, dass § 30 SGB IX weiterhin gilt 
und bei Leistungen zur Frühförderung Anwendung findet.60 Am 
24.06.200361 wurde § 5 FrühV m.W.v. 01.07.2003 eingeführt, der in-
haltlich dem Wortlaut der §§ 43a SGB V und 30 SGB IX entsprach. 

3.1.4 Einführung des § 43a II SGB V (2009) 

Mit Art. 15 Nr. 4 des Gesetzes zur Änderung der arzneimittelrechtli-
chen und anderen Vorschriften vom 17.07.200962 m.W.v. 23.07.2009 
wurde der bisherige Wortlaut des § 43a zu Abs. 1 und ein zweiter 
Absatz, der den Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen im 
Rahmen von ambulanten psychiatrischen Behandlungen erweiterte, 
hinzugefügt.63 Mit der Einführung des Absatz 2 war jedoch keine 
Ausweitung des Leistungsumfangs beabsichtigt.64 Parallel dazu 
wurde § 85 II 4 SGB V als vergütungsrechtliche Grundlage der nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen neu gefasst. Die bisherige Sollvor-
schrift verpflichtet die Vertragsparteien seitdem, eine angemessene 
Vergütung für nichtärztliche sozpäd. und psychiatrische Leistungen 
zu vereinbaren.65 Hintergrund dieser Änderung war, dass für die Fi-
nanzierung von niedergelassenen Kinder- und Jugendpsychiatern, 
die an der SPV teilgenommen haben, keine hinreichende Planungssi-

 

58 BGBl. I, 1046. 
59 § 43a SGB V i.d.F v. 2001. 
60 BT-Drs. 14/5074, S. 118. 
61 BGBl. I, 998. 
62 BGBl. I, 1990. 
63 Sommer, in: Sommer, SGB V, § 43a Rn. 3. 
64 BT-Drs. 16/13428, S. 90. 
65 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 3a; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 27. 
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cherheit mehr bestand, da einige KK die Vereinbarungen aufgekün-
digt hatten. 66 Somit entstand ein Regelungsbedarf, damit der Leis-
tungsanspruch aus § 43a SGB V gewährleistet blieb.67 

Mit dem Bundesteilhabegesetz vom 23.12.201668 m.W.v. 01.01.2018 
wurde in § 43a I SGB V der Bezug zum SGB IX geändert – § 30 SGB 
IX wurde durch die Angabe § 46 SGB IX ersetzt.69 

 

3.2 Leistungen nach § 43a SGB V 

Nach § 43a SGB V haben versicherte Kinder einen Anspruch auf 
nichtärztliche sozpäd. Leistungen. Die Vorschrift des § 43a SGB V 
kann als Ausnahmevorschrift zum allgemeinen Leistungsanspruch 
des § 27 I 1 SGB V angesehen werden, da sie den Zuständigkeitsbe-
reich der GKV auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen erweitert.70 Sys-
tematisch hat die Vorschrift einen engen Zusammenhang mit § 119 
SGB V, als leistungserbringungsrechtliche Vorschrift.71 Wie in Punkt 
2.1 bereits genannt, wurde § 43a SGB V korrespondierend zu § 119 
SGB V, nachträglich eingeführt.  

3.2.1 Anspruchsinhalt 

§ 43a SGB V gewährt einen Anspruch auf nichtärztliche sozpäd., ins-
besondere auf psychologische, heilpädagogische und psychosoziale, 
Leistungen. Folglich ist er von anderen leistungsrechtlichen Vorschrif-
ten, die Regelungen über ärztliche (sozpäd.) Leistungen beinhalten (§§ 
20, 23, 26, 40, 41, 43 SGB V), abzugrenzen.72 Nach h.M. geht § 43a SGB 
V als Spezialnorm den Ansprüchen aus den allgemeinen Vorschriften 

 

66 BT-Drs. 16/12256, S. 1, 65. 
67 BT-Drs. 16/12256, S. 1, 65. 
68 BGBl. I, 3234. 
69 Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 2; Ossene, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, 
GK GesR, § 43a SGB V Rn. 17. 
70 Székely, in: GK SRB, § 43a SGB V Rn. 1; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 6; Ziegelmeier, in: 
KassKomm, 99. EL, § 43a SGB V Rn. 11. 
71 Mrozynski, in: Wannagat, § 43a SGB V Rn. 6; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V 
Rn. 3; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 2. 
72 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 3; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn 4; 
Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 6. 
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der §§ 27, 28 i.V.m § 15 I 2 SGB V vor.73 Die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen sollen im Zusammenwirken von Ärzten und Fachkräften 
aus nichtärztlichen Heilberufen erbracht werden.74 Die in § 43a I SGB 
V aufgeführten sozpäd. Leistungsarten sind dabei nicht abschließend 
zu verstehen.75 Die Vorschrift steht in einem engen Zusammenhang 
mit § 85 II 4 SGB V.76  

§ 43a SGB V besteht aus zwei Absätzen, die unterschiedliche Leis-
tungsansprüche gewähren. Die verschiedenen Inhalte der einzelnen 
Absätze werden nachfolgend kurz dargestellt. 

Absatz 1 

Der Anspruch ist auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen zur Frühdi-
agnostik und zur Aufstellung eines Behandlungsplans beschränkt.77 
Folglich dürfen andere Behandlungszwecke, wie die Heilung, Linde-
rung oder Verbesserung einer Krankheit, im Rahmen des Abs. 1 nicht 
verfolgt werden.78 Nichtärztliche sozpäd. Leistungen, die nicht die 
Frühdiagnostik und die Aufstellung eines Behandlungsplans als Ziel 
verfolgen, gehören somit nach Abs. 1 nicht in den Leistungsumfang 
der GKV.79 Maßnahmen mit dem Ziel der Heilung, Verbesserung o-
der Verhinderung einer Krankheit (entsprechend der Zielsetzung des 
§ 11 II SGB V) können nach h.M. nur auf den allgemeinen Grundlagen 
der §§ 27, 28 SGB V erbracht werden.80 Damit ist ein Anspruch auf 

 

73 Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 43a SGB V Rn. 1; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, 
§ 43a SGB V Rn. 23; Wagner, in:  Krauskopf, Rn. 7; a.A. Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beur-
teilung von Leistungen in SPZen, S. 57. 
74 Wulfert, Ärzte Zeitung 2012, S. 8; Ziegelmeier, in KassKomm, 99. EL, § 43a SGB V Rn. 11. 
75 Hellkötter-Backes, in: Hänlein/ Schuler (Hrsg.), SGB V, GKV, § 43a Rn. 5; Székely, in: GK SRB, § 43a 
SGB V Rn. 3; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 11. 
76 Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm. SozR, § 43a SGB V Rn. 4; Ossege, in: 
Brechthold/ Huster/ Rehborn, GK GesR, § 43a SGB V Rn. 17; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 
12; Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm., § 43a SGB V Rn. 4.  
77 Mrozynski, in: Wannagat, § 43a SGB V Rn. 6; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 9; jurisPK-SGB 
V, § 43a Rn. 6; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 15 
78 Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm. SozR, § 43a SGB V Rn. 2; Knauer/ Brose, 
in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 43a SGB V Rn. 4. 
79 Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm. SozR, § 43a SGB V Rn. 2; Knauer/ Brose, 
in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 43a SGB V Rn. 4. 
80 BSG Urteil v. 31.03.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris (noch zur RVO); Wagner, in:  Krauskopf, § 43a SGB 
V Rn. 8; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 15; Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), 
MedR, § 43a SGB V Rn. 4. 
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nichtärztliche sozpäd. Behandlung im Rahmen des Behandlungs-
plans ausgeschlossen.81 Jedoch kann die Abgrenzung zwischen der 
Diagnostik und der Aufstellung eines Behandlungsplans einerseits 
und der Behandlung bzw. Therapie andererseits im Einzelfall 
schwierig sein.82 

Absatz 2 

Bis zur Änderung des § 43a SGB V im Jahr 2009 waren nichtärztliche 
sozpäd. Leistungen innerhalb der Behandlung im Leistungsrecht des 
SGB V nicht erfasst.83 Der im Zuge des sog. „Omnibusgesetzes 2009“ 
neu eingeführte Abs. 2 erweiterte den Leistungsanspruch jedoch für 
Kinder mit psychischen Erkrankungen. Er gewährt einen Anspruch 
auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen im Rahmen einer ambulanten 
psychiatrischen Behandlung. Der Anspruch des Abs. 2 geht folglich 
über den des Abs. 1 hinaus, indem er nichtärztliche sozpäd. Leistun-
gen zur Behandlung von Kindern mit psychischer Erkrankung ge-
währt.84 Der Gesetzgeber beabsichtigte mit der Einführung des Abs. 
2 keine Ausweitung des Leistungsanspruches für den gesamten Be-
reich der Sozialpädiatrie.85 Die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen 
sollten lediglich in der psychiatrischen Versorgung für Kinder er-
bracht werden.86 Dadurch sollte sichergestellt werden, dass nichtärzt-
liche sozpäd. Leistungen unter Verantwortung niedergelassener 
Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie in der ambulanten psy-
chiatrischen Behandlung von Kindern und Jugendlichen erbracht 
werden und die SPV weiter fortgeführt werden können.87  

 

81 Hellkötter-Backes, in: Hänlein/ Schuler (Hrsg.), SGB V, GKV, § 43a Rn. 6; Mrozynski, in: Wannagat, 
SGB V, § 43a Rn. 6; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 5. 
82 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 17; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 15. 
83 Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 14. 
84 Hellkötter-Backes, in: Hänlein/ Schuler (Hrsg.), SGB V GKV, § 43a Rn. 7; Ossege, in: Brechthold/ 
Huster/ Rehborn, GK GesR, § 43a SGB V Rn. 8; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 3. 
85 BT-Drs. 16/13428, S. 90; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 17. 
86 BT-Drs. 16/13428, S. 90. 
87 BT-Drs. 16/13428, S. 90 
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3.2.2 Anspruchsberechtigte 

Anspruchsberechtigt sind versicherte Kinder nach den allgemeinen 
Vorschriften der §§ 5-10 SGB V.88 In § 43a SGB V sind keine Alters-
grenzen für einen Leistungsanspruch enthalten.89 Nach h.M. ergibt 
sich für Abs. 1 eine Beschränkung des Alters aus dem Sinn und 
Zweck der Leistung.90 Der Leistungszweck (Frühdiagnostik und Be-
handlungsplan) lässt darauf schließen, dass die Leistungen weitest-
gehend von jüngeren Kindern in Anspruch genommen werden, da es 
darum geht, Krankheiten zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erken-
nen.91 Dies schließt einen Anspruch für ältere Kinder jedoch nicht 
aus. Für § 43a II SGB V gilt zudem die Vereinbarung gem. § 85 II 4 
und § 43a SGB V über besondere Maßnahmen zur Verbesserung der 
sozialpsychiatrischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen 
(Sozialpsychiatrie Vereinbarung), da § 43a II SGB V explizit einge-
führt wurde, um die sozialpsychiatrische Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen zu gewährleisten.92 Entsprechend § 1 II der SPV 
sind die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen im Rahmen der ambu-
lant psychiatrischen Behandlung nach § 43a II SGB V auf die Vollen-
dung des 18. Lebensjahres begrenzt bzw. müssen die Behandlungen 
vor der Vollendung des 18. Lebensjahres begonnen werden. 

Unter Kindern können folglich all diejenigen verstanden werden, de-
nen nichtärztliche sozpäd. Leistungen ein Nutzen bringen können.93 
Dazu zählen alle Personen, die nach medizinischer Bewertung dem 

 

88 Adelt, in: Kruse/ Hänlein, LPK-SGB V, § 43a Rn. 2; Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, 
Komm. SozR, § 43a SGB V Rn. 2; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 6; Székely, 
in: GK SRB, § 43a SGB V, Rn 1; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 5. 
89 Ricken, in: Eichenhofer/ v. Koppenfels-Spies/ Wenner, SGB V, § 43a Rn. 2; Schmidt, in: Peters, KV 
(SGB V), § 43a Rn. 8. 
90 Adelt, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, § 43a Rn. 2; Hellkötter-Backes, in: Hänlein/ Schuler, LPK-
SGB V, § 43a Rn. 2; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 6. 
91 Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm. SozR, § 43a SGB V, Rn. 2; Knauer/ Brose, 
in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 43a SGB V Rn. 2; Ziegelmeier, in: KassKomm, 99. EL, § 43a SGB V Rn. 
16.  
92 Dazu näher unten Punkt 3.4.1.2. 
93 Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 6. 
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fachlichen Bereich der Pädiatrie (Kinderheilkunde) zuzuordnen 
sind.94  

3.2.3 Anspruchsvoraussetzungen 

Es handelt sich bei den Absätzen 1 und 2 um verschiedene An-
spruchsinhalte, die aber weitestgehend dieselben Voraussetzungen 
haben.  

Ein Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen gem. § 43a SGB 
V setzt eine Leistungserbringung unter ärztlicher Verantwortung vo-
raus. Das bedeutet, dass die Leistungen von einem Arzt angeordnet, 
angeleitet und überwacht werden müssen.95 Für die Leistungserbrin-
gung unter ärztlicher Verantwortung gelten die allgemeinen Rege-
lungen zur Zulässigkeit von Hilfsleistungen von nichtärztlichen 
Hilfspersonen aus den §§ 15 I 2, 28 I 2 SGB V.96 Daraus geht hervor, 
dass auch die Hilfeleistungen anderer Personen zur ärztlichen Be-
handlung gehören, wenn diese von einem Arzt angeordnet und ver-
antwortet werden.  

Als Hilfspersonen werden die unmittelbaren Mitarbeiter des Arztes, 
aber auch andere Fachkräfte der medizinischen Hilfsberufe (u.a. 
Krankengymnasten, Logopäden, nichtärztliche Psycho- und Verhal-
tenstherapeuten) betrachtet.97 Es können nur die Tätigkeiten von 
Hilfspersonen von § 28 I 2 SGB V umfasst werden, die der Arzt auf-
grund seines medizinischen Fachwissens verantworten kann.98 Folg-
lich können Leistungen, die selbstständig und ohne ärztliche Anord-
nung von nichtärztlichem Personal durchgeführt werden (z.B. durch 

 

94 Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 43a SGB V Rn. 2; Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-
Komm, § 43a SGB V Rn. 3. 
95 Adelt, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, § 43a Rn. 3; Igl, in: Igl/ Welti, GesR, § 15 Rn. 30; Noftz, in: 
Hauck, SGB V, § 43a Rn. 15. 
96 Fastabend/ Schneider, Das Leistungsrecht der GKV, Rn. 49; Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Wal-
termann, Komm. SozR, § 43a SGB V Rn. 2 
97 Lang, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm., § 28 SGB V Rn. 19; Nebendahl, in: Spickhoff (Hrsg.), Me-
dizinrecht, § 28 SGB V Rn. 8. 
98 Lang, in: Becker/ Kingreen (Hrsg.), GKV-Komm., § 28 SGB V Rn. 20; Sommer, in: Sommer, SGB V, 
§ 28 Rn. 5. 
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Verordnung), keine Leistungen nach § 43a SGB V sein.99 Die ärztliche 
Verantwortung i.S.d. § 43a SGB V kann als stark abgeschwächte Mit-
verantwortung verstanden werden.100 Die Intensität der Verantwor-
tung ist von der Art, dem Schwierigkeitsgrad und dem Risiko der Be-
handlung, im jeweiligen Einzelfall, abhängig.101  

Darüber hinaus müssen die Leistungen nach Abs. 1 zur Krankheits-
erkennung und Aufstellung eines Behandlungsplans erforderlich 
sein, während in Abs. 2 kein Gebot der Erforderlichkeit normiert 
ist.102 Dementsprechend dürfen Leistungen nach Abs. 1 das Maß des 
Notwendigen nicht überschreiten, d.h. sie müssen zur Erreichung 
des Leistungszwecks unentbehrlich und unvermeidbar sein.103 Den 
Maßstab der Erforderlichkeit bilden somit die Art, Schwere und 
Dauer der Erkrankung. Das bedeutet, dass sollten Kinderärzte oder 
Frühförderstellen in der Lage sein, die Krankheit mit ärztlichen Maß-
nahmen festzustellen oder einen Behandlungsplan aufzustellen, 
keine Erforderlichkeit der nichtärztlichen sozpäd. Leistungen be-
steht.104 Obwohl in Abs. 2 kein wörtliches Gebot der Erforderlichkeit 
existiert, gilt hier das allgemeine Wirtschaftlichkeitsgebot der §§ 2 I 3, 
12 I SGB V.105 Folglich dürfen im Rahmen des Abs. 2 lediglich Leis-
tungen erbracht werden, die für den besonderen Behandlungszweck 
notwendig sind.106  

Einen weiteren Unterschied der beiden Absätze stellen die inhaltli-
chen Voraussetzungen dar. Nach Abs. 1 müssen die nichtärztlichen 

 

99 Fastabend/ Schneider, Das Leistungsrecht der GKV, Rn 49; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, 
§ 43a SGB V Rn. 7. 
100 BSG SozR-2000, § 182 Nr. 48, S. 93; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 15; Schulin, Krankenversi-
cherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 49; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 
43a SGB V Rn. 10. 
101 Adelt, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, § 43a Rn. 3; Fastabend/ Schneider, Das Leistungsrecht der 
GKV, Rn 49. 
102 Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 8; Ziegelmeier, in: KassKomm,101. EL, § 
43a SGB V Rn. 29. 
103 Adelt, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, § 12 Rn. 8; BSG, SozR 2200, § 182b RVO, Nr. 25; Ziegelmeier, 
in: KassKomm, 101. EL § 43a SGB V Rn. 16. 
104 Sommer, in: Jahn/Sommer, SGB V, § 43a Rn. 6; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB 
V Rn. 9. 
105 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 28; Ziegelmeier, in: KassKomm,101. EL, § 43a SGB V Rn. 29, 
näheres zur Wirtschaftlichkeit s. Hellmann/ Herffs, Der ärztliche Abrechnungsbetrug, Rn. 23 ff.. 
106 Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 29; s. weiter Janda, MedR, S. 82. 
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sozpäd. Leistungen der Früherkennung einer Krankheit und der Auf-
stellung eines Behandlungsplans dienen.107 Dies ist nicht der Fall, 
wenn andere Ziele, wie die Behandlung selbst, durch die nichtärztli-
chen sozpäd. Leistungen verfolgt werden.108 Ein Anspruch auf nicht-
ärztliche sozpäd. Leistungen im Rahmen der Therapie besteht 
nicht.109 Abs. 2 weicht diesbezüglich von Abs. 1 ab. Voraussetzung 
für einen Anspruch nach Abs. 2 ist, dass sich das Kind in einer ambu-
lant psychiatrischen Behandlung befindet, d.h. es muss eine psychi-
sche Erkrankung bei dem versicherten Kind vorliegen.110 Die nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen müssen folglich in die ärztliche-psy-
chiatrische Behandlung integriert sein. 

Weiterhin müssen die Leistungen des § 43a SGB V ambulant erbracht 
werden.111 Die ambulante Leistungserbringung nach Abs. 1 ist dem 
Wortlaut nicht direkt zu entnehmen, ergibt sich jedoch aus dem sys-
tematischen Zusammenhang mit § 119 SGB V.112 Die ambulante Leis-
tungserbringung nach Abs. 2 geht wörtlich aus dem Absatz hervor.  

Sind alle Voraussetzungen des jeweiligen Absatzes erfüllt, besteht ein 
Rechtsanspruch des Kindes auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen – 
entweder zur Früherkennung und Aufstellung eines Behandlungs-
plans (Abs.1) oder im Rahmen der ambulanten psychiatrischen Be-
handlung (Abs. 2).113 Infolgedessen kommt den KK in § 43a SGB V 
kein Ermessensspielraum zu.  

 

107 BSG Urteil v. 15.03.1995 - 6 RKa 1/94 – SozR 3-2500, § 118 Nr. 1; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), 
§ 43a Rn. 18. 
108 Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm. SozR, § 43a SGB V Rn 2.; Schnitzler, in: 
Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 8. 
109 S.o.Kapitel 3.2.1. 
110 SG, Stralsund Urteil v. 15.09.2016 – S 3 KR 168/16 ER, openjur Rn. 28. 
111 Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm. SozR, § 43a SGB V Rn. 2; Schnitzler, in: 
Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 11, 17. 
112 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 19; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 
11.  
113 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 12. 
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3.2.4 Ärztliche und nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen 

Bei den Leistungen der GKV kann zwischen ärztlichen und nichtärzt-
lichen sozpäd. Leistungen unterschieden werden. Eine Abgrenzung 
ist im Hinblick auf § 43a SGB V sinnvoll, da diese Vorschrift die Be-
sonderheit hat, dass mit ihr ein Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. 
Leistungen begründet wird, während die anderen leistungsrechtli-
chen Normen des SGB V überwiegend einen Anspruch auf ärztliche 
sozpäd. Leistungen gewähren.  

Sozpäd. Leistungen sind grundsätzlich Leistungen der Kinderheil-
kunde, mit denen multifunktionale Schädigungen oder Störungen 
durch frühe Diagnostik und Therapie verhindert, geheilt oder deren 
Auswirkungen gemildert werden sollen.114 Es handelt sich bei diesen 
Leistungen um ein ganzheitliches diagnostisches und therapeuti-
sches Vorgehen, welches medizinische, psychologische, pädagogi-
sche und soziale Maßnahmen verbindet.115 Der Fokus der sozpäd. 
Leistungen liegt auf den sozialen Bezügen der Kinder.116 Die sozpäd. 
Leistungen werden in fachübergreifender Zusammenarbeit von 
„Nichtärzten“, unter anderem von Psychologen, Sozialarbeitern, 
Heilpädagogen, Psychotherapeuten, Physiotherapeuten, Ergothera-
peuten, Spieltherapeuten und Sprachtherapeuten, in Einrichtungen 
wie den SPZen oder von selbstständigen Fachkräften erbracht.117  

Ärztliche sozpäd. Leistungen umfassen gem.§ 26 SGB V Gesund-
heitsuntersuchungen für Kinder und gem. § 27 I 1 SGB V Krankenbe-
handlungen. Dazu gehören ärztliche Behandlungen (§ 28 SGB V), 
Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln (§§ 33f. SGB V), medizinische 
Leistungen der Reha (§ 40 SGB V) sowie Erprobungs- und Arbeits-
therapien (§ 42 SGB V). Unter einer ärztlichen Behandlung gem. § 28 

 

114 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 13. 
115 BT-Drs. 11/2237, 202; Jabben, in: Neumann et. al., BeckKomm.-SGB IX, § 46 Rn 9. 
116 Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm. SozR, § 43a SGB V Rn. 3; Székely, in: GK 
SRB, § 43a SGB V Rn. 2; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 5. 
117 Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm SozR, § 43a SGB V Rn. 3; Welti, in: Becker/ 
Kingreen, GKV-Komm., § 43a SGB V Rn. 5. 
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I 1 SGB V ist die Tätigkeit des Arztes zur Verhütung, Früherkennung 
und Behandlung von Krankheiten zu verstehen. Es handelt sich bei 
der ärztlichen Tätigkeit um Maßnahmen, die vom Arzt persönlich 
durchgeführt werden.118 Dies gilt i.d.R. für Vertragsärzte und er-
mächtigte Ärzte, aber auch für ärztlich geleitete Einrichtungen (wie 
SPZen), wenn sie zur Teilnahme an der ärztlichen Versorgung er-
mächtigt sind.119 Nach § 28 I 2 SGB V zählen zur ärztlichen Behand-
lung auch Leistungen, die nicht direkt von einem Arzt, sondern von 
anderen Berufsgruppen hilfsweise ausgeführt werden, solange sie 
vom Arzt angeordnet und verantwortet werden.120  

Der Begriff „nichtärztliche“ Leistungen wird im SGB V nicht legal de-
finiert.121 Dem Wortlaut nach ist anzunehmen, dass es sich bei nicht-
ärztlichen Leistungen um jene handelt, die nicht direkt vom Arzt, 
sondern von Nichtärzten erbracht werden.122 Nichtärztliche Leistun-
gen sind folglich solche Leistungen, die i.S.d. §§ 15 I 2, 28 I 2 SGB V 
von Hilfspersonen unter ärztlicher Verantwortung erbracht werden. 
Entsprechend sind nichtärztliche Leistungen grundsätzlich Teil der 
ärztlichen Behandlung nach § 28 SGB V, solange der Arzt sie anord-
net und verantwortet.123  

Nichtärztliche sozpäd. Leistungen sind überwiegend nicht medizini-
scher Natur.124 Im Zusammenwirken von Ärzten mit den o.g. Berufs-
gruppen wird – im Gegensatz zu rein medizinischen Maßnahmen – 
das soziale Umfeld von Kindern in die Behandlung mit einbezogen. 
Die Aufzählung der Berufsgruppen in § 43a I SGB V ist nicht abschlie-

 

118 BSG, Urteil v. 10.05.1995 – 1 RK 20/94, BSGE 76, 109 = NZS 1996, 68; Hellmann/ Herffs, Der ärztliche 
Abrechnungsbetrug, Rn. 20. 
119 Vgl. § 95 IV SGB V; Nolte, in: KassKomm, § 28 SGB V Rn. 4; Nebendahl, in: Spickhoff (Hrsg.), 
Medizinrecht, § 28 SGB V Rn. 3; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in 
SPZen, S. 77. 
120 Nommensen/ Rehder, in: HzS, SGB V Rn. 18; Ebsen, I./ Wallrabenstein, A., in: Ruland/ Becker/ Axer, 
SozRHandb., Rn. 81. 
121 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 48. 
122 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 49; s. auch BT-Drs. 
11/2237, zu § 128 Abs. 2 u. 3, S. 202. 
123 Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm., § 43a SGB V Rn. 1. 
124 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 2; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 8. 
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ßend, weshalb nicht eindeutig geklärt ist, welche Leistungen im Ein-
zelnen unter den nichtärztlichen sozpäd. Leistungen zu verstehen 
sind.125 Nichtärztliche sozpäd. Leistungen sind Dienstleistungen, die 
in Form von Sachleistungen erbracht werden.126 Sie haben Heilmit-
telcharakter,127 unterscheiden sich von Heilmitteln jedoch dadurch, 
dass sie unter ärztlicher Verantwortung erbracht werden.128 Heilmit-
tel hingegen werden auf der Grundlage einer ärztlichen Verordnung 
eigenverantwortlich von den Therapeuten erbracht (s. §§ 32 i.V.m. 
124 f. SGB V).129  

3.2.5 Verhältnis von § 43a SGB V zu § 46 SGB IX 

Mit dem Verweis in § 43a I l Hs 2 SGB V auf § 46 SGB IX (Früherken-
nung und Frühförderung) wird ein Bezug zum SGB IX hergestellt. § 
46 SGB IX kann als Parallelvorschrift zu § 43a I SGB V – für die Früh-
erkennung von Krankheiten – angesehen werden.130 Die Vorschrift 
regelt die Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung für 
Kinder mit (drohender) Behinderung. Leistungsberechtigt sind Kin-
der mit (drohender) Behinderung, die noch nicht schulpflichtig sind 
(§ 46 III 3 SGB IX).  

In der Literatur ist durch den Verweis zu § 46 SGB IX strittig, ob § 43a 
SGB V eine einschränkende Spezialregelung zu § 46 SGB IX i.S.d. § 7 
I 1 SGB IX darstellt oder nicht. Einigkeit besteht zunächst darin, dass 
„bleibt unberührt“ fachsprachlich bedeutet, dass § 43a SGB V den Re-
gelungsgehalt des § 46 SGB IX nicht tangiert.131 Jedoch gehen die da-
raus folgenden Schlussfolgerungen auseinander. Auf der einen Seite 

 

125 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 48, Wiemers, in: ju-
risPK-SGB V, § 43a Rn. 13. 
126 Jabben, in: Neumann et. al., BeckKomm.-SGB IX, § 46 Rn 9; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 12; 
Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn 10. 
127 Jabben, in: Neumann et. al., BeckKomm.-SGB IX, § 46 Rn 9; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 12. 
128 Jabben, in: Neumann et. al., BeckKomm.-SGB IX, § 46 Rn 9; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 
43a SGB V Rn. 10. 
129 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 84; Ziegelmeier, in: 
KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 10; Schaumberg, SozR Einführung, Rn. 190. 
130 Luik, in: Dau/ Düwell/ Joussen, LPK-SGB IX, § 46 Rn. 8; Wiemers, in: jurisPK – SGB V, § 43a Rn. 3. 
131 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn.20a; Ossege, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, GK GesR, § 43a SGB 
V Rn. 13; Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm., § 43a SGB V Rn. 6; Ziegelmeier, in: KassKomm, 
101. EL, § 43a SGB V Rn. 18. 
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wird die Meinung vertreten, dass der Wortlaut „§ 46 des Neunten 
Buches bleibt unberührt“ aufzeige, dass § 43a keine einschränkende 
Wirkung gegenüber § 46 SGB IX habe.132 Daraus sei abzuleiten, dass 
der Gesetzesvorbehalt des § 7 I 1 SGB IX nicht greife und die Rege-
lungen des § 46 SGB IX so bestehen bleiben. 133 Dementsprechend 
können sich auch weitergehende Ansprüche aus §§ 46 I 1 Nr. 1, II SGB 
IX zulasten der KK ergeben.134  

Auf der anderen Seite wird die Meinung vertreten, dass der § 46 SGB 
IX zwar grundsätzlich nicht tangiert werde, jedoch § 7 I 1, 2 SGB IX 
als Kollisionsnorm zu beachten sei.135 § 7 I 1, 2 SGB IX sei lediglich für 
§ 46 II SGB IX von Bedeutung, da es zu § 46 I SGB IX korrelierende 
Rechtsgrundlagen im SGB V gebe und § 46 III SGB IX keine abwei-
chende Regelung zu § 43a SGB V darstelle.136 Der Verweis solle nach 
der Absicht des Gesetzgebers lediglich klarstellen, dass sich die Er-
bringung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen in interdisziplinä-
ren Frühförderstellen weiterhin nach § 46 SGB IX richte.137 Eine Leis-
tungsausweitung für die GKV sei nicht beabsichtigt gewesen. Hinge-
gen erweitere § 46 II SGB IX den Leistungsumfang des § 43a SGB V 
um Leistungen, die nicht unter ärztlicher Verantwortung erbracht 
werden müssen und um Förder- und Behandlungsmaßnahmen. Da-
mit gehe § 43a SGB V als Spezialnorm des SGB V dem § 46 II SGB IX 
vor und schließe dessen Anwendung aus.138 

Wie die Vertreter beider Ansichten zutreffend aufzeigen, wird der 
Regelungsgehalt des § 46 SGB IX durch den Verweis in § 43a I 1 Hs 2 

 

132 Ossege, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, GK GesR, § 43a SGB V Rn. 13; Welti, in: Becker/ Kingreen, 
GKV-Komm., § 43a SGB V Rn. 6; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 3. 
133 Jabben, in: Neumann et. al., BeckKomm.-SGB IX, § 46 Rn 3; Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-
Komm., § 43a SGB V Rn. 6. 
134 Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 3. 
135 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn.20a; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 18f. 
136 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn.20b-20d; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 
21. 
137 BT-Drs. 14/5074, 118. 
138 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 20d; LSG Rh.-Pf. Urteil v. 19.9.2006 – L 1 KR 65/04; Ziegelmeier, 
in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 23. 
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SGB V nicht tangiert. Das bedeutet, dass der Inhalt dieser Norm un-
verändert weitergilt. Das von den Befürwortern der Spezialregelung 
genannte Ziel des Gesetzgebers, dass sich die Leistungen in interdis-
ziplinären Frühförderstellen nach § 46 SGB IX richten sollen, ist le-
diglich dann erreicht, wenn der Gesetzesvorbehalt des § 7 I 1, 2 SGB 
IX nicht gilt. Ansonsten würden die Leistungen des § 46 II SGB IX 
eben nicht nach Maßgabe des § 46 SGB IX erbracht werden, weil die 
Spezialregelung des § 43a SGB V die Regelung des § 46 II SGB IX ver-
drängen würde. § 46 II SGB IX geht zwar zutreffend über den Rege-
lungsgehalt des § 43a SGB V hinaus, jedoch ist anzunehmen, dass der 
Gesetzgeber dies bei der Einführung des Verweises in § 43a I 1 Hs 2 
SGB V auf der Grundlage der oben genannten Gründe berücksichtigt 
hat. Dementsprechend ist der Meinung zu folgen, dass § 43a SGB V 
keine einschränkende Spezialregelung zu § 46 SGB IX darstellt und 
der Gesetzesvorbehalt des § 7 I 1 SGB IX nicht greift. Insofern besteht 
gegenüber den KK auch ein Anspruch auf die Leistungen gem. § 46 
II SGB IX. 

3.2.6 Sozialpsychiatrie-Vereinbarung 

Die „Vereinbarung gem. § 85 II 4 und § 43a SGB V über besondere 
Maßnahmen zur Verbesserung der sozialpsychiatrischen Versor-
gung von Kindern und Jugendlichen“ (sog. „Sozialpsychiatrie-Ver-
einbarung“), trat in der Fassung vom 01.07.2009 für die Primärkassen 
als Anlage 11 zum Bundesmantelvertrag Ärzte/ Ersatzkassen in 
Kraft.139 Eine Vereinbarung über besondere Maßnahmen zur Verbes-
serung der sozialpsychiatrischen Versorgung von Kindern und Ju-
gendlichen trat im Ersatzkassenbereich bereits m.W.v. 01.07.1994 in 
Kraft.140  

 

139 GKV-Spitzenverband, Bundesmantelvertrag [Internetquelle]; Schydlo, Dt. Ärztebl. 1994, 2057. 
140 Anlage 11 zum Bundesmantelvertrag Ärzte/Ersatzkassen, veröffentlicht im Dt. Ärztebl. Heft 28-
29/1994. 
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Die SPV wurde zwischen der KBV und dem GKV-Spitzenverband 
geschlossen. Hintergrund der Einführung der SPV war eine unzu-
reichende ambulante ärztliche Versorgung für psychisch kranke Kin-
der. Niedergelassene Kinder- und Jugendpsychiater hatten im beruf-
lichen Alltag Schwierigkeiten, da für die Zusammenarbeit mit ande-
ren Berufsgruppen keine Vergütungsmöglichkeit bestand, diese je-
doch für eine ganzheitliche Behandlung notwendig gewesen wäre.141 
Dies wurde im Bereich der psychiatrischen Tätigkeit im Ersatzkas-
senbereich mit der SPV 1994 erstmals umgesetzt.142  

Die SPV m.W.v. 01.07.2009 dient der Förderung einer qualifizierten 
interdisziplinären sozialpsychiatrischen Behandlung von Kindern in 
der ambulanten vertragsärztlichen Versorgung. Es sollen gezielt Be-
handlungsangebote aufgebaut werden, die im Katalog der abrech-
nungsfähigen ärztlichen Leistungen nach dem EBM nicht aufgeführt 
werden.143 Die SPV soll bei komplexen sozpäd. und sozialpsychiatri-
schen Behandlungsproblemen insbesondere durch eine ambulante 
ärztliche Behandlung eine Alternative zur stationären Versorgung 
und anderen institutionellen Betreuungsformen ermöglichen.144 Da-
mit erfüllen die Vertragspartner gem. § 1 I SPV den gesetzlichen Auf-
trag aus § 85 II 4 i.V.m. § 43a SGB.145  

Mit der SPV können nichtärztliche Berufsgruppen in die Praxen von 
niedergelassenen Kinder- und Jugendpsychiatern integriert werden 
und die teilnehmenden Ärzte in enger Kooperation mit komplemen-
tären Berufen, interdisziplinär zusammenzuarbeiten.146  

 

 

141 Schydlo, Dt. Ärztebl. 1994, 2057 (2058). 
142 Schydlo, Dt. Ärztebl. 1994, 2057 (2058). 
143 GKV-Spitzenverband, Bundesmantelvertrag Anlagen [Internetquelle]. 
144 GKV-Spitzenverband, Bundesmantelvertrag Anlagen [Internetquelle]; Ziegelmeier, in KassKomm, 101. 
EL, § 43a SGB V Rn. 8. 
145 Ziegelmeier, in KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 8. 
146 KBV, Sozialpsychiatrie [Internetquelle]; Schydlo, Dt. Ärztebl. 1994, 2057 (2058). 
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3.3 Ermächtigung von sozialpädiatrischen Zentren nach § 119 
SGB V 

Neben zugelassenen und ermächtigten Ärzten können ermächtigte 
ärztlich geleitete Einrichtungen unter den Voraussetzungen des § 31 
I Ärzte-ZV, im Wege einer Institutsermächtigung, in das System der 
vertragsärztlichen Versorgung aufgenommen werden (§ 95 I 1 SGB 
V).147 Nach § 119 I SGB V werden SPZen zur ambulanten sozpäd. Be-
handlung von Kindern ermächtigt, sofern die Ermächtigung für die 
Sicherstellung einer ausreichenden sozpäd. Behandlung notwendig 
ist.148 Mit der bedarfsabhängigen Ermächtigung nehmen die SPZen 
an der vertragsärztlichen Versorgung teil und sind den Vertragsärz-
ten (§ 95 IV SGB V) somit rechtlich weitestgehend gleichgestellt.149 
Für die Erteilung einer Ermächtigung benötigt es zunächst einen An-
trag des Trägers des SPZ, der an den örtlich zuständigen Zulassungs-
ausschuss (§ 96 SGB V) zu richten ist.150 Das Antragsverfahren ist ein 
Sozialverwaltungsverfahren i.S.d. § 8 SGB X.151 Der Zulassungsaus-
schuss entscheidet über die Ermächtigung durch Verwaltungsakt. 
Eine Ermächtigung kann nicht rückwirkend erteilt werden.152 

Systematisch ist § 119 SGB V in den leistungserbringungsrechtlichen 
Vorschriften des SGB V zu finden. Die Vorschrift orientiert sich an 
den Ermächtigungsvorschriften des § 116 SGB V, jedoch können nicht 
alle zu § 116 SGB V entwickelten Grundsätze Berücksichtigung fin-
den.153 Insbesondere der Grundsatz der zweijährigen Befristung fin-
det bei der Ermächtigung von SPZen keine Anwendung.154 

 

147 Igl, in: Igl/ Welti, GesR, § 15 Rn. 39; Wenner, Vertragsarztrecht, § 17 Rn 19. 
148 Düring, in: Schnapp/ Wigge, HandB. Des Vertragsarztrechts, S. 155, Rn. 31. 
149 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 62; Limpinsel, in: 
Sommer, SGB V, § 119 Rn. 4. 
150 Köhler-Hohamm, in: jurisPK-SGB V, § 119 Rn 27; Kremer/ Wittmann, Vertragsärztliche Zulassungs-
verfahren, Rn. 1082; Limpinsel, in: Sommer, SGB V, § 119 Rn. 5. 
151 Kremer/ Wittmann, Vertragsärztliche Zulassungsverfahren, Rn. 1079; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ 
Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 348. 
152 BSG, Urteil v. 24.11.1993 - 6 RKa 12/93, jurion Rn. 16 ff.; Kremer/ Wittmann, Vertragsärztiche Zulas-
sungsverfahren, Rn. 1082. 
153 BSG, Urteil v. 29.06.2011 - B 6 KA 34/ 10 R, juris, Rn. Leitsatz 3; Palsherm/ Clemens, in: GKV-Komm., 
§ 119 SGB V, Rn. 5; Wenner, Vertragsarztrecht, § 17 Rn 31. 
154 BSG, Urteil v. 29.06.2011 - B 6 KA 34/ 10 R, juris, Rn. Leitsatz 3. 
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3.3.1 Ermächtigungsvoraussetzungen 

Die Ermächtigung zur sozpäd. Behandlung von Kindern in einem 
SPZ wird erteilt, wenn die subjektiven und objektiven Ermächti-
gungsvoraussetzungen aus § 119 I SGB V erfüllt sind.  

Als subjektive Voraussetzung muss das SPZ gem. § 119 I 1 SGB V 
fachlich und medizinisch unter ständiger ärztlicher Leitung stehen. 
Von dem ärztlichen Leiter wird nach h.M. und den unverbindlichen 
Vorgaben des „Altöttinger-Papiers“155 verlangt, dass dieser Facharzt 
für Kinder- und Jugendmedizin ist, mindestens zwei Jahre in Vollzeit 
(oder eine entsprechende Zeit in Teilzeit) in einem SPZ tätig gewesen 
ist und die Zusatzweiterbildung „spezielle Sozialpädiatrie“ absol-
viert hat.156 Die Zusatzweiterbildung „spezielle Sozialpädiatrie“ 
wurde von der BÄK bisher jedoch nicht in die WBO aufgenommen, 
weshalb es bis dahin ausreichend ist, wenn die ärztliche Leitung über 
Zusatzqualifikationen in der Neuropädiatrie und der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie/ -psychotherapie verfügt.157  

Als weitere subjektive Voraussetzung aus § 119 I 1 SGB V muss eine 
leistungsfähige und wirtschaftliche sozpäd. Behandlung gewährleis-
tet sein. Eine Legaldefinition ist weder im KHG noch im SGB V zu 
finden, weshalb die Bedeutung des Begriffs umstritten ist. Nach der 
Gesetzesbegründung soll eine leistungsfähige und wirtschaftliche 
Leistungserbringung bei SPZen gewährleistet sein, wie es auch bei 
zugelassenen Krankenhäusern der Fall ist.158 Im Sinne des § 109 II, III 
SGB V bedeutet Leistungsfähigkeit, dass ein Krankenhaus „dauerhaft 
alle Anforderungen erfüllt, die nach dem aktuellen Erkenntnisstand 

 

155 Der DGSPJ v. 08.03.2002, in der überarbeiteten Fassung aus 2014. 
156 Hollmann/ Kretzschmar/ Schmid, Altöttinger Papier, S. 22. 
157 Hollmann/ Kretzschmar/ Schmid, Altöttinger Papier, S. 23. 
158 BT-Drs. 11/2237, S. 202. 
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der medizinischen Wissenschaft an Einrichtungen dieser Art zu stel-
len sind“159. Dabei kommt es insbesondere auf die personelle, räum-
liche und sachliche Ausstattung des SPZ an160. In personeller Hinsicht 
bedeutet dies, dass es mindestens einen fachlich geeigneten ärztli-
chen Leiter und einen Physiotherapeuten benötigt.161 Als Orientie-
rung für den weiteren Personalbedarf kann das „Altöttinger-Papier“ 
der DGSPJ herangezogen werden.162 Der personelle und sachliche Be-
stand muss nicht bereits bei Ermächtigungserteilung vorliegen, son-
dern es muss absehbar sein, dass „der ermächtigte Träger die ihm ob-
liegende Pflicht ordnungsgemäß erfüllen wird“163.  

Die Bedeutung des Wirtschaftlichkeitsprinzips geht aus den §§ 2 IV, 
12 I SGB V hervor.164 Eine wirtschaftliche sozpäd. Behandlung liegt 
demnach vor, wenn die Leistungen das Maß des Notwendigen nicht 
überschreiten. Ein SPZ erhält im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit 
nur dann eine Ermächtigung, wenn im relevanten Einzugsgebiet eine 
ausreichende Patientenzahl bereits vorhanden oder zu erwarten 
ist.165 Allerdings dürfen die Anforderungen an die Wirtschaftlichkeit 
nicht zu hoch sein, um die Entscheidung des Gesetzgebers für en 
nicht zu unterlaufen.166 Die Wirtschaftlichkeit darf laut Rechtspre-
chung bei der ersten Ermächtigungserteilung nicht von vornherein 
verneint werden, sondern sollte zunächst gem. § 32 SGB X auf drei 
oder vier Jahre befristet werden, um zu überprüfen, ob sich eine aus-
reichende Patientenzahl ergeben wird.167  

 

159 Kremer/ Wittmann, Vertragsärztliche Zulassungsverfahren, Rn. 1088. 
160 Kingreen/ Bogan, in: Rolfs et. al, BeckOK SozR, § 119 SGB V Rn. 4; Kremer/ Wittmann, Vertragsärzt-
liche Zulassungsverfahren, Rn. 1088. 
161 LSG, Ba.-Wü., Urteil v. 15.09.1993 – L 5 Ka 2058/92 
162 Näheres s. Hollmann/ Kretzschmar/ Schmid, Altöttinger Papier, S. 13f.  
163 Ossege, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, GK GesR, § 119 SGB V Rn. 19. 
164 Schaumberg, SozR Einführung, Rn. 180; Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm, § 119 SGB V Rn. 
4. 
165 Kingreen/ Bogan, in: Rolfs et. al, BeckOK SozR, § 119 SGB V Rn. 4; Ossege, in: Brechthold/ Huster/ 
Rehborn, GK GesR, § 119 SGB V Rn. 20. 
166 LSG, Ba.-Wü., Urteil v. 12.07.1995 – L 5 Ka 644/94, juris 1. OS. 
167 LSG, NRW Urteil v. 02.04.2009 – L 11 KA 2/09 ER; LSG BaWü., Urteil v. 12.07.1995 – L 5 KA 644/94, 
juris OS 3; SG Dresden Urteil v. 11.03.2014 – S 18 KA 81/12 Rn. 71. 
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Als objektive Voraussetzung muss ein Versorgungsbedarf für 
sozpäd. Leistungen bestehen.168 Nach § 119 I 2 SGB V ist die Ermäch-
tigung zu erteilen, soweit und solange sie notwendig ist, um eine aus-
reichende sozpäd. Behandlung sicherzustellen. „Soweit“ beinhaltet 
einen quantitativ-allgemeinen und einen qualitativ-speziellen Ver-
sorgungsbedarf.169 Das bedeutet, dass für die Erteilung der Ermäch-
tigung geprüft werden muss, ob ausreichend Ärzten des jeweiligen 
Fachgebiets und solche die besondere und notwendige Untersu-
chungs- und Behandlungsmethoden anbieten, vorhanden sind, um 
die vertragsärztliche Versorgung sicherzustellen .170 Der Umfang ei-
ner Ermächtigung darf den notwendigen Bedarf an sozpäd. Leistun-
gen weder quantitativ noch qualitativ übersteigen.171  

Bei der Überprüfung des Versorgungsbedarfs kommt es nach An-
sicht des BSG auf eine gleichwertige Abdeckung des Bedarfs, durch 
andere SPZen, an.172 Angebote von niedergelassenen Kinderärzten 
und Frühförderstellen können bei der Überprüfung nicht berücksich-
tigt werden, da durch sie keine gleichwertige Versorgung sicherge-
stellt werden kann.173 Folglich ist zu prüfen, ob andere SPZen – auch 
außerhalb des Planungsbereichs – die sozpäd. Behandlung gewähr-
leisten können.174 Ein Ermächtigungsanspruch ist ausgeschlossen, 
wenn die sozpäd. Behandlung anderweitig sichergestellt werden 
kann.  

Mit dem Wort „solange“ wird der Zulassungsausschuss dazu ver-
pflichtet, den Versorgungsbedarf zu verfolgen und immer wieder zu 

 

168 Kingreen/ Bogan, in: Rolfs et. al, BeckOK SozR, § 119 SGB V Rn. 5; Kremer/ Wittmann, Vertragsärzt-
liche Zulassungsverfahren, Rn. 1078; Ossege, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, GK GesR, § 119 SGB V 
Rn. 21. 
169 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 4; Ossege, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, GK GesR, § 119 SGB 
V Rn. 21. 
170 Wenner, Vertragsarztrecht, § 17 Rn. 10, 13. 
171 SG, Dresden Urteil v. 11.03.2014 – S 18 KA 81/12 Rn. 71. 
172 BSG, Urteil v. 29.06.2011 – B 6 Ka 34/10 R, juris, Rn. 11; Ossege, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, 
GK GesR, § 119 SGB V Rn. 22. 
173 BSG, Urteil v. 29.06.2011 – B 6 Ka 34/10 R, juris, Rn. 11; Berner, Dt. Ärztebl., 36/113, 2016, S. 1570. 
174 BSG, Urteil v. 29.06.2011 - B 6 KA 34/ 10 R, juris, 2. LS. 
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überprüfen.175 Ändert sich der Versorgungsbedarf oder fällt er gänz-
lich weg, ist die Ermächtigung durch den Zulassungsausschuss ent-
weder dem neuen Bedarf anzupassen oder ggf. zu beenden. Zur re-
gelmäßigen Überprüfung des Versorgungsbedarfes ist es laut BSG 
angemessen, die Ermächtigung zu befristen.176  

3.3.2 Ausrichtung der Behandlung 

Die Behandlung in SPZen ist nach § 119 II 1 SGB V auf Kinder auszu-
richten, die wegen Art, Schwere oder Dauer ihrer Krankheit oder ei-
ner drohenden Krankheit nicht von geeigneten Ärzten oder in Früh-
förderstellen behandelt werden können. Die Ermächtigung umfasst 
ärztliche Leistungen gem. der §§ 27, 28 SGB V sowie nichtärztliche 
Leistungen gem. § 43a SGB V.177  

Die nähere Ausgestaltung der sozpäd. Behandlung und der zu be-
handelnden Krankheitsbilder erfolgt im Ermächtigungsbescheid.178 
Mit der darin enthaltenen Erlaubnis zur sozpäd. Behandlung be-
stimmter Krankheitsbilder, wird der Schwerpunkt eines SPZ festge-
legt.179 In der Regel umfasst die Ermächtigung die sozpäd. Behand-
lung bei Entwicklungsstörungen und neuropsychiatrischen Folgen 
chronischer Krankheiten und Behinderungen.180 In einzelnen Fällen 
werden auch Ermächtigungen erteilt, bei denen die sozpäd. Behand-
lung von chronisch kranken Kindern außerhalb des neurologisch- 
psychischen Spektrums liegen.181  

 

175 BSG, Urteil v. 29.06.2011 - B 6 KA 34/ 10 R, juris, Rn. 15; Limpinsel, in: Sommer, SGB V, § 119 Rn. 
7. 
176 BSG, Urteil v. 29.06.2011 - B 6 KA 34/ 10 R, juris, Rn. 15. 
177 BT-Drs. 11/2237 zu § 128, S. 202; Kingreen/ Bogan, in: Rolfs et. al, BeckOK SozR, § 119 SGB V Rn. 
8. 
178 Köhler-Hohmann, in: jurisPK-SGB V, § 119 Rn. 23; Kingreen/ Bogan, in: Rolfs et. al, BeckOK SozR, 
§ 119 SGB V Rn. 11; Palsherm/ Clemens, in: GKV-Komm., § 119 SGB V, Rn. 5. 
179 Köhler-Hohmann, in: jurisPK-SGB V, § 119 Rn. 23; Palsherm/ Clemens, in: GKV-Komm., § 119 SGB 
V, Rn. 5; Wulfert, Ärzte Zeitung 2012, Nr. 64, S. 8. 
180 Schlack, Kooperation in der Gesundheitsversorgung, S. 453. 
181 Schlack, Kooperation in der Gesundheitsversorgung, S. 453. 
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Bei der Einführung des § 119 SGB V a.F.182 war das Ziel der Norm, 
Krankheiten zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen, zu ver-
hindern, zu heilen oder in ihren Auswirkungen zu mildern.183 Mit § 
119 II SGB V a.F. wurden SPZen zu einer sozpäd. Behandlung er-
mächtigt, die alle ärztlichen und nichtärztlichen Leistungen um-
fasste.184 Mit dem 2. ÄndG und der Einführung des § 43a SGB V 
wurde der § 119 SGB V bedeutend verändert. Der 2. Abs., welcher bis 
dahin alle ärztlichen und nichtärztlichen erbrachten Leistungen eines 
SPZ in das Leistungsspektrum der Krankenkassen einbezog, wurde 
gestrichen. Eine weiterführende Regelung über ärztliche und nicht-
ärztliche erbrachte Leistungen, insbesondere der zuvor beinhalteten 
psychologischen Leistungen sowie ergänzenden Leistungen zur 
Reha, blieb aus. Stattdessen wurde der bisherige Abs. 3 zum neuen 
Abs. 2 gemacht.185 Der Abs. 1 sowie der neue Abs. 2 blieben seit dem 
2. ÄndG unberührt. 

Für die Ermächtigung von SPZen bedeutet dies eine Diskrepanz zwi-
schen ihrer Ermächtigung und den Leistungen, die sie mit den KK 
abrechnen dürfen. Denn laut § 119 I SGB V können SPZen zwar zur 
ambulanten sozpäd. Behandlung von Kindern ermächtigt werden, je-
doch haben die Kinder gem. § 43a I SGB V keinen Anspruch auf die 
sozpäd. Behandlung. Folglich werden die SPZen gesetzlich zu etwas 
ermächtigt, was sie in der Praxis nicht ganz eindeutig ausführen dür-
fen, da die Rechtslage dazu unklar ist und unterschiedlich ausgelegt 
werden kann. Dieses Missverhältnis führt, insbesondere im Hinblick 
auf die Vergütung der Leistungen von SPZen, zu Schwierigkeiten in 
der Praxis, und wird im 4. Kapitel tiefergehend behandelt. 

 

182 i.d.F. von 1989. 
183 § 119 II SGB V i.d.F v. 01.01.1989 
184 BT-Drs. 11/2237 zu § 129, S. 203. 
185 Sozialgesetzbuch V v. 20.12.1991, BGBl. I, 2325. 
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3.3.3 Verhältnis zu Frühförderstellen und Vertragsärzten 

SPZen werden mit dem Ziel errichtet, Schädigungen oder Störungen 
durch frühe Diagnostik, frühe Therapie und frühe soziale Eingliede-
rung zu erkennen, zu verhindern oder zu heilen.186 Durch sozpäd. 
Behandlungen in SPZen sollen bestehende Versorgungslücken, die 
durch niedergelassene Kinderärzte und Frühförderstellen nicht auf-
gefangen werden können, geschlossen werden. Der Unterschied zwi-
schen SPZen und Kinderärzten oder Frühförderstellen liegt darin, 
dass das Leistungsspektrum von SPZen wesentlich spezialisierter 
und differenzierter ist und dort eine fachübergreifende ganzheitliche 
Behandlung an einem Ort stattfindet.187 In SPZen wird eine multipro-
fessionelle sozpäd. Spezialversorgung geboten, die ein niedergelas-
sener Kinderarzt nicht leisten kann.  

Die Aufgaben der Frühförderstellen können sich an einigen Stellen 
mit den Aufgaben einzelner SPZ überschneiden. Beide Einrichtungen 
unterscheiden sich jedoch durch die Altersspanne ihrer Patienten 
voneinander. In Frühförderstellen werden Kinder lediglich bis zur 
Einschulung behandelt, während eine Behandlung im SPZ bis ins Ju-
gendalter erfolgt.188 Eines der wichtigsten Abgrenzungsmerkmalen 
zu Frühförderstellen ist jedoch das Vorhandensein einer ständigen 
ärztlichen Leitung gem. § 119 I SGB V. Die Gesamtverantwortung der 
Behandlung in einem SPZ liegt – aufgrund der ärztlichen Leitung – 
beim Arzt, wohingegen die Frühförderstellen eine pädagogische o-
der psychologische Leitung haben.189  

Die Einführung von SPZen hat eine Konkurrenzsituation zwischen 
Kinderärzten, Frühförderstellen und SPZen geschaffen. Der Gesetz-

 

186 BT-Drs. 11/2237, S. 202; Palsherm/ Clemens, in: GKV-Komm., § 119 SGB V, Rn. 9; Kremer/ Witt-
mann, Vertragsärztliche Zulassungsverfahren, Rn. 1076. 
187 Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 119 SGB V Rn. 2; Wittmann, Vertragsärztliche Zulas-
sungsverfahren, Rn. 1076. 
188 s. dazu 2.2.2; Schlack, Kooperation in der Gesundheitsversorgung, S. 456. 
189Schlack, Kooperation in der Gesundheitsversorgung, S. 456; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche 
Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 20. 
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geber beabsichtigte dabei jedoch keine Verdrängung der existieren-
den Frühförderstellen.190 Es handelt sich folglich um ein dreistufiges 
Versorgungssystem, bestehend aus Kinderärzten, Frühförderstellen 
und SPZen, bei dem die Leistungen der SPZen nachrangig gegenüber 
diesen der niedergelassenen Kinderärzte und Frühförderstellen sind 
(s. § 119 II 1 SGB V).191 Die Ermächtigung nach § 119 SGB V ist dem-
nach subsidiär zur Versorgung von Kindern durch niedergelassene 
Ärzte.192  

In der Ermächtigung für SPZen kann ein Überweisungserfordernis 
gem. § 31 VII 2 Ärzte-ZV festgelegt werden. In diesen Fällen dürfen 
die SPZen nur auf Überweisung durch geeignete Ärzte tätig wer-
den.193 Als geeignete Ärzte kommen, aufgrund ihrer besonderen 
Qualifikation, insbesondere Kinderärzte, Fachärzte für Neurologie 
und Psychiatrie sowie Kinder- und Jugendpsychiater in Betracht.194 
Aus § 119 II 2 SGB V geht hervor, dass die SPZen eng mit den Ärzten 
und Frühförderstellen zusammenarbeiten sollen. Eine Zusammenar-
beit kann darin bestehen, dass ein niedergelassener Kinderarzt ein 
Kind zur Erstellung der Diagnostik und der Aufstellung eines Be-
handlungsplans ins SPZ überweist und die Umsetzung des Behand-
lungsplans in der kinderärztlichen Praxis oder in einer Frühförder-
stelle erfolgt. Dabei sollen sich die Institutionen gegenseitig über die 
Behandlung der Kinder informieren und bei Bedarf die Krankenun-
terlagen gem. § 115 II 1 Nr. 2 SGB V überlassen. 

  

 

190 BT-Drs. 11/3480, zu § 128, S. 61. 
191 BSG, Urteil v. 29.06.2011 - B 6 KA 34/ 10 R, juris, Rn. 11.  
192 Wenner, Vertragsarztrecht, § 17 Rn. 31. 
193 Köhler-Hohmann, in: jurisPK-SGB V, § 119, Rn. 25; Palsherm/ Clemens, in: GKV-Komm., § 119 SGB 
V, Rn. 8. 
194 BeckRS 2016, Rn. 46ff.; Kingreen/ Bogan, in: Rolfs et. al, BeckOK SozR, § 119 SGB V Rn. 8; zur 
Zulässigkeit des Facharztfilters s. BSG Urteil v. 17.02.2016 – B 6 KA 6/15 R. 
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3.4 Vergütung von nichtärztlichen sozialpädiatrischen Leis-
tungen  

Nichtärztliche sozpäd. Leistungen sollen nach § 119 I SGB V vorran-
gig von niedergelassenen Kinderärzten erbracht werden. Obwohl 
SPZen durch die Ermächtigung gem. § 95 I 1 SGB V an der vertrags-
ärztlichen Versorgung teilnehmen, gelten für sie nicht dieselben Ver-
gütungsregelungen wie für niedergelassene Kinderärzte.  

Grundsätzlich nehmen zugelassene sowie ermächtigte Ärzte und er-
mächtigte ärztlich geleitete Einrichtungen gem. § 95 I 1 SGB V an der 
vertragsärztlichen Versorgung teil und haben dadurch einen An-
spruch auf Teilnahme an der Verteilung der Gesamtvergütung nach 
§ 85 IV SGB V.195 Bei Leistungen, die aufgrund von Ermächtigungen 
erbracht werden, wird die Regelung des § 85 IV SGB V durch § 120 
SGB V ergänzt.196 Nach § 120 II SGB V finden die vertragsärztlichen 
Grundsätze zur Vergütung von Leistungen, die in SPZen erbracht 
werden, jedoch keine Anwendung. Nachfolgend werden daher die 
Unterschiede der Vergütungsregelungen von niedergelassenen Kin-
derärzten und SPZen dargestellt. 

3.4.1 Vergütungsregelungen für niedergelassene Ärzte  

Die Vergütungsregelungen der Leistungen von niedergelassenen Ver-
tragsärzten gehören zum Vertragsarztrecht, welches ein Teil des SGB 
V ist. Dementsprechend sind normative Vorgaben für die Vergütung 
innerhalb der vertragsärztlichen Versorgung ausschließlich im SGB V 
oder in dessen untergesetzlichen Vorschriften (Rechtsverordnungen, 
Richtlinien, Normativverträgen) zu finden.197 Nach § 82 II 1 SGB V 
wird die Vergütung der an der vertragsärztlichen Versorgung teilneh-
menden Ärzte und Einrichtungen durch Gesamtverträge geregelt. 

 

195 Hänlein, Recht der Sozialen Dienste, Rn. 111; Hänlein, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, § 120 Rn. 
1; Köhler-Hohmann, in: jurisPK-SGB V, § 120 Rn. 26. 
196 Hänlein, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, § 120 Rn. 1. 
197 Berner, in: Schnapp/ Wigge, Handb. VAR, § 8 Rn. 3; Wenner, Vertragsarztrecht, § 1 Rn. 1. 
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Die wichtigsten Normativverträge im Vertragsarztrecht bilden die 
Bundesmantelverträge.198 Diese werden zwischen der KBV und dem 
Spitzenverband Bund der KK als allgemeiner Inhalt der Gesamtver-
träge geschlossen und enthalten Regelungen zur Organisation der 
vertragsärztlichen Versorgung, zur persönlichen Leistungserbrin-
gung und zu Überweisungen und Verordnungen.199 Die Bundesman-
telverträge enthalten verschiedene Anlagen, welche derselben 
Rechtsnatur wie die Verträge sind und ihnen somit im Rang gleich-
stehen.200 Als Anlage 11 des Bundesmantelvertrages trat am 
01.07.1994 die SPV in Kraft.201 Die SPV beinhaltet spezielle Vergü-
tungsregelungen für nichtärztliche sozialpsychiatrische Leistungen, 
welche zu den sozpäd. Leistungen zählen.  

Als Bestandteil der Bundesmantelverträge wird zwischen der KBV 
und dem Spitzenverband Bund der KK gem. § 87 I 1 SGB V der ein-
heitliche Bewertungsmaßstab für ärztliche Leistungen (EBM) sowie 
auf dessen Grundlage die Gesamtvergütung gem. § 85 SGB V (in Ge-
samtverträgen) vereinbart.202  

3.4.1.1 Gesamtvergütung (§ 85 SGB V) 

Die Gesamtvergütung ist gem. § 85 II 2 SGB V das Ausgabevolumen 
für die Gesamtheit der zu vergütenden vertragsärztlichen Leistungen 
und wird gem. § 85 I 1 Hs 1 SGB V im Gesamtvertrag vereinbart. Den 
Gesamtvertrag schließen die Landesverbände der KK und die KV 
jährlich bis zum 31. Oktober für das jeweilige Folgejahr (§§ 82 II 1, 83, 
87a III 1 SGB V).203 Nach Maßgabe der Gesamtverträge erbringen die 
KK mit befreiender Wirkung gem. der §§ 85 I u. 2, 87a II 1 SGB V eine 
sog. Gesamtvergütung an die KV, mit der alle im jeweiligen Jahr an-
fallenden Behandlungsmaßnahmen der Mitglieder mit Wohnort im 

 

198 Wenner, Vertragsarztrecht, § 13 Rn. 1; GKV-Spitzenverband, Bundesmantelvertrag [Internetquelle]. 
199 Berner, in: Schnapp/ Wigge, Handb. VAR, § 8 Rn. 5; Wenner, Vertragsarztrecht, § 13 Rn. 1. 
200 Berner, in: Schnapp/ Wigge, Handb. VAR, § 8 Rn. 5; Wenner, Vertragsarztrecht, § 13 Rn. 2. 
201 Zunächst nur im Bereich der Ersatzkassen. 
202 AOK Bundesverband, Kollektivvertrag [Internetquelle]; Berner, in: Schnapp/ Wigge, Handb. VAR, § 8 
Rn. 25. 
203 Hänlein, Recht der Sozialen Dienste, Rn. 118; Janda, MedR, S. 193. 
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Bezirk der KV abgegolten sind (sog. Gesamtvergütungsverfahren).204 
In einem weiteren Schritt wird die von den KK gezahlte Gesamtver-
gütung von der KV, nach Maßgabe ihres Honorarverteilungsmaßsta-
bes (HVM), an die Vertragsärzte verteilt (§§ 85 IV, 87b SGB V).205 Mit 
der Verteilung der Gesamtvergütung an die Vertragsärzte werden 
die ärztlichen Leistungen nach § 85 IV 1 SGB V vergütet (sog. Hono-
rarverteilungsverfahren).206 Die Höhe der Gesamtvergütung wird 
gem. § 85 II 1 SGB V im Gesamtvertrag von den Landesverbänden 
der KK mit Wirkung für die KK der jeweiligen Kassenart verein-
bart.207 Es gibt nach § 85 II SGB V unterschiedliche Formen, um die 
Höhe der Gesamtvergütung zu berechnen. Die in § 85 II SGB V auf-
gezählten Formen werden vorliegend jedoch nicht näher betrachtet. 

Aus dem Gesamtvergütungs- sowie dem Honorarverteilungsverfah-
ren geht hervor, dass die Vertragsärzte ihre Leistungen nicht direkt 
mit den KK, sondern auf der Grundlage des EBM und des HVM aus-
schließlich gegenüber der KV abrechnen.208 Die KK dürfen somit, au-
ßer in gesetzlich ausdrücklich normierten Ausnahmen, keine direk-
ten Zahlungen an einzelne Vertragsärzte tätigen.209 Nach § 87 II 1 SGB 
V bestimmt der EBM abschließend den Inhalt der abrechnungsfähi-
gen Leistungen und ihr wertmäßiges, in Punkten ausgedrücktes Ver-
hältnis zueinander.210 Der EBM ist die bundeseinheitliche Abrech-
nungsgrundlage, die für den Vertragsarzt und alle an der vertrags-

 

204 Auktor, in: Kruse/ Hänlein, LPK-SGB V, § 85 Rn. 1; BMAS, Übersicht über das Sozialrecht, Rn. 561; 
Hänlein, Recht der Sozialen Dienste, Rn. 117; Krauskopf, in: Krauskopf (Begr.), § 85 Rn. 11; Wenner, 
Vertragsarztrecht, § 21 Rn. 6. 
205 Hänlein, Recht der Sozialen Dienste, Rn. 117; Hess, in: Schnapp/ Wigge, Handb. VAR, § 15 Rn. 2. 
206 Auktor, in: Kruse/ Hänlein, LPK-SGB V, § 85 Rn. 1. 
207 Hänlein, Recht der Sozialen Dienste, Rn. 118; Schirmer, Vertragsarztrecht kompakt, S. 447. 
208 Hänlein, Recht der Sozialen Dienste, Rn. 117; Hänlein, in: Kruse/ Hänlein. LPK – SGB V, § 120 Rn. 
1; Wenner, Vertragsarztrecht, § 21 Rn. 4. 
209 Janda, MedR, S. 191; Wenner, Vertragsarztrecht, § 21 Rn. 7. 
210 Janda, MedR, S. 191; Scholz, in: Becker/ Kingreen, SGB V, § 87 Rn. 5. 
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ärztlichen Versorgung teilnehmenden Leistungserbringer verbind-
lich ist.211 Der Vertragsarzt kann daher nur solche Leistungen abrech-
nen, die im EBM aufgeführt sind.212 Die Leistungen des EBM werden 
nicht in Euro, sondern in Punkten bewertet (§ 87a III 2 SGB V).213  

Die Vergütungsregelung für nichtärztliche sozpäd. Leistungen ergibt 
sich aus § 85 II 4 SGB V. Demzufolge sollen die Landesverbände der 
KK und die KV eine angemessene Vergütung für nichtärztliche Leis-
tungen im Rahmen sozpäd. und psychiatrischer Tätigkeit vereinba-
ren. Diese Regelung soll die Zusammenarbeit von niedergelassenen 
Kinderärzten mit Sozialarbeitern, Diplompsychologen u.a. im Rah-
men einer sozpäd. oder psychiatrischen Behandlung ermöglichen.214 
Dadurch soll ein vergleichbares Leistungsangebot auch außerhalb 
von Institutsambulanzen geschaffen werden.215 Die nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen, die von Vertragsärzten erbracht werden, werden 
nach § 85 II 4 SGB V aus der Gesamtvergütung finanziert.216 

3.4.1.2 Sozialpsychiatrie-Vereinbarung 

Nichtärztliche sozialpsychiatrische Leistungen wurden bis zur Ein-
führung der SPV nicht vergütet.217 In § 6 SPV ist die Vergütung der 
Tätigkeit nichtärztlicher Mitarbeiter festgelegt. Die Leistungen, die in 
der sozialpsychiatrischen Behandlung von Kindern erbracht werden 
und im EBM aufgeführt sind, werden entsprechend der Leistungsan-
sätze aus der Gesamtvergütung finanziert. Zu diesen Leistungen zäh-
len auch solche, die unter ärztlicher Verantwortung erbracht und von 
nichtärztlichen Mitarbeitern ausgeführt werden.  

 

211 Hess, in: Schnapp/ Wigge, Handb. VAR, § 15 Rn. 31; Ebsen/ Klein/ Wenner, in: Hndb. GesR, S. 118; 
weiterführend Schirmer, Vertragsarztrecht kompakt, S. 438 ff. 
212 Hellmann/ Herffs, Der ärztliche Abrechnungsbetrug, Rn. 36; Janda, MedR, S. 192.  
213 Wenner, Vertragsarztrecht, § 21 Rn. 4; Hess, in: Schnapp/ Wigge, Handb. VAR, § 15 Rn. 31. 
214 Auktor, in: Kruse/ Hänlein, LPK-SGB V, § 85 Rn. 10; Hess, in: KassKomm, 95. EL, § 85 SGB V Rn. 
34. 
215 Hess, in: KassKomm, 95. EL, § 85 SGB V Rn. 34. 
216 Auktor, in: Kruse/ Hänlein, LPK-SGB V, § 85 Rn. 10; Hess, in: KassKomm, 95. EL, § 85 SGB V Rn. 
34. 
217 S.o. Kapitel 3.2.6. 
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Darüber hinaus wird den teilnehmenden Ärzten nach § 6 II SPV zu-
sätzlich zu den nach EBM abrechnungsfähigen Leistungen eine Kos-
tenpauschale gem. der Anlage 2 der SPV – nach Abhängigkeit der Be-
handlungsfälle im Quartal – vergütet. In der Anlage 2 sieht die SPV 
dabei eine Obergrenze vor: pro Praxis dürfen im Quartal nicht mehr 
als 400 Patienten behandelt werden. Dadurch soll die Versorgungs-
qualität sichergestellt werden.218 Davon kann abgewichen werden, 
wenn die Versorgung ansonsten in einigen Gebieten nicht mehr si-
chergestellt werden könnte. Die Kostenpauschale wird wegen des be-
sonderen Aufwands der multiprofessionellen Betreuung von Patien-
ten nach Maßgabe der SPV gezahlt und soll die Kosten, insbesondere 
für beschäftigte Heilpädagogen und Sozialarbeiter, decken, die durch 
den EBM nicht vergütet werden. An die Pauschale ist die Vorausset-
zung geknüpft, dass der Arzt auf dem Abrechnungsschein unter An-
gabe der Diagnose bestätigt, dass beim behandelten Kind eine psychi-
sche Erkrankung, Behinderung oder Konfliktsituation mit fortgesetz-
tem Interventionsbedarf vorgelegen hat und komplementäre Dienste 
einbezogen wurden (§ 6 III SPV). Die Vergütung der Kostenpauschale 
erfolgt außerhalb der morbiditätsbedingten Gesamtvergütung.  

3.4.2 Vergütung von sozialpädiatrischen Zentren (§ 120 SGB V) 

Mit § 120 SGB V wurde zum 01.01.1989 eine Vorschrift zur Vergütung 
von ambulanten Leistungen der ermächtigten Krankenhausärzte und 
ärztlich geleiteten Einrichtungen eingeführt.219 Bis dahin wurde die 
Vergütung von SPZen durch Verträge zwischen ihren Trägern und 
der KV, im Einvernehmen mit den KK bzw. deren Verbänden, ver-
einbart. 

 

218 KBV, Sozialpsychiatrie [Internetquelle]. 
219 Köhler-Hohmann, in: jurisPK-SGB V, § 120 Rn. 9. 
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§ 120 SGB V sieht zwei unterschiedliche Vergütungsmechanismen für 
Leistungen von ermächtigten Krankenhausärzten und ärztlich gelei-
teten Einrichtungen vor.220 Für die Konstellationen nach Abs. 1 er-
folgt die Vergütung nach den für die Vertragsärzte geltenden 
Grundsätzen. Folglich werden die Leistungen der in Abs. 1 genann-
ten Leistungserbringer aus der Gesamtvergütung erbracht.  

Dagegen finden die für Vertragsärzte geltenden Grundsätze bei den 
Konstellationen des Abs. 2, zu denen die SPZen gehören, keine An-
wendung. In gesetzessystematischer Hinsicht stellt der Vergütungs-
mechanismus aus § 120 II SGB V eine Sonderregelung zum Grund-
modell des Abs. 1 dar.221 Nach Abs. 2 werden die Leistungen von 
SPZen nicht von der KV abgewickelt, sondern zur Entlastung der Ge-
samtvergütung unmittelbar von den KK vergütet.222 Mit dieser Rege-
lung wird die Vergütung von SPZen aus dem vertragsärztlichen Kon-
text herausgelöst.223 Entsprechend ergibt sich die Höhe der Vergü-
tung nicht aus den für Vertragsärzte geltenden Grundsätzen. Es gibt 
jedoch auch keine unmittelbare gesetzliche Regelung über die Höhe 
der Vergütung von in SPZen erbrachten nichtärztlichen sozpäd. Leis-
tungen. Einzelne Leistungen der SPZen sind im EBM als nichtärztli-
che Leistungen abgebildet (solche die bereits von Vertragsärzten und 
Frühförderstellen gem. § 85 I 4 SGB V vergütet werden), ein einheit-
licher Entgeltkatalog für Leistungen von SPZen fehlt jedoch.224 Dem-
entsprechend wird die Höhe der Vergütung gem. § 120 II 2 SGB V in 
Vergütungsvereinbarungen separat geregelt.225  

 

220 Hänlein, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, 2016, § 120 Rn. 1. 
221 Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, § 120 SGB V Rn. 17; Hänlein, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, 
2016, § 120 Rn. 2; Hess, in: KassKomm, 100. EL, § 120 SGB V Rn. 14. 
222 BT-Drs. 11/2237, S. 203 zu § 129 II; Hänlein, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, 2016, § 120 Rn. 2; 
Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 120 SGB V Rn. 8; Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, § 
120 SGB V Rn. 17. 
223 Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, § 120 SGB V Rn. 17. 
224 Bohle, MedR 2016, 221 (221). 
225 Hess, in: KassKomm, 100. EL, § 120 SGB V Rn. 14. 
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3.4.2.1 Vergütungsvereinbarungen 

Nach § 120 II 2 SGB V muss für die Vergütung von SPZen ein zwei-
seitiger Vertrag zwischen den Landesverbänden der KK und Ersatz-
kassen und den Krankenhäusern, bzw. dessen Trägern, vereinbart 
werden.226 Die Aufzählung des Abs. 2 S. 2 ist unzureichend, da sie 
statt SPZen die Krankenhäuser als Vertragspartner der Vergütungs-
vereinbarung nennt, SPZen von diesen aber nicht grundsätzlich ge-
tragen werden.227 Die Vergütungsvereinbarungen sind auf Landes-
ebene geschlossene, öffentlich- rechtliche Verträge i.S.v. § 53 I 1 SGB 
X. 228  

Die ärztlichen und nichtärztlichen sozpäd. Leistungen sind bei der 
Vergütung als Einheit anzusehen und werden als Gesamtleistung auf 
der Grundlage der Vergütungsvereinbarungen vergütet.229 Die ver-
einbarte Vergütung muss nach § 120 II 3 SGB V so bemessen sein, 
dass die Leistungsfähigkeit von SPZen bei wirtschaftlicher Betriebs-
führung gewährleistet ist. Das Merkmal der Leistungsfähigkeit bei 
wirtschaftlicher Betriebsführung muss sich an den Vorgaben des SGB 
V orientieren.230 Die Vergütung muss dementsprechend unter Wah-
rung des Grundsatzes der Beitragsstabilität berechnet werden, auch 
wenn kein direkter Verweis zu § 71 I 1 SGB V in § 120 II SGB V vor-
handen ist.231 SPZen müssen bei einer wirtschaftlichen Betriebsfüh-
rung folglich die Möglichkeit haben, die Anforderungen, die mit der 
Erteilung einer Ermächtigung nach § 119 SGB V einhergehen, erfüllen 
zu können.232 Es ist daher bei Vergütungsvereinbarungen zu prüfen, 
ob die von SPZen zu leistende Versorgung bei einer wirtschaftlichen 

 

226 Hänlein, in: Kruse/ Hänlein, LPK – SGB V, 2016, § 120 Rn. 11; Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, 
§ 120 SGB V Rn. 18; Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, § 120 SGB V Rn. 18. 
227 Clemens, in: GKV-Komm., § 120 SGB V Rn. 23; Knittel, in: Krauskopf, § 120 SGB V Rn. 12; Bohle, 
MedR 2016, 221 (221). 
228 Knittel, in Krauskopf, § 120 SGB V Rn. 12; Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, § 120 SGB V Rn. 18; 
Kremer/ Wittmann, Vertragsärztliche Zulassungsverfahren, Rn. 1080. 
229 BT-Drs. 11/2237, S. 203 zu § 129 II. 
230Clemens, in: GKV-Komm., § 120 SGB V Rn. 35; Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 120 
SGB V Rn. 9. 
231 BSGE 119, 43-57, Rn. 30. 
232 Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, § 120 SGB V Rn. 19. 
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Betriebsführung durch die Vergütung sichergestellt werden kann.233 
Ein genereller Anspruch auf die Deckung der entstandenen Kosten 
besteht nicht.234  

Die Festsetzung der Vergütung muss in einer Auseinandersetzung 
mit der individuellen Leistungsfähigkeit eines SPZ erfolgen.235 Dabei 
ist ein zweistufiges Prüfungsverfahren, wie im Bereich der Pflege-
satzfestsetzung nach dem SGB XI, zu beachten.236 Dementsprechend 
muss in einem ersten Schritt zunächst eine Prognose des SPZ über die 
Abschätzung der voraussichtlichen Personal- und Sachkosten der zu 
erbringenden Leistungen abgegeben werden. Im zweiten Schritt soll 
ein externer Vergleich für die Kostenansätze vergleichbarer Leistun-
gen in anderen Einrichtungen vorgenommen werden.237 Allerdings 
kann ein solcher Vergleich zu Schwierigkeiten führen, da SPZen zur 
Behandlung unterschiedlicher Krankheitsbilder ermächtigt werden 
und es dadurch keine Standardisierung der Behandler-Teams gibt.238 

3.4.2.2 Pauschalierung 

Nach § 120 III 1 SGB V besteht die Möglichkeit, die Vergütungen von 
SPZen zu pauschalieren. Eine Pauschalierung wird, außerhalb der 
vertragsärztlichen Gesamtvergütung, vertraglich zwischen den Lan-
desverbänden der KK und Ersatzkassen sowie den Trägern der 
SPZen vereinbart.239 Bei den Leistungserbringern nach § 120 I SGB V 
erfolgt die Vereinbarung einer Pauschale als Teil der Gesamtvergü-
tung und damit im Gesamtvertrag.240 

 

233 BSGE 119, 43-57, Rn. 32. 
234 Knittel, in Krauskopf, § 120 SGB V Rn. 13; Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, § 120 SGB V Rn. 19. 
235 BSGE 119, 43-57, Rn. 7. 
236 BSGE 119, 43-57, Rn. 7. 
237 BSGE 119, 43-57, Rn. 7. 
238 Bohle, MedR 2016, 221 (222); BT-Drs. 11/2237, S. 202. 
239 BT-Drs. 11/2237, S. 203 zu § 129 III; Kremer/ Wittmann, Vertragsärztliche Zulassungsverfahren, Rn. 
1081; Hess, in: KassKomm, 100. EL, § 120 SGB V Rn. 15; Kingreen/ Bogan, in: BeckOK SozR, § 120 
SGB V Rn. 19. 
240 BSG SozR 3- 2500 § 120 Nr. 5; Hess, in: KassKomm, § 120 SGB V Rn. 15. 
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Die Ausgestaltung der Pauschalisierung ist gesetzlich nicht näher 
festgelegt.241 Nach h.M. werden die für die Vertragsärzte geltenden 
Grundsätze der Vergütung mit § 120 II 1 SGB V nicht gänzlich außer 
Kraft gesetzt und dürfen dementsprechend durch die Pauschalierung 
nicht verletzt werden.242 Folglich richtet sich die Pauschalierung nach 
den für die Vertragsärzte geltenden Vergütungsmodalitäten.243 Eine 
Gesamtpauschalierung ist demnach unzulässig.244 

Die Pauschalierung der Vergütung soll insbesondere dort angewen-
det werden, wo eine Einzelleistungsvergütung zu einer unangemes-
senen Leistungsausweitung oder zu abrechnungstechnischen 
Schwierigkeiten führen könnte.245 

3.4.2.3 Schiedsverfahren 

Kommt keine Einigung über eine Vergütungsvereinbarung zustande, 
setzt die Schiedsstelle nach § 18a I KHG auf Antrag einer Vertrags-
partei die Vergütung fest (§ 120 IV 1 SGB V). Die Schiedsstelle nimmt 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung i.S.d. § 1 I 1 SGB X wahr und 
ist damit als Behörde im funktionalen Sinne anzusehen.246 Die Ent-
scheidungen der Schiedsstelle sind auf einen Interessenausgleich der 
Vertragsparteien ausgelegt und haben daher einen Kompromisscha-
rakter.247 Eine Entscheidung der Schiedsstelle bei fehlender Einigung 
der Vertragsparteien ist notwendig, da die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen der SPZen ohne eine Vereinbarung nicht vergütet wer-
den. 

 

241 Becker, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm, § 120 SGB V Rn. 5; Joussen, in: Bergmann/ Pauge/ Stein-
meyer (Hrsg.), MedR, § 120 SGB V Rn. 9. 
242 Joussen, in: Bergmann/ Pauge/ Steinmeyer (Hrsg.), MedR, § 120 SGB V Rn. 9; Knauer/ Brose, in: 
Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 120 SGB V Rn. 11. 
243 Becker, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm., § 120 SGB V Rn. 5; Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), 
MedR, § 120 SGB V Rn. 11. 
244 Becker, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm., § 120 SGB V Rn. 5; Joussen, in: Bergmann/ Pauge/ Stein-
meyer (Hrsg.), MedR, § 120 SGB V Rn. 9; a.A. Clemens, in: GKV-Komm., § 120 SGB V Rn. 42a. 
245 BT-Drs. 11/2237, S. 203 zu § 129 III. 
246 BSGE 119, 43-57, Rn. 21; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 193. 
247 BSGE 119, 43-57, Rn. 26. 
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Zur Festsetzung der Vergütung erlässt die Schiedsstelle einen 
Schiedsstellenspruch.248 Dieser ist eine Regelung mit unmittelbarer 
Rechtswirkung nach außen i.S.d. § 31 1 SGB X. Weiterhin hat der 
Schiedsstellenspruch eine Doppelnatur.249 Zum einen enthält er als 
Verwaltungsakt (§ 31 SGB X) die Festsetzung der Vergütung, zum 
anderen ersetzt er auch den eigentlich abzuschließenden Vertrag.250  

Für Klagen gegen die Schiedsstelle sind nicht die Verwaltungsge-
richte, sondern nach §§ 51 I Nr. 2 SGG, 29 II Nr. 1 SGG erstinstanzlich 
die Landessozialgerichte zuständig.251 Die Rechtsmittel folgen dabei 
den allgemeinen Grundsätzen des Schiedsstellenrechts.252 Die 
Schiedsstelle tritt mit dem Schiedsstellenspruch an die Stelle der Ver-
tragsparteien, weshalb auch die Klagen gegen die Festsetzung der 
Vergütung durch die Schiedsstelle gem. § 10 II Nr. 3 SGG zum Ver-
tragsarztrecht gehören.253 Dem steht nicht entgegen, dass die Ent-
scheidung von der nach § 18a KHG zu bildenden Schiedsstelle getrof-
fen wird, auch wenn im Schiedsverfahren die KK und die Träger der 
SPZen, jedoch keine Vertreter der Vertragsärzte beteiligt sind.254 Aus-
schlaggebend ist, dass die SPZen durch die Ermächtigung nach § 119 
I SGB V in die vertragsärztliche Versorgung mit eingebunden sind.255 

Die Entscheidungen der Schiedsstelle sind gerichtlich nur einge-
schränkt überprüfbar, da der Schiedsstelle bei der Festsetzung der 
Vergütung ein Gestaltungsspielraum zukommt.256 Die Gerichte kön-
nen lediglich die Einhaltung der grundlegenden verfahrensrechtli-
chen Anforderungen sowie in inhaltlicher Hinsicht die Einhaltung 
der zwingenden rechtlichen Vorgaben prüfen.257 

 

248 BSGE 119, 43-57, Rn. 21. 
249 BSGE 119, 43-57, Rn. 21; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 193. 
250 Joussen, in: Bergmann/ Pauge/ Steinmeyer (Hrsg.), MedR, § 120 SGB V Rn. 10. 
251 Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 120 SGB V Rn. 14. 
252 Joussen, in: Bergmann/ Pauge/ Steinmeyer (Hrsg.), MedR, § 120 SGB V Rn. 10. 
253 BSGE 119, 43-57, Rn. 16. 
254 BSGE 119, 43-57, Rn. 16. 
255 BSGE 119, 43-57, Rn. 26. 
256 BSGE 119, 43-57, Rn. 26; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 193. 
257 BSGE 119, 43-57, Rn. 26; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 193. 
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3.5 Zwischenfazit 

Die §§ 43a, 119, 120 II SGB V bilden die rechtlichen Grundlagen für 
die Erbringung und Vergütung von in SPZen erbrachten nichtärztli-
chen sozpäd. Leistungen. Es besteht ein enger systematischer Zusam-
menhang, insbesondere zwischen § 43a und § 119 SGB V.258 Gemein-
sames Ziel der §§ 43a, 119 SGB V ist es, durch eine interdisziplinäre 
Zusammenarbeit von verschiedenen Berufsgruppen, Schädigungen 
und Störungen von Kindern zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu er-
kennen, zu verhindern oder zu heilen.259 Der Anspruch auf nichtärzt-
liche sozpäd. Leistungen ist nach § 43a SGB V auf die Früherkennung 
von Krankheiten, die Aufstellung eines Behandlungsplans sowie auf 
die ambulante psychiatrische Behandlung beschränkt. Als leistungs-
erbringungsrechtliche Vorschrift regelt § 119 SGB V den organisato-
rischen Rahmen der Erbringung der Leistungen nach § 43a SGB V in 
SPZen. Diese werden zur sozpäd. Behandlung ermächtigt, wenn sie 
unter ständiger ärztlicher Leitung stehen und ein entsprechender Be-
darf besteht, weil die sozpäd. Versorgung aufgrund der Art, Schwere 
und Dauer einer Erkrankung nicht durch Kinderärzte, Frühförder-
stellen oder durch andere SPZen gewährleistet werden kann.260  

Für die Vergütung müssen nach § 120 II SGB V zwischen den Lan-
desverbänden der KK und Ersatzkassen und den Trägern der SPZen 
Vergütungsvereinbarungen getroffen werden. Die Vergütung von 
SPZen findet trotz der Ermächtigung nach § 119 I SGB V außerhalb 
des üblichen vertragsärztlichen Rahmens statt. Das bedeutet, dass die 
SPZen unmittelbar von den KK vergütet werden, während nichtärzt-
liche sozpäd. Leistungen, die von niedergelassenen Kinderärzten so-
wie von Kinder- und Jugendpsychiatern erbracht bzw. verordnet 

 

258 Mrozynski, in: Wannagat, § 43a SGB V Rn. 6; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V 
Rn. 3. 
259 BT-Drs. 11/2237 zu § 128, S. 202. 
260 S.o. Kapitel 3.3.1. 
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werden, im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung nach § 85 II 4 
SGB V i.V.m. der SPV, aus der Gesamtvergütung vergütet werden. 

Das Gesetzgebungsverfahren zu den §§ 43a und 119 SGB V kann als 
irreführend bezeichnet werden, da mit dem zuerst eingeführten § 119 
II SGB V ein umfassender Leistungsanspruch auf alle ärztlichen und 
nichtärztlichen sozpäd. Leistungen zur Früherkennung, Verhinde-
rung, Heilung oder Milderung einer Krankheit im Leistungserbrin-
gungsrecht eingeführt wurde.261 Ein Leistungsanspruch muss jedoch 
im Leistungsrecht und nicht im Leistungserbringungsrecht verortet 
werden. Mit der Einführung von § 43a SGB V im Leistungsrecht, 
wurde der umfassende Anspruch des § 119 II SGB V a.F.262 auf die 
Früherkennung und die Erstellung eines Behandlungsplans be-
schränkt.263 Dies führte besonders bei Fragen der Vergütung zu nach-
haltigen rechtlichen Unsicherheiten, die bis heute nicht gänzlich auf-
gelöst werden konnten. Die rechtlichen Unsicherheiten werden im 
nachfolgenden Kapitel dargestellt. 

  

 

261 S.o. Kapitel 3.1. 
262 i.d.F. von 1989. 
263 S.o. Kapitel 3.1. 
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4. Vergütung von nichtärztlichen sozialpädiatrischen 
Leistungen  

Die bestehenden rechtlichen Regelungen für die Vergütung von in 
SPZen erbrachten nichtärztlichen sozpäd. Leistungen scheinen in der 
Praxis nicht ausreichend zu sein. Es bestehen bei einigen SPZen im-
mer noch Unklarheiten darüber, welcher Träger für die Vergütung 
dieser Leistungen zuständig ist oder ob eine Kostenteilung zwischen 
verschiedenen Trägern in Betracht kommt.264 In diesem Kapitel wer-
den zunächst die Schwierigkeiten der Vergütung der nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen in der Praxis von SPZen aufgezeigt und rechtli-
che Grundlagen einer möglichen Kostenteilung betrachtet. Darauf-
folgend wird der Meinungsstand in der Literatur dargestellt und ab-
schließend rechtliche Lösungsansätze für die Konflikte im Bereich 
der Vergütung entwickelt.  

 

4.1 Vergütungskonflikte in der Praxis  

Seit den 1970er Jahren gibt es zwischen den Reha-Trägern anhaltende 
Konflikte über die Zuständigkeit für die Finanzierung der nichtärztli-
chen sozpäd. Leistungen, die keine ärztlichen Leistungen im engeren 
Sinne sind (z.B. Hausbesuche, Elterngespräche).265 Mit der erstmaligen 
gesetzlichen Regelung zu nichtärztlichen sozpäd. Leistungen (§ 119 
SGB V a.F.) konnten die bestehenden Konflikte nicht gelöst werden. 
Während Vertreter der einen Position davon ausgehen, dass § 119 SGB 
V a.F. einen Anspruch auf alle nichtärztlichen sozpäd. Leistungen be-
gründe, die zur Früherkennung, Verhinderung, Heilung oder Milde-
rung einer Krankheit notwendig waren und diese Leistungen von den 
KK zu vergüten seien,266 vertreten andere die Meinung, dass die KK 

 

264 Auskunft Vertreter der DGSPJ beim Treffen am 6.11.2018 in der Universität Kassel. 
265 Laroche, R./ Baumeister, D, Entwicklung und gesetzl. Rahmenbed. der Frühförderung [Internetquelle]. 
266 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER, juris Rn. 72; LSG BRB, Urteil v. 12.10.2018 
- L 24 KA 37/17 KL; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 
63. 



49 

für solche Leistungen schon ihrer Art nach nicht zuständig seien, da 
die KK Leistungen zur Krankenbehandlung und nicht zur sozialen 
Teilhabe erbringen.267  

Das Ziel des Gesetzgebers, mit der Einführung des § 43a SGB V Klar-
heit bezüglich Fragen der Vergütung von nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen zu schaffen, konnte nicht erreicht werden.268 Aufgrund 
dessen gab es seit der Einführung des § 43a SGB V verschiedene Ge-
sprächsrunden beim BMG, an denen Vertreter der Spitzenverbände 
der KK, des Dt. Städtetags, des Dt. Landkreistags, die KBV, die 
DGSPJ und die Dt. Krankenhausgesellschaft teilnahmen.269 Ziel der 
Gesprächsrunden war es, eine Einigkeit über ein vorläufiges Vergü-
tungsverfahren herbeizuführen bis eine Klarstellung der Rechtslage 
erfolgen sollte. Die beteiligten Institutionen einigten sich 1992 darauf, 
dass zwischen den KK und den Sozialhilfeträgern eine Kostenteilung 
im Verhältnis von 85:15 erfolgen sollte.270 Diese gemeinsame Empfeh-
lung erfolgte jedoch ohne Anerkennung einer Rechtspflicht. In einem 
Schreiben des BMG vom 15.03.1993 (zur Umsetzung des SGB V) folg-
ten weitere Absprachen zwischen den o.g. Beteiligten, die die Kosten-
teilung konkretisierten.271  

Die im Schreiben vereinbarte Übergangslösung sah vor, dass die in 
SPZen erbrachten Leistungen nach den dort tätigen Berufsgruppen 
abgegrenzt und aufgeteilt werden sollten.272 Demnach sollen die KK 
für solche Leistungen zuständig sein, die vom ärztlichen und 
nichtärztlichen Personal mit medizinischer Ausbildung (z.B. Logopä-
den, Ergotherapeuten) erbracht werden. Die Kosten für das nichtärzt-
liche Personal mit pädagogischer Ausbildung (u.a. Heilpädagogen, 

 

267 Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 15; Zipperer, in: GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 9. 
268 S.o. Kapitel 3.1. 
269 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 43. 
270 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 43; Schulte-Sasse, 
Kapitel 0963 – Titel 6840, S. 2 [Internetquelle]. 
271 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 18; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leis-
tungen in SPZen, S. 43. 
272 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 18; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leis-
tungen in SPZen, S. 43. 
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Sozialarbeiter) sollten laut der Übergangslösung von den Sozialhilfe-
trägern übernommen werden.273 Die entstehenden Verwaltungskos-
ten sollten entsprechend dieser Anteile zwischen den KK und den So-
zialhilfeträger aufgeteilt werden.274 Die vereinbarte Kostenteilung 
fand nach der Einführung der §§ 43a, 120 SGB V nicht flächende-
ckend statt, sondern wurde nur vereinzelt lokal umgesetzt.275 

Das BSG kam zu dem Schluss, dass die Berufszugehörigkeit nicht als 
einziger Maßstab für eine unbestimmte Zahl an Fällen – in Bezug zu 
den Vereinbarungen der Fallpauschalen  –  herangezogen werden 
kann.276 Ohne nähere Prüfung des Einzelfalls, könnten nicht alle Leis-
tungen, die krankenversicherungsrechtlich Therapeuten mit einer be-
stimmten Qualifikation vorbehalten sind, den KK zugeordnet wer-
den. Die Berufsbezeichnung könne in der Praxis lediglich eine Indiz-
wirkung für eine krankenversicherungsrechtliche Zuordnung ha-
ben.277  

Eine Kostenteilung für die Leistungen der SPZen bestand in der Pra-
xis jedoch weiterhin. Eine Rechtsgrundlage für die Kostenteilung ist 
für den Bereich der Frühförderung mit § 46 V SGB IX sowie § 9 FrühV 
inzwischen gegeben.278 Für Kinder ab dem Schulalter fehlt allerdings 
weiterhin eine ausreichende Rechtsgrundlage für eine solche Auftei-
lung der Kosten. 

In einigen Regionen werden neben den Sozial- auch die Jugendhilfe-
träger in die Kostenteilung mit einbezogen.279 Die bestehenden recht-
lichen Unsicherheiten der Finanzierung der Leistungen der SPZen 
werden durch die angespannte finanzielle Situation der Kommunen 

 

273 Anlage zum Schreiben v. BMG – Gesprächsnotiz v. 15.03.1993 über die Besprechung vom 4.11.1992; 
DGSPJ, Einführung in die Ökonomie für das SPZ, S. 9; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 18; Schulin, 
Gutachten, S. 43. 
274 Anlage zum Schreiben v. BMG – Gesprächsnotiz v. 15.03.1993 über die Besprechung vom 4.11.1992; 
Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 43. 
275 DGSPJ, Einführung in die Ökonomie für das SPZ, S. 9. 
276 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris Rn. 21. 
277 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris Rn. 21. 
278 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 18. 
279Auskunft Vertreter der DGSPJ beim Treffen am 6.11.2018 in der Universität Kassel. 
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und Länder verstärkt.280 Dies kann dazu führen, dass die Kostenträ-
ger in den Verhandlungen Kostensätze oder einen Leistungsumfang 
anbieten, die eine angemessene Frühförderleistung nicht möglich 
machen.281 Dadurch besteht vor allem bei den SPZen die Sorge, dass 
sowohl die Quantität als auch Qualität der Frühförderleistungen zu-
rückgefahren werden.282 Darüber hinaus führt die steigende Belas-
tung der Sozial- und Jugendhilfesysteme teilweise dazu, dass die So-
zial- und Jugendhilfeträger die bestehenden Vergütungsvereinba-
rungen mit der Argumentation, dass es keine rechtlich verpflichtende 
Durchführungsbestimmung zur Kostenübernahme der nichtärztli-
chen sozpäd. Leistungen der SPZen gibt, kündigen und somit die 
Zahlungen einstellen.283 Durch die fehlende Durchführungsbestim-
mung mangelt es an einer eindeutigen Definition der Zuständigkeit. 
Folglich besteht für die Sozial- und Jugendhilfeträger keine Ver-
pflichtung zur Kostenübernahme dieser Leistungen.284  

Der Wegfall des Kostenanteils der Sozial- und Jugendhilfeträger führt 
in Einzelfällen zu einer finanziellen Unterdeckung der anfallenden Ge-
samtkosten der betroffenen SPZen, sodass diese die nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen nicht mehr ausreichend erbringen können.285 Da-
mit einher geht die Sorge, dass es zu unverantwortlichen Leistungs-
einschränkungen kommt und die betroffenen Kinder nicht mehr mit 
derselben Qualität behandelt werden können.286 Folglich wären die 
SPZen auch nicht mehr in der Lage ihren Ermächtigungsauftrag nach 
§ 119 SGB V ausreichend zu erfüllen. Dies widerspricht dem eigentli-
chen Sinn der Einführung und Ermächtigungen von SPZen, nämlich 
die sozialpädiatrische Versorgung bei Kindern, deren Behandlung 

 

280 Laroche/ Baumeister, Entwicklung und gesetzl. Rahmenbed. der Frühförderung, S. 3 [Internetquelle]. 
281 Laroche/ Baumeister, Entwicklung und gesetzl. Rahmenbed. der Frühförderung, S. 3 [Internetquelle]. 
282 Laroche/ Baumeister, Entwicklung und gesetzl. Rahmenbed. der Frühförderung, S. 3 [Internetquelle]. 
283Auskunft Vertreter der DGSPJ beim Treffen am 6.11.2018 in der Universität Kassel; DGSPJ, Einführung 
in die Ökonomie für das SPZ, S. 9; Laroche/ Baumeister, ISG-Bericht, S. 23. 
284 Straßburg, in: Kerbl et al. (Hrsg.), KiJu im besten Gesundheitssystem der Welt, S. 98. 
285 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, S: 1219; z.B. LSG BRB, Beschluss v. 27.06.2017 – L 24 KA 35/17 KL ER, 
juris Rn. 18. 
286 Vgl. z.B. LSG BRB, Beschluss v. 27.06.2017 – L 24 KA 35/17 KL ER, juris Rn. 18. 
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nicht von geeigneten Kinderärzten oder Frühförderstellen durchge-
führt werden können, zu gewährleisten (§ 119 I SGB V). Insofern ist es 
für die sozpäd. Versorgung und für die SPZen als Leistungserbringer 
von erheblicher Bedeutung, dass eine Rechtssicherheit für die Vergü-
tung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen geschaffen wird. 

 

4.2 Leistungsrechtliche Zuständigkeit der Sozial- und Jugend-
hilfeträger  

Wenn bei nichtärztlichen sozpäd. Leistungen in SPZen von einer Kos-
tenteilung die Rede ist, kommt die Frage auf, welche gesetzlichen 
Grundlagen die Sozial- und Jugendhilfeträger überhaupt zu einer 
Kostenübernahme dieser Leistungen verpflichten könnten. Nachfol-
gend werden die Zuständigkeiten der Sozial- und Jugendhilfeträger 
näher beleuchtet. 

4.2.1 Zuständigkeit der Sozialhilfeträger 

Für nichtärztliche sozpäd. Leistungen der SPZen könnten die Sozialhil-
feträger im Rahmen der Eingliederungshilfe zuständig sein. Dabei han-
delt es sich um solche Leistungen, die keinen medizinischen Charakter 
haben und somit nicht von den KK getragen werden (z.B. pädagogische 
und heilpädagogische Maßnahmen). Bis zum 31.12.2019 galten die Re-
gelungen der §§ 53 ff. SGB XII für die Leistungen der Eingliederungs-
hilfe. Im Zuge des BTHG wurde die Eingliederungshilfe zum 1.1.2020 
aus der Sozialhilfe herausgelöst und dem SGB IX als Teil 2, mit dem 
Titel „Besondere Leistungen zur selbstbestimmten Lebensführung von 
Menschen mit Behinderung“, zugeordnet. Die Neuausrichtung der Ein-
gliederungshilfe folgt einem personenzentrierten Ansatz.287  

 

287 Löher, Umsetzungsbegleitung BTHG, [Internetquelle]. 
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Damit die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen von den Sozialhilfeträ-
gern übernommen werden, müssten diese zunächst überhaupt Leis-
tungen der Eingliederungshilfe sein, auf die Kinder einen Anspruch 
haben. Dies soll im Folgenden geprüft werden. 

4.2.1.1 Rechtsgrundlagen bis zum 31.12.2019 

Laut § 53 I SGB XII a.F. hatten Personen, die durch eine Behinderung 
i.S.d. § 2 I 1 SGB IX wesentlich in ihrer Fähigkeit an der Gesellschaft 
teilzuhaben eingeschränkt oder von einer solchen wesentlichen Be-
hinderung bedroht gewesen sind, einen Anspruch auf Leistungen der 
Eingliederungshilfe. Dies galt nur dann, je nach der Besonderheit des 
Einzelfalls, insbesondere nach Art oder Schwere der Behinderung, 
wenn Aussicht darauf bestand, dass die Aufgabe der Eingliederungs-
hilfe erfüllt werden konnten (§ 53 I 1 SGB XII) a.F.288 Ziel der Einglie-
derungshilfe ist es, behinderten oder von Behinderung bedrohte 
Menschen eine wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben 
in der Gesellschaft zu ermöglichen, sodass diese zu einer möglichst 
eigenverantwortlichen Lebensführung befähigt werden.289  

Welche Leistungen die Eingliederungshilfe genau umfasste, wurde in § 
54 SGB XII geregelt. Dort wurde zunächst in Abs. 1 auf die Leistungen 
nach § 140 SGB IX a.F. 290 und die Leistungen der medizinischen Reha 
gem. § 26 SGB IX a.F. sowie Leistungen zur Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft nach § 55 SGB IX a.F. verwiesen. Durch den Verweis zu 
§ 26 SGB IX wurde für die Leistungen der Früherkennung und Frühför-
derung von Kindern (§ 26 II Nr. 2 SGB IX a.F.) die Zuständigkeit der 
Sozialhilfeträger eröffnet. Die Sozialhilfeträger konnten gem. § 6 I Nr. 7 
SGB IX ebenfalls Reha-Träger und damit für Leistungen der medizini-
schen Reha zuständig sein. Im Rahmen der medizinischen Reha durften 
die Sozialhilfeträger lediglich solche Leistungen erbringen, die nach § 
54 II SGB XII a.F. der GKV entsprachen. Die pädagogischen Leistungen 

 

288 Voraussetzungen für eine wesentliche Behinderung s. §§ 1 – 3 Eingliederungshilfe-VO. 
289 Boetticher/ Meysen, in: FK-SGB VIII, § 35a Rn. 63; Wehrhahn, in: jurisPK-SGB XII, § 53 Rn. 34; 
Wurm, in: Schell, SGB IX, § 6 Rn. 4. 
290 In der am 31.12.2017 geltenden Fassung. 
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gehörten, außerhalb des § 43a II SGB V, jedoch nicht zum Leistungska-
talog der GKV. Entsprechend waren die pädagogischen Maßnahmen 
im Rahmen der medizinischen Reha auch für die Sozialhilfeträger aus-
geschlossen. Allerdings gehörten gem. § 26 II Nr. 2 SGB IX a.F. die Leis-
tungen der Früherkennung und Frühförderung nach Maßgabe des § 46 
SGB IX zu den Leistungen der medizinischen Reha. Wie bereits in Ka-
pitel 3 beschrieben, wurden die Maßnahmen nach § 46 SGB V über den 
Leistungskatalog der GKV hinaus erbracht, weshalb die Sozialhilfeträ-
ger für die pädagogischen Leistungen im Rahmen der medizinischen 
Reha des SGB IX zuständig gewesen sein können.291  

Zudem folgte aus dem Wort „insbesondere“ in § 54 I SGB XII a.F., 
dass der Leistungskatalog des § 54 I SGB XII a.F. nicht abschließend 
war.292 Das bedeutet, dass darüber hinaus weitere Leistungen der 
Eingliederungshilfe – die nicht ausdrücklich im Gesetzestext genannt 
wurden – in Betracht kamen, die zur Erfüllung der Aufgaben der Ein-
gliederungshilfe geeignet und erforderlich (unentbehrlich) waren.293 
Dabei erbrachten die Sozialhilfeträger auch Leistungen zur Teilhabe 
am Leben in der Gemeinschaft, die vom Leistungskatalog der GKV 
ausgeschlossen waren, solange die Voraussetzungen der §§ 53, 54 
SGB XII a.F. erfüllt waren.294 Das bedeutet zugleich auch, dass selbst 
wenn die pädagogischen Leistungen im Rahmen der medizinischen 
Reha des SGB IX nicht erbracht werden konnten, sie dennoch nach § 
54 I SGB XII a.F. hätten erbracht werden können, wenn sie der Ziel-
setzung der Eingliederungshilfe dienlich waren. Dabei ist jedoch zu 
beachten, dass nach der Rechtsprechung des BSG Leistungen der Ein-
gliederungshilfe lediglich solche sein können, die unmittelbar an 

 

291 S.o. Kapitel 3.2.5. 
292 Bieback, in: Grube/ Wahrendorf, SGB XII, § 54 Rn.1; Kommunalverband für Jugend und Soziales Ba.-
Wü., Orientierungshilfe, S. 3 [Internetquelle], Scheider, in: Schellhorn/ Hohm/Scheider, Komm-SGB XII, 
§ 54 Rn. 3. 
293 BSG, 15.9.2009 – B 8 SO 32/07 R, SozR 4-3500 § 54 Nr. 6, Rn. 53 u. 55; Bieritz-Harder, in: LPK-SGB 
XII, § 53 Rn. 18; Kommunalverband für Jugend und Soziales Ba.-Wü., Orientierungshilfe, S. 3 [Internet-
quelle]. 
294 BSG, 15.9.2009 – B 8 SO 32/07 R; Bieback, in: Grube/ Wahrendorf, SGB XII, § 54 Rn.1. 
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dem Menschen mit Behinderung erbracht werden, d.h. solche die 
keine Leistungen sind, welche sich an Dritte richten.295 

Nichtärztliche sozpäd. Leistungen konnten demnach zu dem erwei-
terten Leistungskatalog des § 54 I SGB XII a.F. gehören, wenn sie zum 
Erreichen des Ziels der Eingliederungshilfe unentbehrlich waren. Da-
bei konnten insbesondere auch heilpädagogische und psychosoziale 
Maßnahmen von den Sozialhilfeträgern erbracht werden, da sie nach 
Maßgabe des § 46 III SGB IX Leistungen der medizinischen Reha und 
somit auch Leistungen der GKV waren. Die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen konnten aber auch mit anderer Zielsetzung als Leistun-
gen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft erbracht werden.296 
Folglich konnten die Sozialhilfeträger nach Maßgabe der §§ 53ff. SGB 
XII a.F. für nichtärztliche sozpäd. Leistungen, die von SPZen erbracht 
wurden, bis zum 31.12.2019 zuständig gewesen sein. 

Die Eltern hätten bis zum 31.12.2019 grundsätzlich finanziell an den 
Leistungen der Eingliederungshilfe beteiligt werden können (§§ 90 ff. 
SGB XII). Nach § 92 II SGB XII hatten die Eltern bei heilpädagogischen 
Maßnahmen (Nr. 1) und bei Leistungen der medizinischen Reha (Nr. 
5) jedoch lediglich die Kosten des Lebensunterhaltes (z.B. Mittages-
sen), in der Höhe der für den häuslichen Lebensunterhalt ersparten 
Aufwendungen, zu tragen. Da es sich bei den Leistungen von SPZen 
jedoch um ambulante Leistungen handelt, bei denen die Kosten für 
den Lebensunterhalt im elterlichen Haushalt nicht entfallen, wurden 
die Eltern nicht an den Kosten beteiligt.  

 

295 BSG, 24.3.2009 – B 8 SO 29/07 R, juris Rn. 20. 
296 s. Aufstockung zu Leistungen der GKV: Wehrhahn, in: jurisPK-SGB XII, § 54 Rn. 8. 
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4.2.1.2 Rechtsgrundlagen seit dem 01.01.2020 

Mit der Herauslösung der Eingliederungshilfe aus dem SGB XII ha-
ben sich die Rechtsgrundlagen der Eingliederungshilfe geändert. 
Nachdem eben festgestellt wurde, dass die Sozialhilfeträger nach den 
bis zum 31.12.2019 gültigen Rechtsgrundlagen für die nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen zuständig gewesen sein können, stellt sich nun 
die Frage, ob die Neuzuordnung der Eingliederungshilfe zum SGB 
IX an dieser Feststellung etwas ändert. 

Seit dem 01.01.2020 werden die Aufgaben der Eingliederungshilfe in 
§ 90 SGB IX geregelt. Der § 90 SGB IX weicht im Wortlaut vom vor-
herigen § 53 SGB XII297 ab. Eine neue Definition der Aufgaben der 
Eingliederungshilfe sind damit jedoch nicht verbunden.298 Nach § 90 
I SGB IX ist es die Aufgabe der Eingliederungshilfe, Leistungsberech-
tigten eine individuelle Lebensführung zu ermöglichen, die der 
Würde des Menschen entspricht und die volle, wirksame und gleich-
berechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern. Die 
Leistungen der Eingliederungshilfe sollen die Menschen dazu befä-
higen, ihre Lebensplanung und -führung möglichst selbstbestimmt 
und eigenverantwortlich wahrnehmen zu können. Zu den Aufgaben 
der Eingliederungshilfe gehören gem. § 90 II SGB IX weiterhin die 
medizinischen Reha sowie die soziale Teilhabe gem.§ 90 V SGB IX. 
Die Leistungen der Eingliederungshilfe sind in § 102 I SGB IX aufge-
führt.  

Der Leistungsberechtigte Personenkreis (§ 99 SGB IX) richtet sich 
nach dem vorherigen § 53 I, II SGB XII und den §§ 1 und 3 der Ein-
gliederungshilfe-Verordnung in der am 31.12.2019 geltenden Fas-
sung.  

 

297 Gültig bis zum 31.12.2019. 
298 Bundesverband für Erziehungshilfe e.V., Synopse des BTHG ab 2020, S. 20. 
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Nach § 109 I SGB IX sind die Leistungen zur medizinischen Reha ins-
besondere die in § 42 II, III SGB IX genannten Leistungen. Wie es be-
reits bei § 54 I SGB XII der Fall war, wird mit dem Verweis zu § 42 II, 
III SGB IX die Zuständigkeit der Sozialhilfeträger für die Leistungen 
der Früherkennung und Frühförderung von Kindern (§ 42 II Nr. 2 
SGB IX) eröffnet. Auch in § 109 I SGB IX folgt aus dem Wort „insbe-
sondere“, dass die genannten Leistungen zur medizinischen Reha 
nicht abschließend sind und folglich weitere Leistungen der Einglie-
derungshilfe möglich sind (s.o.). Die Regelung des § 6 I Nr. 7 SGB IX, 
nach der die Sozialhilfeträger ebenfalls Reha-Träger sein können und 
damit für Leistungen der medizinischen Reha zuständig sind, bleibt 
unberührt. Es dürfen in der medizinischen Reha der Eingliederungs-
hilfe gem. § 109 II SGB IX weiterhin auch nur solche Leistungen von 
den Sozialhilfeträgern erbracht werden, die den Rehabilitationsleis-
tungen der GKV entsprechen. Wie es bereits in der Regelung bis zum 
31.12.2019 der Fall war können die Leistungen von Sozialarbeitern, 
Heilpädagogen u.a. im Rahmen der medizinischen Reha auf der 
Grundlage des § 46 SGB IX erbracht werden.  

Darüber hinaus werden im Rahmen der Eingliederungshilfe gem. § 
113 SGB IX Leistungen zur Sozialen Teilhabe erbracht. Leistungen 
zur Sozialen Teilhabe sollen eine gleichberechtigte Teilhabe am Le-
ben in der Gemeinschaft ermöglichen oder erleichtern. Der § 113 II 
SGB IX enthält alle Leistungstatbestände des § 76 SGB IX (Soziale 
Teilhabe des Teil 1 des Neunten Buches).299 Nach § 113 II Nr. 3 SGB 
IX gehören zu den Leistungen der Sozialen Teilhabe auch heilpäda-
gogische Leistungen. Zu beachten ist hier allerdings, dass die Leis-
tungen der Früherkennung und Frühförderung, zu denen die heilpä-
dagogischen Leistungen gehören, nur für Kinder erbracht werden, 
die noch nicht eingeschult sind. Schulkinder haben keinen Anspruch 
auf diese Leistungen. Dadurch, dass der Leistungskatalog des § 113 
II SGB IX durch das Wort „insbesondere“ jedoch nicht abschließend 

 

299 Bundesverband für Erziehungshilfe e.V., Synopse des BTHG ab 2020, S. 31. 
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ist, können weitere Leistungen im Rahmen der Sozialen Teilhabe er-
bracht werden, die nicht explizit in § 113 II SGB IX aufgeführt sind. 
Dazu könnten auch Leistungen gehören, die keine Frühförderleis-
tung sind und sich entsprechend an Kinder im Schulalter richten. 
Hierbei können auch Maßnahmen erbracht werden, die über das 
Leistungsspektrum der GKV hinausgehen. Deutlich wird in § 113 I 
SGB IX auch, dass die Leistungen der Eingliederungshilfe nachrangig 
zu den Leistungen der medizinischen Reha, zur Teilhabe am Arbeits-
leben und zur Teilhabe an Bildung zu erbringen sind.300 

Somit können die Sozialhilfeträger gem. § 90 II, V SGB IX auch nach 
dem 01.01.2020 im Rahmen der Eingliederungshilfe für die nichtärzt-
lichen sozpäd. Leistungen, die von SPZen erbracht werden, zustän-
dig sein. Voraussetzung dafür ist, dass die jeweiligen nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen den Zielen der Eingliederungshilfe entsprechen. 
Entsprechend hat die Herauslösung der Eingliederungshilfe aus dem 
SGB XII keine Auswirkungen auf die Zuständigkeit der Sozialhilfe-
träger bei nichtärztlichen sozpäd. Leistungen.  

Laut § 92 SGB IX ist zu den Leistungen der Eingliederungshilfe nach 
Maßgabe des Kapitels 9 des SGB IX ein Beitrag aufzubringen. Grund-
sätzlich müssen sich Eltern nach § 136 I SGB IX an den Kosten der Ein-
gliederungshilfe ihrer Kinder beteiligen, wenn das Einkommen im 
Sinne des § 135 SGB IX die Beiträge nach § 136 II SGB IX übersteigt. 
Jedoch wird hiervon in § 138 I SGB IX bei heilpädagogischen Leistun-
gen nach § 113 II Nr. 3 (Nr. 1), bei der medizinischen Reha nach § 109 
(Nr. 2) sowie bei weiteren Leistungen nach § 113 I, die noch nicht ein-
geschulten Kindern eine erreichbare Teilnahme am Leben in der Ge-
meinschaft ermöglichen sollen (Nr. 7), Abstand genommen. Ein Beitrag 
ist in diesen Fällen nicht aufzubringen. Nach § 142 I SGB IX müssen die 
Eltern bei den in § 138 I SGB IX genannten Leistungen lediglich die Kos-

 

300 Bundesverband für Erziehungshilfe e.V., Synopse des BTHG ab 2020, S. 31. 
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ten des Lebensunterhalts in Höhe der für den häuslichen Lebensunter-
halt ersparten Aufwendungen tragen. Die Leistungen in SPZen werden 
nur über Tag und in der Regel nur innerhalb von wenigen Stunden er-
bracht, sodass die Eltern ihre Kinder typischerweise zu Hause versor-
gen werden. Folglich fallen für Eltern von nicht schulpflichtigen Kin-
dern keinerlei Kosten für die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen der 
Eingliederungshilfe an.  

Fraglich ist, wie es sich mit der Kostenbeteiligung bei den erweiterten 
Leistungen des § 113 II SGB IX verhält, wenn die Kinder bereits schul-
pflichtig sind. Die Kostenbefreiung des § 138 I Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 7 
SGB IX umfasst nur die Leistungen für die nicht schulpflichtigen Kin-
der, da die heilpädagogischen Leistungen nach § 79 SGB IX sowie die 
Frühförderleistungen gem. § 46 SGB IX lediglich für noch nicht schul-
pflichtige Kinder erbracht werden.301 Dies geht für heilpädagogische 
Leistungen wörtlich aus § 79 I 1 SGB IX hervor. Dort heißt es: „Heil-
pädagogische Leistungen werden an noch nicht eingeschulte Kinder 
erbracht […]“. Entsprechend haben Schulkinder keinen Anspruch 
auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen innerhalb der Behandlung im 
Rahmen der medizinischen Reha nach dem SGB IX. Folglich können 
Schulkinder die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen lediglich im Rah-
men der Sozialen Teilhabe nach Maßgabe des § 113 II SGB IX erhal-
ten. In § 138 I SGB IX ist jedoch nur ein Verweis zu den heilpädago-
gischen Leistungen des § 113 II SGB IX zu finden und kein Verweis 
zu dem erweiterten Katalog des § 113 II SGB IX. Entsprechend kann 
davon ausgegangen werden, dass die Unterhaltsverpflichteten von 
Schulkindern nach § 136 SGB IX an den Kosten der nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen beteiligt werden, wenn ihr Einkommen die Gren-
zen des § 136 II SGB IX übersteigt.302  

 

301 Die Leistungen der medizinischen Reha werden zwar auch an Schulkindern erbracht, jedoch dürfen die 
Leistungen nicht über die Leistungen der GKV hinausgehen.  
302 Näheres zur Kostenbeteiligung siehe Punkt 5.2.1.2, S. 93f. 
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4.2.2 Zuständigkeit der Jugendhilfeträger 

In entsprechender Anwendung des § 90 II, V SGB IX erbringen die 
Jugendhilfeträger Eingliederungshilfe für Kinder mit einer (drohen-
den) seelischen Behinderung nach § 35a SGB VIII.303 Demnach haben 
Kinder einen Anspruch auf Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII, 
wenn ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger 
als sechs Monate von dem für ihr Lebensalter typischen Zustand ab-
weicht und dadurch ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft be-
einträchtigt ist oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 
Welche Leistungen genau unter den Leistungskatalog der Eingliede-
rungshilfe fallen, ist gesetzlich nicht abschließend normiert. Die Auf-
gaben und Ziele der Hilfe, sowie die Art der Leistungen richten sich 
gem. § 35a III SGB VIII nach Kapitel 6 des Teil 1 des SGB IX sowie 
nach § 90 SGB IX und den Kapiteln 3 bis 6 des Teil 2 des Neunten 
Buches.304 Der Leistungskatalog der §§ 109, 113 II SGB IX, auf die der 
§ 90 SGB IX verweist, ist wie oben beschrieben nicht abschließend. 
Entsprechend können auch bei der Eingliederungshilfe gem. § 35a 
SGB VIII Leistungen in Betracht kommen, die nicht in den §§ 109 
i.V.m. § 42 II SGB IX sowie 113 II SGB IX aufgeführt werden, jedoch 
geeignet und erforderlich sind, um den jeweiligen Hilfebedarf zu de-
cken.305 Allerdings müssen sich die beabsichtigten Maßnahmen einer 
in § 35a II SGB VIII genannten Hilfeform zuordnen lassen.306  

Mit dem Verweis zum Eingliederungsrecht des SGB IX wird deutlich, 
dass das Ziel des § 35a SGB VIII die Beseitigung, Verhütung oder Mil-
derung einer (drohenden) seelischen Behinderung ist und die Ein-
gliederung der Kinder mit seelischer Behinderung in die Gesellschaft 
verfolgt.307 Die Jugendhilfeträger sind gem. § 6 I Nr. 6 SGB IX gleich-

 

303 Siefert, in: Ruland/ Becker/ Axer, SozRHandb., Rn. 127. 
304 Bis zum 31.12.2019 Verweis zu § 53 III, IV 1 S. 1 SGB XII und den §§ 54, 56, 57 SGB XII. 
305 Zustimmend: Boetticher/ Meysen, in: FK-SGB VIII, § 35a Rn. 64; Fischer, in: Schellhorn et. al., SGB 
VIII, § 35a Rn. 26. 
306 Fischer, in: Schellhorn et. al., SGB VIII, § 35a Rn. 22. 
307 Stähr, in: Hauck, SGB VIII, § 35a Rn. 41. 
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zeitig auch Reha-Träger i.S.d. SGB IX, weshalb sie auch für Leistun-
gen der medizinischen Reha nach § 42 SGB IX zuständig sind.308 Es 
dürfen jedoch lediglich solche Leistungen erbracht werden, die in der 
GKV zur Leistungserbringung zugelassen sind.309 

Mit dem Verweis auf § 90 SGB IX und den Kapiteln 3 bis 6 des Teil 2 
des Neunten Buches wird auch für die Jugendhilfe die Möglichkeit 
eröffnet, dass nichtärztliche sozpäd. Leistungen im Rahmen des § 35a 
SGB VIII für seelisch behinderte Kinder erbracht werden können. Vo-
raussetzung ist dabei, dass die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen – 
wie bei der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX – erforderlich sind, 
um den Hilfebedarf abzudecken und sie sich einer Hilfeart nach § 35a 
II SGB VIII zuordnen lassen. Nichtärztliche sozpäd. Leistungen wer-
den in SPZen ambulant erbracht und lassen sich somit den Hilfen in 
ambulanter Form gem. § 35a II Nr. 1 SGB VIII zuordnen. Im Hinblick 
auf die Kostenübernahme von in SPZen erbrachten nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen bedeutet dies, dass die Jugendhilfeträger für 
diese Leistungen im Rahmen des § 35a SGB VIII zuständig sein kön-
nen, soweit die Voraussetzungen des § 35a I SGB VIII erfüllt sind und 
die Maßnahmen zur Beseitigung oder Abwendung einer seelischen 
oder drohenden seelischen Behinderung erforderlich sind. Dies be-
deutet zeitgleich, dass die Jugendhilfeträger für diese Leistungen nur 
dann aufzukommen haben, wenn eine (drohende) seelische Behinde-
rung bei einem Kind vorliegt.310 

Grundsätzlich können die Eltern bei Leistungen der Jugendhilfe zu 
einer Kostenbeteiligung herangezogen werden (§§ 90 ff. SGB VIII). 
Ein Kostenbeitrag der Eltern muss allerdings nur bei stationären und 
teilstationären Maßnahmen geleistet werden, wenn dies den Eltern 
finanziell zuzumuten ist (§ 91 SGB VIII). Im Umkehrschluss aus § 91 

 

308 Kunkel, Handbuch KiJu-Recht, S. 580; Stähr, in: Hauck, SGB VIII, § 35a Rn. 2; Tammen/ Trenczek, in: 
Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 419. 
309 Boetticher/ Meysen, in: FK-SGB VIII, § 35a Rn. 72; Fischer, in: Schellhorn et. al., SGB VIII, § 35a Rn. 
29. 
310 Näheres zur Zuordnung zu den seelischen Störungen s. Kador, in: Jahn, SGB VIII, § 35a Rn. 4 ff.; 
Winkler, in: Rolfs et. al., SozR Komm, § 35a SGB VIII S. 1057f. 
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SGB VIII bedeutet das, dass für ambulante Maßnahmen keine Kos-
tenbeiträge der Eltern bestehen. Die Leistungen von SPZen sind am-
bulante Leistungen, an denen die Eltern folglich finanziell nicht be-
teiligt werden. 

4.2.3 Verhältnis zur Leistungspflicht anderer 

Die Zuordnung zu den Trägern der Jugend- oder Sozialhilfe erfolgt 
auf der Grundlage des § 10 IV SGB VIII. Die Leistungen der Jugend-
hilfe sind nach § 10 IV 1 SGB VIII grundsätzlich vorrangig gegenüber 
den Leistungen der Sozialhilfeträger zu erbringen. Abweichend davon 
gehen gem. § 10 IV 2 SGB VIII Leistungen der Eingliederungshilfe 
nach dem SGB XII für Kinder mit körperlichen und geistigen Behinde-
rungen oder einer solchen drohenden Behinderung, den Leistungen 
der Jugendhilfe vor.311 Daraus lässt sich im Umkehrschluss schließen, 
dass für seelisch behinderte Kinder i.S.d. § 35a SGB VIII grundsätzlich 
ein Vorrang der Jugendhilfe besteht.312 Handelt es sich jedoch um eine 
Mehrfachbehinderung, können sich Abgrenzungsprobleme zwischen 
der Zuständigkeit der Sozial- und Jugendhilfe ergeben.313  

Das jeweilige Landesrecht kann regeln, dass Leistungen der Frühför-
derung für Kinder, unabhängig von der Art der Behinderung, vor-
rangig von anderen Leistungsträgern gewährt werden (§ 10 IV 3 SGB 
VIII). Die Leistungen der Jugendhilfe sind gem. § 10 I SGB VIII nach-
rangig gegenüber den Leistungen der GKV zu erbringen. Wird je-
doch der Hilfebedarf durch Leistungen des SGB V für seelisch behin-
derte Kinder nicht gänzlich gedeckt, sind die Jugendhilfeträger für 
die therapeutischen und päd. Maßnahmen ergänzend zuständig.314 
Die GKV ist für die Leistungen der medizinischen Reha vorrangig 

 

311 Mit dem BTHG ab 1.1.2020 Verweis zu Teil 2 des SGB IX; Der Verweis auf das SGB XII entfällt in § 
10 IV 2 SGB VIII. 
312 Zustimmend: Fischer, in: Schellhorn et. al., SGB VIII, § 35a Rn. 7; Kador, in: Jahn, SGB VIII, § 35a 
Rn. 19. 
313 s. dazu: Fischer, in: Schellhorn et. al., SGB VIII, § 35a Rn. 41; Kunkel, Handbuch KiJu-Recht, S. 592; 
OVG NRW Urteil v. 1.4.2011 – 12 A 153/ 10, JAmt 2011, 539; a.A. Winkler, in: Rolfs et. al., SozR Komm, 
§ 35a SGB VIII S. 1058; VG Gießen, Beschluss v 29.8.2003 – 5 G 2841/03, RdLH 2003, S. 169 
314 Fischer, in: Schellhorn et. al., SGB VIII, § 35a Rn. 42. 
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gegenüber den Sozialhilfeträgern zuständig (§ 2 SGB XII).315 Folglich 
sind Maßnahmen der Frühförderung für Kinder, unabhängig von der 
Behinderungsart, vorrangig Leistungen der GKV, können aber auch 
Leistungen der Sozial- und Jugendhilfeträger sein. 

 

4.3 Meinungsstand in der Literatur und Rechtsprechung 

Die Vergütung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen auf den 
Grundlagen der §§ 43a, 119, 120 SGB V wurde bisher überwiegend in 
Kommentaren, in der Rechtsprechung und wenig im sonstigen 
Schrifttum behandelt. In der Diskussion um die Vergütung der nicht-
ärztlicher sozpäd. Leistungen steht neben der Frage der Zuständig-
keit der Träger der zu vergütende Leistungsumfang im Fokus. Frag-
lich ist dabei, ob alle nichtärztlichen sozpäd. Leistungen, die in SPZen 
erbracht werden, von den KK vergütet werden müssen oder aus-
schließlich solche Leistungen, die nach § 43a I SGB V zur Frühdiag-
nostik und Aufstellung eines Behandlungsplans erbracht werden. 
Dabei lassen sich die Meinungen in verschiedene Gruppen teilen: 

4.3.1 Keine volle Leistungsverantwortung der KK 

Im Rahmen der Behandlung sind die nichtärztlichen sozpäd. Leistun-
gen keine Leistungen gem. § 43a I SGB V. Nach h.M. begründet § 43a 
I SGB V ausschließlich einen Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. 
Leistungen zur Früherkennung von Krankheiten und zur Erstellung 
eines Behandlungsplans.316  

Laut der Rechtsprechung des BSG fallen die Leistungen von Heilpä-
dagogen und Diplompsychologen nicht generell in den Zuständig-
keitsbereich der GKV.317 Die Leistungspflicht der GKV sei lediglich 

 

315 Bieritz-Harder, in: LPK-SGB XII, § 53 Rn. 5. 
316 Hellkötter-Backes, in: Hänlein/ Schuler (Hrsg.), SGB V, GKV, § 43a Rn. 6; Mrozynski, in: Wannagat, 
SGB V, § 43a Rn. 6; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 5; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 
19; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 55; Sommer, in: 
Jahn/Sommer, SGB V, § 43a Rn. 5; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 12; Zipperer, in: GKV-
Komm, § 43a SGB V Rn. 9. 
317 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris, OS 1. 
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bei solchen Leistungen gerechtfertigt, bei denen aufgrund einer Ge-
samtwürdigung des Einzelfalles die Krankheitsbekämpfung im Vor-
dergrund stehe.318 Aufgrund dessen, seien Maßnahmen der gezielten 
Krankheitsbekämpfung und solche der sozialen Eingliederung zu 
unterscheiden. Diese Abwägung sei nach Auffassung des BSG insbe-
sondere bei Kindern mit Behinderung schwierig, da dort die sozialen 
und medizinischen Befunde in unterschiedlicher Weise miteinander 
verknüpft seien. Dadurch wäre es teils unmöglich, einzelne Schritte 
der Betreuung unabhängig von der konkreten Situation des Betreu-
ten rechtlich zuzuordnen.319 Da die Auswirkungen einer Krankheit 
auf das Gesamtbefinden stark individuell seien, entziehe sich eine 
solche Abwägung jeglicher allgemeinen Festlegung. Die Einführung 
der §§ 43a, 119 SGB V belege, dass der Gesetzgeber nicht davon aus-
gegangen sei, dass die sozpäd. Betreuung als Ganzes zum Leistungs-
umfang der GKV gehöre.320  

Die Beschränkung des § 43a I SGB V auf die Frühdiagnostik und die 
Aufstellung eines Behandlungsplans lasse sich laut den Vertretern 
dieser Position damit rechtfertigen, dass die Stellung der Diagnose 
unter ärztlicher Verantwortung stets dem Aufgabengebiet der GKV 
zugeordnet werden könne, während eine sozpäd. Therapie typi-
scherweise über den medizinischen Bereich hinausgeführt werde.321 
Zum Zwecke der Therapie erbrachte nichtärztliche sozpäd. Leistun-
gen könnten lediglich im Rahmen des § 43a II SGB V in der ambulan-
ten psychiatrischen Behandlung erbracht und vergütet werden.322  

Auf die Behandlung mit nichtärztlichen sozpäd. Leistungen bestehe 
laut einigen Autoren gem. § 43a I SGB V kein Anspruch.323 Die an den 

 

318 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris Rn. 14. 
319 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris Rn. 17. 
320 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris OS 1. 
321 Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 15; Zipperer, in: GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 9. 
322 Knauer/ Brose, in: Spickhoff (Hrsg.), MedR, § 43a SGB V Rn. 4; Mrozynski, in: Wannagat, SGB V, § 
43a Rn. 6; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 5; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 19; Wagner, 
in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 12; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 15; Zipperer, 
in: GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 9. 
323 Mrozynski, in: Wannagat, SGB V, § 43a Rn. 1; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB 
V Rn. 5; Sommer, in: Jahn/Sommer, SGB V, § 43a Rn. 4; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 15; 
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Behandlungsplan anschließende Behandlung werde nach h.M. auf 
der Grundlage der allgemeinen Vorschriften gem. der §§ 27 ff. SGB V 
i.V.m. § 15 I SGB V erbracht.324 Jedoch könne ein SPZ die Therapie zu 
Lasten der KK ausschließlich ohne Einbezug von pädagogischen und 
psychosoziale Maßnahmen durchführen.325 Leistungen, wie z.B. heil-
pädagogische Maßnahmen innerhalb der Behandlung, seien lediglich 
durch eine Kostenteilung zwischen den KK und den örtlichen und 
überörtlichen Trägern der Sozialhilfe zu vergüten.326  

4.3.2 Volle Leistungsverantwortung der KK  

In der Literatur und der Rechtsprechung wird hingegen auch die An-
sicht vertreten, dass die gesamte Leistungsverantwortung bei den KK 
liegt und die pädagogischen und psychosozialen Maßnahmen auch 
im Rahmen der Behandlung von den KK vergütet werden müssen. 
Neben den Meinungen im Schrifttum hat sich auch das LSG Berlin-
Brandenburg mit der Vergütung von nichtärztlichen sozpäd. Leis-
tungen auseinandergesetzt. Die Entscheidung des LSG Berlin-Bran-
denburg327 wird nachfolgend kurz dargestellt und anschließend wer-
den die übrigen Meinungen aus dem Schrifttum aufgezeigt. 

4.3.2.1 Standpunkt des LSG Berlin-Brandenburg  

Zwischen der AOK Nordost und einem SPZ in Brandenburg war 
2014 eine Vereinbarung zur Vergütung der Leistungen des SPZ ge-
schlossen worden.328 In dieser Vergütungsvereinbarung hieß es: „Die 
Vertragspartner vereinbaren (…) eine Fallpauschale in Höhe von 

 

Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 6,8; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 6; Ziegelmeier, in: 
KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 15; Zipperer, in: GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 12. 
324 Mrozynski, in: Wannagat, SGB V, § 43a Rn. 1; Sommer, in: Jahn/Sommer, SGB V, § 43a Rn. 4; Schmidt, 
in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 15; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 6,8; Wiemers, in: jurisPK-
SGB V, § 43a Rn. 6; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 15; Zipperer, in: GKV-
Komm, § 43a SGB V Rn. 12. 
325 Mrozynski, in: Wannagat, SGB V, § 43a Rn. 12. 
326 Mrozynski, in: Wannagat, SGB V, § 43a Rn. 12; Sommer, in: Jahn/Sommer, SGB V, § 43a Rn. 4. 
327 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER; vgl. auch LSG BRB, Urt. V. 12.10.2018 
– L 24 KA 37/17 KL. 
328 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER, juris Rn. 2; vgl. auch LSB BRB, Urt. V. 
12.10.2018 – L 24 KA 37/17 KL. 
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339,83 Euro. Die zu Lasten der Krankenkasse abrechnungsfähige Fall-
pauschale beträgt (…) 288,85 Euro (85 v.H.). Der von Seiten der 
Krankversicherung nicht gedeckte Betrag ist von den Sozialhilfeträ-
gern aufzubringen.“ Die Vereinbarung von 2014 basierte auf Vergü-
tungsvereinbarungen zwischen den KK und den SPZen in Branden-
burg, nach denen die KK einen Anteil von 85 % der Kosten zu tragen 
hatten und bei den Sozialhilfeträgern eine Pflicht von 15% angenom-
men wurde.329 

Das SPZ wollte für die Jahre 2015 und 2016 von dieser Vereinbarung 
abweichen, indem sie für 2015 eine höhere Fallpauschale (von 
522,01€) forderte, die gänzlich von der AOK übernommen werden 
sollte. Die AOK Nordost ließ sich darauf nicht ein und bot eine gerin-
gere Fallpauschale von 296,16€ je Patienten und Quartal bis zu einer 
Behandlungsfallzahl von 2200 pro Kalenderjahr und in Höhe von 
236,93€ je Patienten und Quartal für darüberhinausgehende Behand-
lungsfälle. Daraufhin rief das SPZ die Schiedsstelle an. 

Die Schiedsstelle beschloss am 16.06.2016 für 2015 eine Fallpauschale 
i.H.v. 348,43€ für eine max. Fallzahl pro Kalenderjahr von 2200 Fäl-
len. Bei einer Überschreitung dieser Fallzahl sollten die Fallpauschale 
bei den mehr erbrachten Fällen um 20% reduziert werden. Weiterhin 
beschloss die Schiedsstelle für das Jahr 2016 eine Fallpauschale von 
358,71€. Die Schiedsstelle begründete ihre Entscheidung damit, dass 
alle Leistungen eines SPZ, insbesondere alle Leistungen der Diagnos-
tik, Beratung, Förderung und Therapie, in die Bemessung der Vergü-
tung nach § 120 II 1, III 1 SGB V einzubeziehen seien. Eine finanzielle 
Ausgliederung einzelner Leistungen innerhalb der Behandlung eines 
Patienten finde nicht statt. Damit bezog sich die Schiedsstelle auf ein 
Urteil vom BSG vom 29.07.2011330. Das SPZ könne daher auch nicht 

 

329 Hänlein, SGb 2019, S. 413. 
330 BSG, Urteil v. 29.07.2011 – B 6 KA 34/10 R, juris, Rn. 11. 
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dazu angehalten werden 15% der Gesamtkosten vom Sozialhilfeträ-
ger einzuholen. Gegen diesen Schiedsspruch erhob die AOK Nordost 
am 01.08.2016 Klage beim LSG Berlin-Brandenburg. 

Daraufhin beantragte das SPZ beim LSG Berlin-Brandenburg eine so-
fortige Vollziehung des Schiedsspruchs gem. §86b I Nr. 1 SGG. Das 
LSG ordnete die sofortige Vollziehung des Beschlusses der Schieds-
stelle vom 16.06.2016 an.331 Den Erfolg der Sache begründet das LSG 
Berlin-Brandenburg damit, dass SPZen nach § 119 II SGB V die Ver-
sorgung von Kindern sicherstellen, die wegen der Art, Schwere und 
Dauer ihrer Erkrankung nicht von geeigneten Kinderärzten oder 
Frühförderstellen behandelt werden könnten und daher auf eine Be-
handlung eines SPZ angewiesen seien. Das SPZ stelle seine Versor-
gung durch eine gleichzeitig integrierte multidisziplinäre Arbeit von 
ärztlichen und nichtärztlichen Fachkräften sicher. Nach Auffassung 
des LSG betreffe dies die gesamte Behandlung, also die Diagnostik, 
Beratung, Förderung und Therapie. Die Vergütung der ärztlichen 
und nichtärztlichen sozpäd. Leistungen bei Diagnostik, Beratung, 
Förderung und Therapie seien den Regelungen des § 120 II ff. SGB V 
zu entnehmen. In die Berechnung der Vergütung seien die Diagnos-
tik, Beratung, Förderung und Therapie nach § 120 II 1, III 1 SGB V 
einzubeziehen. Das LSG vertritt die Haltung, dass „Gegenstand der 
Vergütung nach § 120 Abs. 2 SGB V alle Aufgaben nach § 119 SGB V 
sind“332. 

Im Oktober 2018 wurde die Klage der AOK Nordost vom LSG Berlin-
Brandenburg als unbegründet abgewiesen.333 Im Urteil wurde dabei 
die inhaltliche Begründung des Beschlusses im Verfahren zum einst-
weiligen Rechtschutz übernommen.  

 

331 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER, juris Rn. 55. 
332 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER, juris Rn. 72. 
333 LSG BRB, Urteil v. 12.10.2018 - L 24 KA 37/17 KL. 
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4.3.2.2 Meinungsstand im Übrigen  

In der Literatur und der Rechtsprechung besteht keine Einigkeit dar-
über, dass ausschließlich die beschränkten nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen des § 43a I SGB V von den KK vergütet werden müssen.  

Die in Punkt 4.3.1 dargestellten Ansichten kollidieren laut Noftz mit 
der Vorschrift des § 119 SGB V, der dem Wortlaut nach von einer 
sozpäd. Behandlung spreche.334 Weiter wird in der Literatur auch die 
Ansicht vertreten, dass die Regelung des § 43a SGB V im Zusammen-
hang mit dem Leistungsbereich der SPZen gem. § 119 SGB V stehe.335 
Vereinzelt wird davon ausgegangen, dass der Leistungsumfang aus 
§ 119 II SGB V a.F. auch nach Einführung des § 43a SGB V bestehen 
geblieben sei, der seit 01.01.1992 geltende Gesetzeswortlaut jedoch in-
soweit klarstellend wirke und es eine Beschränkung des Leistungs-
anspruch in § 43a SGB V gebe.336 

Nach der Rechtsprechung des LSG Berlin-Brandenburg sei für die Ver-
gütung von Leistungen eines SPZ die Regelung des § 120 II SGB V 
maßgebend. 337 Gegenstand dieser Regelung seien alle Aufgaben nach 
§ 119 SGB V.338 Damit folge das LSG Berlin-Brandenburg der Rechts-
auffassung des BSG dahingehend, dass die Aufgabe und Versor-
gungsfunktion von SPZen die gesamte Behandlung, also Diagnostik, 
Beratung, Förderung und Therapie, betreffe, wobei der Erstellung der 
Diagnose und der Aufstellung eines Behandlungsplanes ein besonde-
rer Stellenwert zukomme.339 Aus der Entscheidung des BSG folgert 
das LSG Berlin-Brandenburg, dass bei der Berechnung der Vergütung 

 

334 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 5. 
335 Dalichau, in: Dalichau, SGB V, § 43a S. 10; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von 
Leistungen in SPZen, S. 62. 
336 Dalichau, in: Dalichau, SGB V, § 43a S. 10; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von 
Leistungen in SPZen, S. 62. 
337 LSG BRB, Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER. 
338 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER, juris Rn. 72; LSG BRB, Urteil v. 12.10.2018 
- L 24 KA 37/17 KL; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 
63. 
339 s. BSG, Urteil v. 29.6.2011 - B 6 KA 34/10 R, juris Rn. 11. 
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alle vom SPZ erbrachten Leistungen der Diagnostik, Beratung, Förde-
rung und Therapie zu berücksichtigen seien.340 Die Annahme, dass ein 
SPZ zwar Leistungen erbringe, welche zum Aufgabengebiet des § 119 
SGB V gehören, jedoch die KK diese nicht zu vergüten hätten, weil der 
Leistungsanspruch der versicherten Kinder aus § 43a SGB V nur ein 
Teil des Aufgabengebietes umfasse, widerspreche nach der Auffas-
sung des LSG der angeführten Rechtsprechung des BSG.341 Dass die 
Bestimmung des § 120 II SGB V keinen Ausschluss von einzelnen Leis-
tungen vorsieht, gehe insbesondere aus der Gesetzesbegründung her-
vor.342 Demnach werde ausdrücklich daraufhin gewiesen, dass es bei 
§ 120 III SGB V um eine „als Einheit anzusehende ärztliche und nicht-
ärztliche Gesamtleistung“343 gehe. 

Hänlein schließt sich den Gedanken des LSG Berlin-Brandenburg wei-
testgehend an. Die gesetzlichen Bestimmungen sollten seiner Ansicht 
nach so ausgelegt werden, dass die volle Leistungsverantwortung bei 
den KK liege. In der Praxis eines niedergelassenen Facharztes für Kin-
der- und Jugendmedizin werden Maßnahmen von interdisziplinären 
Behandlungsteams, einschließlich von Heilpädagogen, Sozialarbei-
tern und Sozialpädagogen bereits insgesamt von den KK verantwortet 
(§ 43a II SGB V). Daher sei unverständlich, weshalb dieselben Maß-
nahmen von in gleicher Weise zusammengesetzten Teams in SPZen 
nur zu 85% zu Lasten der KK erbracht werden sollen.344 Sowohl die 
Maßnahmen eines Teams eines niedergelassenen Facharztes für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie als auch die Teams in SPZen erbringen die 
Leistungen in ambulanter Form. Deshalb sei man „versucht, daraus 
den Schluss zu ziehen, es sei zwischen sozialpädiatrisch-psychiatri-
scher und sonstiger sozialpädiatrischer Versorgung zu unterscheiden, 

 

340 Beschluss v. 27.06.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER. 
341 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER, juris Rn. 72; ‚, Urteil v. 12.10.2018 - L 24 
KA 37/17 KL. 
342 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 63. 
343 BT-Drs. 11/2237, zu § 129 II, S. 203. 
344 Hänlein, SGb 2019, S. 414. 
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und anzunehmen, nur im erstgenannten Fall müssten auch die Leis-
tungen der nichtärztlichen Teammitglieder umfassend von den Kran-
kenkassen finanziert werden, im zweiten Fall hingegen – Sozialpädi-
atrie ohne psychiatrischen Bezug – seien die Krankenkassen nur für 
die Finanzierung der Diagnosephase zuständig.“345 Es sei hingegen 
plausibler den Gesetzestext so zu deuten, dass die Situation von kran-
ken Kindern als Ausgangspunkt genommen werde und es bei einer 
besondere Schwere der Krankheit somit darum gehe, alle Elemente 
der Therapie in die Leistungs- und Finanzierungsverantwortung der 
KK zu nehmen. Und dies unabhängig davon, ob die Therapie in einer 
Praxis eines niedergelassenen Facharztes für Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie oder in einem SPZ erbracht werde.346   

4.3.3 Kostenteilung bei Leistungen nach § 46 SGB IX 

Bei den Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung nach § 46 
SGB IX, die sich speziell an behinderte oder von Behinderung bedrohte 
Kinder richten, soll laut einigen Autoren die Heterogenität des Leis-
tungsgeschehen minimiert werden, sodass aufeinander abgestimmte 
Leistungen mehrerer Leistungsträger aus einer Hand unbürokratisch 
und schnell zur Verfügung gestellt werden.347 Grundsätzlich seien die 
KK für Leistungen der medizinischen Reha zuständig, während die 
Träger der Eingliederungshilfe für die Leistungen der sozialen Teilhabe 
leistungspflichtig seien.348 Frühförderung und Früherkennung gehören 
gem. des Wortlautes des § 46 I SGB IX zur medizinischen Reha.349 Dem-
entsprechend werde die Meinung vertreten, dass die GKV zwar grund-
legend nicht für Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
zuständig sei, sie jedoch im Rahmen der medizinischen Reha für Leis-
tungen gem. § 46 SGB IX, insb. für die Komplexleistungen gem. § 46 III 

 

345 Hänlein, SGb 2019, S. 414. 
346 Hänlein, SGb 2019, S. 414. 
347 Jabben, in: Neumann et. al., BeckKomm.-SGB IX, § 46 Rn. 2; Luik, in: Dau/ Düwell/ Joussen, LPK-
SGB IX, § 46 Rn. 2. 
348 Luik, in: Dau/ Düwell/ Joussen, LPK-SGB IX, § 46 Rn. 10; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 6; 
Wurm, in Schell: SGB IX, § 46 Rn. 24; Ziegelmeier, in: Kasskomm, § 43a SGB V Rn. 22. 
349 Jabben, in: Neumann et. al., BeckKomm.-SGB IX, § 46 Rn. 7; Luik, in: Dau/ Düwell/ Joussen, LPK-
SGB IX, § 46 Rn. 4. 
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SGB IX, leistungspflichtig sein können, wenn diese bei einer Gesamtbe-
trachtung schwerpunktmäßig von medizinischen Gesichtspunkten ge-
tragen werden.350 Darüber, ob die GKV auch für Leistungen nach § 46 
II SGB IX aufzukommen hat, besteht in der Literatur Uneinigkeit, da die 
Leistungen nach § 46 II SGB IX über die des § 43a SGB V hinausgehen, 
indem sie therapeutische Maßnahmen umfassen, die nicht unter ärztli-
cher Verantwortung erbracht werden müssen.351  

Sind an einer Gesamtmaßnahme mehrere Leistungsträger beteiligt, 
müsse eine entsprechende Vereinbarung zwischen den KK, den So-
zial- und Jugendhilfeträgern oder bei einer unfallbezogenen Kausali-
tät, auch den Trägern der Unfallversicherung, nach Maßgabe des SGB 
VII getroffen werden.352 Der Verweis in § 43a I Hs 2 SGB V entbinde 
die Sozial- und Jugendhilfeträger daher nicht grundsätzlich von ihrer 
Leistungspflicht.353 

 

4.4 Lösungsansätze zur Kostenübernahme 

Wie aufgezeigt herrscht in der Literatur und Rechtsprechung keine 
Einigkeit darüber, in welchem Leistungsumfang die KK nichtärztli-
che sozpäd. Leistungen, welche in SPZen erbracht werden, vergüten 
müssen. Bei der Vergütung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen 
der SPZen können nicht nur die krankenversicherungsrechtlichen 
Vorschriften (§§ 43a, 119, 120 II ff. SGB V) berücksichtigt werden, da 
es ebenfalls SPZen gibt, die komplementär zu den Frühförderstellen, 
Leistungen gem. der §§ 42, 46 SGB IX i.V.m. der FrühV erbringen. 
Insofern sind auch die Regelungen des SGB IX i.V.m. der FrühV bei 
der Vergütung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen von Bedeu-
tung. Bei der Vergütung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen in 

 

350 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris Rn. 14; Jabben, in: Neumann et. al., BeckKomm.-
SGB IX, § 46 Rn. 7; Ziegelmeier, in: Kasskomm, § 43a SGB V Rn. 22. 
351 Näher dazu s.o. Kapitel 3.2.5; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 6. 
352 Dalichau, in: Dalichau, SGB V, S. 9. 
353 Wagner, in: Krauskopf, § 46 SGB IX Rn. 22. 
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SPZen kann daher zwischen SPZen, welche Frühförderleistungen er-
bringen, und solchen, die keine dieser Leistungen erbringen, unter-
schieden werden. 

4.4.1 Vergütung von sozialpädiatrischen Zentren, die keine Frühför-
derungsleistungen erbringen 

Der Rechtsanspruch von in SPZen behandelten Kindern auf nicht-
ärztliche sozpäd. Leistungen richtet sich nach § 43a SGB V. Grund-
sätzlich sind die KK im Rahmen des § 43a I SGB V dazu verpflichtet, 
alle nichtärztlichen sozpäd. Leistungen, insbesondere psychologi-
sche, heilpädagogische und psychosoziale Maßnahmen, die zur Er-
stellung einer Diagnose und zur Aufstellung eines Behandlungsplans 
erforderlich sind, zu vergüten. Dem Gesetzeswortlaut nach gibt es 
dabei keinerlei Raum für eine Kostenbeteiligung der Sozial- oder Ju-
gendhilfeträger, da die päd. Maßnahmen im Rahmen der Diagnostik 
und der Erstellung eines Behandlungsplans dem Aufgabengebiet der 
GKV zugeordnet werden können.354  

Die Höhe der Vergütung dieser Leistungen wird gem. § 120 II SGB V 
durch Vergütungsvereinbarungen festgesetzt. Der Rechtsprechung 
des LSG Berlin-Brandenburg ist dahingehend zu folgen, dass die Ver-
gütung von Leistungen der SPZen grundsätzlich alle Aufgaben gem. 
§ 119 SGB V umfasst. Dafür spricht auch die Gesetzesbegründung zu 
§ 120 II SGB V. Demnach ist die ärztliche und nichtärztliche Gesamt-
leistung der SPZen als Einheit anzusehen, die unmittelbar von den 
KK vergütet wird.355  

Grundsätzlich kann ebenfalls nicht außer Acht gelassen werden, dass 
der Gesetzgeber mit seiner ursprünglichen Ausgestaltung des § 119 
SGB V a.F.356 alle nichtärztlichen und ärztlichen Leistungen in das 

 

354 Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 15; Zipperer, in: GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 9. 
355 BT-Drs. 11/2237 zu § 129 Abs. 2, S. 203. 
356 i.d.F. von 1989. 
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Leistungsspektrum der GKV mit einbezogen hat.357 Trotz der Strei-
chung des § 119 II SGB V a.F. kann davon ausgegangen werden, dass 
das umfassende Aufgabenspektrum des ursprünglichen Abs. 2 in § 
119 SGB V enthalten geblieben ist. 358 § 119 II SGB V umfasste in seiner 
ursprünglichen Fassung alle ärztlichen sowie nichtärztlichen Leis-
tungen, die erforderlich waren, um eine Krankheit zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt zu erkennen, zu verhindern, zu heilen oder in ihren 
Auswirkungen zu mildern. Dem Wortlaut nach umfasst § 119 I SGB 
V in der aktuellen Fassung immer noch die ambulante sozpäd. Be-
handlung, sprich die Diagnostik, Beratung, Förderung und Therapie 
von Kindern.359 Daraus kann abgeleitet werden, dass der Aufgaben-
bereich von SPZen weiterhin alle ärztlichen sowie nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen umfasst, die zur Früherkennung, Verhinderung, 
Heilung und Milderung einer Krankheit – vor allem auch im Rahmen 
der Behandlung – notwendig sind.  

Diese Annahme entspricht darüber hinaus dem Sinn und Zweck der 
SPZen. Die SPZen sind dazu da, um Schädigungen oder Störungen 
bei Kindern, die zur Krankheit führen können, durch frühe Diagnose, 
frühe Therapie und frühe soziale Eingliederung zu erkennen, zu ver-
hindern, zu heilen oder in ihren Auswirkungen zu mildern.360 Dazu 
ist eine ganzheitliche Behandlung in Form von integrierten, gezielten 
medizinischen, psychologischen, pädagogischen und sozialen Maß-
nahmen notwendig, wie sie bisher überwiegend nur in SPZen ange-
boten werden.361 Zudem verfolgen auch die pädagogischen Leistun-
gen das Ziel der Verhinderung, Heilung, Erkennung und Milderung 

 

357 BT-Drs. 11/2237 zu § 128, S. 202. 
358 Dalichau, in: Dalichau, SGB V, § 43a S. 10; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von 
Leistungen in SPZen, S. 62. 
359 Zustimmend: BSG, Urteil v. 29.6.2011 - B 6 KA 34/10 R, juris Rn. 11. 
360 BT-Drs. 11/2237 zu § 128, S. 202. 
361 BT-Drs. 11/2237 zu § 128, S. 202. 
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von Krankheiten (Krankheitsbekämpfung).362 Durch frühe Interven-
tion mit pädagogischen Leistungen können spätere Schädigungen o-
der Störungen möglicherweise verhindert werden. 363 

Des Weiteren ist fraglich, weshalb die GKV die nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen innerhalb der ambulanten psychiatrischen Be-
handlung nach § 43a II SGB V anerkennt, diese Leistungen bei Be-
handlungen in SPZen jedoch nicht zum Leistungskatalog der GKV 
gehören. Dass die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen durch die Ein-
führung des § 43a II SGB V bereits Gegenstand des Leistungskatalogs 
der GKV sind zeigt, dass auch pädagogische Maßnahmen im Rahmen 
der Behandlung zum Leistungskatalog der GKV gehören. Dies 
spricht dafür, dass die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen auch im 
Rahmen der Behandlung in SPZen von den KK finanziert werden 
sollten.364  

Weiter spricht auch die Systematik des § 119 SGB V dafür, dass alle 
Leistungen von den KK zu finanzieren sind, da eine Regelung zu den 
SPZen und dessen Vergütung ausschließlich im SGB V zu finden ist. 
Dem § 120 II 1 SGB V lässt sich entnehmen, dass die Landesverbände 
der KK mit den Trägern der SPZen eine Vergütungsvereinbarungen 
treffen sollen. Dabei ist allerdings keine Rede davon, dass sich Sozial- 
und Jugendhilfeträger an den Vereinbarungen beteiligen oder ggf. ei-
gene Vereinbarungen mit den SPZen schließen sollen. All dies sind 
Indizien dafür, dass das gesamte Spektrum der nichtärztlichen Leis-
tungen von den KK finanziert werden sollte, solange diese Maßnah-
men erforderlich sind, um Schädigungen oder Störungen bei Kindern 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen, zu verhindern, zu 
mildern oder zu heilen.  

 

362 Mrozynski, Rehabilitationsrecht, Rn. 801. 
363 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, S. 1219. 
364 Siehe auch Hänlein, SGb 2019, S. 414. 
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4.4.1.1 Normenkollision von § 43a I und § 119 SGB V 

Die Haltung, dass die KK gem. § 119 SGB V alle sozpäd. Maßnahmen, 
einschließlich der nichtärztlichen Leistungen, der SPZen zu vergüten 
haben, führt zu einer Diskrepanz zwischen § 43a I SGB V und § 119 
SGB V, denn der Umfang des § 119 SGB V geht dadurch erheblich 
über den Leistungsanspruch des § 43a I SGB V hinaus. Hier kollidiert 
die leistungsrechtliche- mit der leistungserbringungsrechtlichen Vor-
schrift des SGB V. Infolgedessen gibt es bei der zu vereinbarenden 
Vergütung gem. § 120 II SGB V die Problematik, dass alle Aufgaben 
des § 119 SGB V in die Vergütungsvereinbarungen mit einbezogen 
werden müssen, sich der Anspruch von versicherten Kindern jedoch 
lediglich auf die Frühdiagnostik und die Erstellung eines Behand-
lungsplans und nur im Fall des § 43a II SGB V auch auf die ambulante 
psychiatrische Behandlung erstreckt. Fraglich ist folglich, ob einer 
der beiden Normen einen Anwendungsvorrang zukommt.  

Dafür wird erneut auf die Entscheidung des LSG Berlin-Brandenburg 
eingegangen. Das LSG Berlin-Brandenburg365 geht bei seiner Ent-
scheidung, dass für die Berechnung der Vergütung alle vom SPZ 
nach §§ 120 II 1, III 1 SGB V erbrachten Leistungen der Diagnostik, 
Beratung, Förderung und Therapie einzubeziehen sind, nicht auf das 
Verhältnis von Leistungsrecht zu Leistungserbringungsrecht und so-
mit auf die bestehende Diskrepanz der §§ 43a I und 119 SGB V ein. 
Stattdessen bezieht es sich zur Begründung seiner Entscheidung auf 
eine Aussage des BSG, bei der es sich um keinen entscheidungserheb-
lichen Rechtssatz (obiter dictum) handelt. Der 6. Senat des BSG 
machte in seinem Urteil von 2011 deutlich, dass § 43a SGB V die Be-
stimmung des § 119 I SGB V ergänzt und stellt klar, dass die nicht-
ärztlichen Leistungen im Rahmen der Diagnostik und der Aufstel-

 

365 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER; LSG BRB, Urteil v. 12.10.2018 - L 24 KA 
37/17 KL. 
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lung eines Behandlungsplans mitumfasst sind, sofern sie unter ärzt-
licher Verantwortung erbracht werden.366 Weiter führte der 6. Senat 
des BSG aus: „Für die Vergütung der sozialpädiatrischen Leistungen, 
die von Vertragsärzten und Frühförderstellen verantwortet werden, 
gilt § 85 II S. 4 SGB V, während für die ärztlichen und nichtärztlichen 
sozialpädiatrischen Leistungen der SPZen bei Diagnostik, Beratung, 
Förderung und Therapie die Regelungen des § 120 II ff. SGB V maß-
gebend sind.“367 Folglich kommt das BSG zu dem Schluss, dass die 
Regelungen des § 120 II SGB V für die Vergütung der ärztlichen und 
nichtärztlichen sozpäd. Leistungen maßgebend sind. Gleichzeitig er-
kennt das BSG jedoch an, dass die Vergütung die Leistungen des § 
119 SGB V umfassen, also die Diagnostik, Beratung, Förderung und 
Therapie.368 Ohne es direkt zu benennen, deutet daher auch der 6. Se-
nate des BSG die Diskrepanz zwischen § 43a I SGB V und § 119 SGB 
V an. 

Es kann zunächst festgehalten werden, dass nach § 120 II ff. SGB V 
alle Leistungen der SPZen von den KK vergütet werden müssen, ob-
wohl die versicherten Kinder nach § 43a I SGB V keinen Anspruch 
auf alle in SPZen angebotenen Leistungen haben. 

4.4.1.2 Verhältnis von Leistungsrechtrecht und Leistungserbrin-
gungsrecht 

Zu beachten ist dabei jedoch das Verhältnis vom Leistungsrecht zum 
Leistungserbringungsrecht. Dem Leistungserbringungsrecht wird in 
der Literatur gegenüber dem Leistungsrecht vereinzelt eine dienende 
Funktion zugeschrieben, was zu einem Vorrang des Leistungsrechts 
gegenüber dem Leistungserbringungsrecht führen würde.369 Nach 

 

366 BSG, Urteil v. 29.6.2011 - B 6 KA 34/10 R, juris Rn. 10. 
367 BSG, Urteil v. BSG, Urteil v. 29.6.2011 - B 6 KA 34/10 R, juris Rn. 10. 
368 BSG, Urteil v. 29.6.2011 - B 6 KA 34/10 R, juris Rn. 10. 
369 Richter/ Doering-Striening, Grundlagen SozR, Rn. 13; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beur-
teilung von Leistungen in SPZen, S. 70f. 
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neuer Rechtsprechung vom BSG kommt dem Leistungsrecht aller-
dings kein Vorrang gegenüber dem Leistungserbringungsrecht zu.370 
Vielmehr wird von einer Einheit beider Bereiche ausgegangen.371 Zu-
treffender Weise hängen das Leistungsrecht und das Leistungser-
bringungsrecht miteinander zusammen und können daher nicht 
ohne einander gedacht werden. Erst durch das Handeln des ärztli-
chen Leistungserbringers ( Erstellen der Diagnose und der Therapie-
entscheidung) wird der Anspruch des Leistungsrechts begründet.372 
Jedoch besteht im Hinblick auf die Diskrepanz zwischen § 43a I SGB 
V und § 119 SGB V insoweit ein Vorrang des Leistungsrechts, dass 
dieses die grundsätzlichen Ansprüche der Versicherten in der GKV 
regelt (hier § 43a I SGB V) und diese nach dem Leistungserbringungs-
recht erbracht bzw. durch den Leistungserbringer festgelegt werden. 
Den rechtlichen Zuordnungen zufolge, kann daher nicht von einer 
Regelung des Leistungserbringungsrechts auf das Leistungsrecht ge-
schlossen werden bzw. die Ansprüche des Leistungsrechts nicht ein-
geschränkt oder erweitert werden.373 Das würde bedeuten, dass der 
§ 43a I SGB V nicht i.S.d. § 119 SGB V so ausgelegt werden kann, dass 
ein Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen innerhalb der Be-
handlung besteht. Diese Erkenntnis lässt keine andere Schlussfolge-
rung zu, als dass die Beschränkung des § 43a SGB V, trotz des um-
fangreichen § 119 SGB V, erhalten bleibt und die KK somit lediglich 
die in SPZen erbrachten Leistungen nach § 43a I u. II SGB V und nicht 
alle Leistungen des § 119 i.V.m. § 120 II SGB V zu vergüten haben.   

 

370 BSG, Urteil v. 18.11.2009 - B 1 KR 74; zustimmend Richter/ Doering-Striening, Grundlagen SozR, Rn. 
14. 
371 BSG, Urteil v. 18.11.2009 - B 1 KR 74; Hase, Gutachten, S. 28; Richter/ Doering-Striening, Grundlagen 
des SozR, Rn. 14.a.A. LSG Nieds. Urteil v. 30.8.1995 – L 4 KR 11/95. 
372 Richter/ Doering-Striening, Grundlagen des SozR, Rn. 13. 
373 Hase, Gutachten, S. 30; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, 
S. 70. 
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4.4.1.3 Auflösung der Normenkollision 

Um die genannte Argumentation zu stützen, werden die allgemeinen 
Kollisionsregeln der Rechtwissenschaft herangezogen. Wenn bei einem 
gleichen Sachverhalt verschiedene Normen angewendet werden kön-
nen, die jedoch zu unterschiedlichen und nicht miteinander zu verein-
barenden Rechtsfolgen führen, werden Regelungen zur Auflösung die-
ser Normenkollisionen verwendet.374 Vorliegend weichen § 43a I und § 
119 SGB V bezüglich des zu erbringenden Leistungsumfangs zu Lasten 
der GKV voneinander ab. Folglich kann nur eine der beiden Normen 
den Umfang der zu vergütenden nichtärztlichen sozpäd. Leistungen 
bestimmen. Zur Auflösung einer Normenkollision gibt es daher ver-
schiedene Kollisionsregeln: lex superior derogat legi inferiori, lex posterior 
derogat legi priori und lex specialis derogat legi generali.375 

Der Grundsatz lex superior derogat legi inferiori (das höherrangige Gesetz 
verdrängt das niederrangige Gesetz) 376 findet hier keine Anwendung, 
da beide Gesetze Bundesgesetze sind und somit auf dieser Ebene ein 
Gleichrangigkeitsverhältnis zwischen den Normen besteht.  

Weiter könnte die Normenkollision dadurch gelöst werden, dass das 
neuere Gesetz das Ältere verdrängt (lex posterior derogat legi priori)377. 
Wie eingangs erklärt wurde im Zuge des GRG im Jahr 1988 der § 119 
SGB V a.F.378 in das SGB V aufgenommen. Eine leistungsrechtliche 
Norm fehlte zunächst. Erst 1991 wurde der Gesetzgeber erneut tätig, 
in dem er den § 119 II SGB V strich und den § 43a SGB V a.F. (heute 
Abs. 1) als leistungsrechtliche Norm in das SGB V aufnahm.379 Der § 
119 SGB V wurde zwar mit Einführung des § 43a SGB V a.F. verän-
dert, jedoch bestand die Norm bereits seit 1989. Entsprechend kann 

 

374 Kramer, Juristische Methodenlehre, S. 107; Muthorst, Grundlagen der Rechtswissenschaft, Rn. 50. 
375 Vranes, Zur Rechtnatur der Konfliktlösungsregeln, Rn. 392. 
376 Kramer, Juristische Methodenlehre, S. 115. 
377 Kramer, Juristische Methodenlehre, S. 112f. 
378 i.d.F. v. 01.01.1989. 
379 Siehe Punkt 3.1, S. 8. 
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der heutige § 43a I SGB V als neuere Norm bezüglich des Leistungs-
umfangs der nichtärztlichen sozpäd. Maßnahmen betrachtet werden. 
Nach der Kollisionsregel würde dem § 43a I SGB V gegenüber § 119 
SGB V somit ein Anwendungsvorrang zukommen.  

Zudem kann eine Normenkollision dadurch gelöst werden, dass es 
ein spezielleres Gesetz zu einem Sachverhalt gibt, welches das allge-
meinere Gesetz verdrängt (lex specialis derogat legi generali).380 Dieser 
Grundsatz besagt, dass eine allgemeine Norm (lex generalis), welche 
zahlreiche Sachverhalte abdeckt, gegenüber einem Spezialgesetz (lex 
specialis) nachrangig ist. Vorliegend ist dies bezogen auf den § 43a 
SGB V und den § 119 SGB V zunächst nicht ganz eindeutig. Beide 
Paragraphen beziehen sich auf den Sachverhalt einer Behandlung 
von erkrankten Kindern. § 119 I SGB V regelt die Ermächtigung von 
SPZen zur ambulant sozpäd. Behandlung von Kindern. In Abs. 2 
wird geregelt welche Kinder in den SPZen behandelt werden sollen. 
Nämlich solche, die aufgrund der Art, Schwere und Dauer ihrer 
Krankheit oder einer drohenden Krankheit nicht von geeigneten Ärz-
ten oder in geeigneten Frühförderstellen behandelt werden können. 
Hingegen bezieht sich der § 43a I SGB V nicht direkt auf eine Behand-
lung in einem SPZ, sondern regelt den Anspruch von versicherten 
Kindern auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen (insbesondere auf 
heilpädagogische und psychosoziale Leistungen) bei niedergelasse-
nen Vertragsärzten, als auch bei SPZen.  Welche Norm nun spezieller 
und damit geeignet ist, um die Kollision zwischen § 43a I SGB V und 
§ 119 SGB V aufzulösen, ist fraglich.  

Der § 119 SGB V richtet sich mit seinen beiden Absätzen zwar direkt 
an SPZen, jedoch regelt er im speziellen vorrangig die Ermächtigung 
der SPZen zur ambulanten sozpäd. Behandlung von Kindern. In die-
sem Zuge wird in Abs. 2 darauf hingewiesen, welche Kinder in den 

 

380 Kramer, Juristische Methodenlehre, S. 107; Muthorst, Grundlagen der Rechtswissenschaft, Rn. 50. 



80 

SPZen behandelt werden sollen. In § 43a I SGB V ist genauer beschrie-
ben, unter welchen Voraussetzungen die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen erbracht werden können. Zum einen müssen diese unter 
ärztlicher Verantwortung erbracht werden. Weiter müssen sie erfor-
derlich sein, um eine Krankheit zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu 
erkennen und einen Behandlungsplan aufzustellen. Bezogen auf die 
Leistungserbringung wird im Vergleich sichtbar, dass aus § 43a SGB 
V genauere und somit speziellere Regelungen zu den nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen hervorgehen als aus § 119 SGB V.  Obwohl dies 
nur ein sehr feiner Unterschied ist kann gesagt werden, dass § 43a I 
SGB V gegenüber § 119 SGB V die speziellere Regelung, bezogen auf 
die Erbringung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen, ist. Entspre-
chend hat § 43a I SGB V einen Anwendungsvorrang gegenüber § 119 
SGB V.  

Folglich ist § 43a I SGB V die neuere und auch die speziellere Vor-
schrift. Nach den Normenkollisionsregeln geht der § 43a I SGB V dem 
§ 119 SGB V daher vor. Dies bedeutet, dass die einschränkende Rege-
lung des § 43a I SGB V, nach der erkrankte Kinder nur einen An-
spruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen in der Diagnostik und 
zur Erstellung des Behandlungsplans haben, gelten. Dementspre-
chend besteht keine Leistungspflicht der KK bei Maßnahmen, die 
über § 43a I SGB V hinausgehen (z.B. nichtärztliche sozpäd. Maßnah-
men innerhalb der Behandlung).  

Die KK haben jedoch solche nichtärztlichen Leistungen innerhalb der 
sozpäd. Behandlung zu vergüten, die im Rahmen der ärztlichen Be-
handlung nach § 28 I 2 SGB V durch Hilfspersonen durchgeführt wer-
den oder gem. § 32 SGB V als Heilmittel erbracht werden können (z.B. 
Ergotherapie, Sprachtherapie, Krankengymnastik).381 Dies schließt in 

 

381 S.o. Kapitel 3.2.4. 
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der Regel jedoch die heilpädagogischen oder psychosozialen Maß-
nahmen innerhalb der Behandlung zu Lasten der KK aus, weil diese 
nicht zum Leistungskatalog der GKV gehören.  

Die SPZen müssten die heilpädagogischen oder psychosozialen Maß-
nahmen innerhalb der Behandlung jedoch von den Sozial- und Ju-
gendhilfeträgern finanziert bekommen, sofern die Voraussetzungen 
des § 35a SGB VIII für die Jugendhilfeträger oder die der §§ 90ff. SGB 
IX für die Sozialhilfeträger erfüllt sind und es sich um Leistungen zur 
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft handelt. Nichtärztliche 
sozpäd. Leistungen können von den Sozial- und Jugendhilfeträgern 
nicht im Rahmen der medizinischen Reha übernommen werden, weil 
sich die Leistungen der medizinischen Reha nach dem Leistungska-
talog der GKV richten und die heilpädagogischen und psychosozia-
len Maßnahmen davon nur im Rahmen des § 43a SGB V erfasst 
sind.382  

Entsprechend ist der h.M. dahingehend zu folgen, dass § 43a SGB V 
nichtärztliche sozpäd. Leistungen nur im Rahmen der Frühdiagnos-
tik, der Aufstellung eines Behandlungsplans und in der ambulanten 
psychiatrischen Behandlung umfasst. Für die Vergütung von SPZen 
bedeutet das, dass die KK die Leistungen nach § 43a SGB V, alle ärzt-
lichen Leistungen sowie die nichtärztlichen Leistungen in der Be-
handlung, die unter § 28 I 2 fallen sowie als Heilmittel nach § 32 SGB 
V erbracht werden können, vollumfänglich vergüten müssen. Ledig-
lich die heilpädagogischen und psychosozialen Maßnahmen, die im 
Rahmen einer Behandlung im Behandlungsplan notwendig sind, 
müssen je nach Einzelfall von den Sozial- oder Jugendhilfeträgern er-
bracht werden, wenn die speziellen leistungsgesetzlichen Vorausset-
zungen erfüllt sind. Entsprechend müssen zwischen den beteiligten 
Trägern und den Trägern der SPZen Vergütungsvereinbarungen ge-

 

382 Boetticher/ Meysen, in: FK-SGB VIII, § 35a Rn. 72; Fischer, in: Schellhorn et. al., SGB VIII, § 35a Rn. 
29. 



82 

troffen werden. Bei Schulkindern ist es möglich, dass sich die Unter-
haltsverpflichteten der Kinder nach § 136 SGB IX an den Kosten der 
nichtärztlichen sozpäd. Leistungen im Rahmen der Eingliederungs-
hilfe nach dem SGB IX beteiligen müssen.   

4.4.2 Vergütung von sozialpädiatrischen Zentren, die auch Frühför-
derleistungen erbringen 

Für die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen nach § 43a SGB V gelten 
im Hinblick auf die Vergütung dieselben Grundsätze wie für SPZen, 
die keine Frühförderleistungen anbieten. Bei SPZen, die jedoch auch 
Frühförderleistungen i.S.d. § 46 SGB IX i.V.m. der FrühV erbringen, 
kommt eine Kostenteilung zwischen den Reha-Trägern – insbeson-
dere bei den Komplexleistungen nach § 46 III SGB V – in Betracht. Für 
die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen der medizinischen Reha nach 
§ 46 SGB IX können gem. § 5 Nr. 1 i.V.m. § 6 I SGB IX die GKV und 
die Jugendhilfe- oder Sozialhilfeträger zuständig sein. Die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung sowie die der gesetzlichen Unfall-
versicherung sind für die Leistungen der Früherkennung und 
Frühförderung nicht zuständig, obwohl sie generell Träger der medi-
zinischen Reha sind.383  

Nach § 46 III SGB IX verschmelzen die medizinisch -therapeutische 
Leistungen und heilpädagogischen Leistungen als Komplexleistung 
miteinander. Eine Abwägung, ob eine Leistung mehr der Krankheits-
bekämpfung oder der Überwindung von, mit einer Krankheit einher-
gehenden, sozialen Folgen dient, ist schwierig.384 Dadurch kommt es 
bei Abgrenzung der Zuständigkeit der Reha-Träger zu Problemen.385 
Eine Zuständigkeitszuteilung kann durch die in § 9 FrühV zu verein-
barende Kostenteilung bei Komplexleistungen erfolgen. Für die Leis-
tungen nach § 5 I FrühV (Leistungen der medizinischen Reha) sind 
die KK zuständig, während die Sozial- und Jugendhilfeträger für die 

 

383 Luik, in: Dau/ Düwell/ Joussen, LPK-SGB IX, § 46 Rn. 10. 
384 BSG Urteil v. 31.03.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris Rn. 17. 
385 Wurm, in: Schell, SGB IX, § 46 Rn. 26. 
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Leistungen gem. § 6 FrühV (heilpädagogische Leistungen) zuständig 
sind.386 Entsprechend besteht bei SPZen, die Komplexleistungen im 
Rahmen der Frühförderung anbieten, eine Kostenteilung zwischen 
den KK und den Sozial- und Jugendhilfeträgern. Aus den Parallelen 
des § 46 I Nr. 2 SGB IX zu § 43a I SGB V „kann abgeleitet werden, 
dass der Gesetzgeber den Leistungsbereich der Früherkennung und 
Frühförderung weitestgehend in der Verantwortung der gesetzlichen 
Krankenversicherung sieht“387. Dies wird durch die Regelung des § 
46 V 3 SGB IX deutlich, die besagt, dass die Beteiligung der Entgelte 
der Sozial- und Jugendhilfeträger für heilpädagogische Leistungen in 
SPZen 20% nicht überschreiten darf. Folglich sind die KK als Reha-
Träger im Umkehrschluss dazu verpflichtet, mindestens 80% der 
Kosten der Komplexleistungen zu vergüten. Somit liegt der Großteil 
der Verantwortung für die Früherkennung und Frühförderung in 
den Händen der GKV. 

Die Kostenaufteilung richtet sich für die nach §§ 5, 6 und 6a FrühV 
zu erbringenden Leistungen nach § 46 V SGB IX, wonach die Reha-
Träger dreiseitige Vereinbarungen über die in § 46 IV Nr. 4 SGB IX 
vereinbarten Entgelte für die Komplexleistungen auf der Grundlage 
der Leistungszuständigkeit nach Spezialisierung und Leistungsprofil 
des Dienstes oder der Einrichtung schließen sollen.388 Mit § 46 IV - VI 
SGB IX werden die konkrete Ausgestaltung der Leistungen zur Früh-
erkennung und Frühförderung auf die Ebene der Länder verlagert.389 
Der Gesetzgeber hat sich mit dem BTHG dazu entschlossen, dass die 
beteiligten Reha-Träger mit den Verbänden der Leistungserbringer 
Landesrahmenvereinbarungen treffen sollen, um einen Mindeststan-
dard zu schaffen.390 Der Inhalt dieser Vereinbarung soll gem. § 46 IV 

 

386 Gemeinsames Rundschreiben BMAS/ BMG, S. 3; Oppermann, in: Hauck, SGB IX, § 46 Rn. 21. 
387 Jabben, in: Neumann et. al., SGB IX, § 46 Rn. 8. 
388 Oppermann, in: Hauck, SGB IX, § 46 Rn. 23. 
389 Jabben, in: Neumann et. al., SGB IX, § 46 Rn. 17; Luik, in: Dau/ Düwell/ Joussen, LPK-SGB IX, § 46 
Rn. 4. 
390 Jabben, in: Neumann et. al., SGB IX, § 46 Rn. 17; Luik, in: Dau/ Düwell/ Joussen, LPK-SGB IX, § 46 
Rn. 28. 
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Nr. 4 SGB IX auch Vereinbarungen und Abrechnungen der Entgelte 
für die als Komplexleistung nach § 46 III SGB IX erbrachten Leistun-
gen unter Berücksichtigung der Zuwendungen Dritter, insbesondere 
der Länder, umfassen. Das bedeutet, dass es im Hinblick auf die Ver-
gütung von SPZen mit dem Angebot von Frühförderleistungen keine 
bundeseinheitliche Regelung für die nähere Ausgestaltung der Kos-
tenteilung gibt, sondern dies mit der Vereinbarung von Landesrah-
menvereinbarungen den Ländern überlassen ist. 

Zu beachten ist hier jedoch, dass nur nicht schulpflichtige Kinder ei-
nen Anspruch auf Komplexleistungen i.S.d. § 46 SGB IX haben.  

 

4.5 Zwischenfazit 

In der Praxis ergeben sich aufgrund der unklaren Rechtslage Unsi-
cherheiten bei der Vergütung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen 
in SPZen. Zur Klärung wurde beim BMG eine Vereinbarung getrof-
fen, die eine Kostenteilung zwischen den KK und den Sozial- und Ju-
gendhilfeträgern von 85:15 vorsah.391 Aufgrund mangelnder Rechts-
grundlagen und einer steigenden Belastung der Sozial- und Jugend-
hilfesysteme kündigten die Sozial- und Jugendhilfeträger diese Ver-
einbarungen auf, weshalb es bei einigen SPZen zu einer finanziellen 
Unterdeckung kam.392  

Obwohl einiges dafürspricht, dass die KK gem. § 120 II ff. SGB V alle 
Aufgaben der SPZen aus § 119 SGB V zu vergüten haben, müssen die 
KK aufgrund des Verhältnisses vom Leistungsrecht zum Leistungs-
erbringungsrecht die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen lediglich 
nach Maßgabe des § 43a I SGB V zur Frühdiagnostik und Erstellung 
eines Behandlungsplans sowie innerhalb der ambulanten psychiatri-
schen Behandlung gem. § 43a II SGB V, vergüten.393 Weiter sind die 

 

391 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 43; Schulte-Sasse, 
Kapitel 0963 – Titel 6840, S. 2 [Internetquelle]. 
392 Auskunft Vertreter der DGSPJ beim Treffen am 6.11.2018 in der Universität Kassel. 
393 S.o. Kapitel 3.4. 
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KK auf der Grundlage der §§ 27 ff. SGB V zur Vergütung der ärztli-
chen und nichtärztlichen sozpäd. Leistungen in der Behandlung ver-
pflichtet, wenn diese im Rahmen des § 28 I 2 SGB V von anderen 
Hilfspersonen oder nach § 32 SGB V als Heilmittel erbracht wer-
den.394 Ein Problem ergibt sich bei der Vergütung von SPZen (die 
keine Frühförderleistungen erbringen) folglich ausschließlich für 
heilpädagogische und psychosoziale Leistungen, da u.a. Ergothera-
pie, Sprachtherapie und Krankengymnastik von § 28 I 2 oder § 32 SGB 
V erfasst sind.  

Für die heilpädagogischen und psychosozialen Maßnahmen inner-
halb der Behandlung können die Sozialhilfeträger auf der Grundlage 
der §§ 109, 113 SGB IX oder die Jugendhilfeträger gem. § 35a SGB VIII 
zuständig sein. Allerdings besteht keine gesetzliche Regelung dar-
über, wie die Kostenpauschalen zwischen den einzelnen Trägern auf-
zuteilen sind. Das BSG hat mit seiner Rechtsprechung lediglich fest-
gelegt, dass sich solche Pauschalen nicht allein auf die Zugehörigkeit 
einer Leistung zu einer bestimmten Berufsgruppe und dessen Anteil 
an Mitarbeitern im SPZ stützen können.395 Es müsste viel eher für je-
den Einzelfall geprüft werden, ob die Voraussetzungen der Einglie-
derungshilfe gem. der §§ 109, 113 SGB IX für Kinder mit einer (dro-
henden) geistigen oder körperlichen Behinderung oder diese des § 
35a SGB VIII für Kinder mit einer (drohenden) seelischen Behinde-
rung erfüllt sind. Im Rahmen der Eingliederungshilfe können die Un-
terhaltsverpflichteten von Schulkindern an den Kosten der nichtärzt-
lichen sozpäd. Leistungen nach § 113 SGB IX, unter den Vorausset-
zungen des § 136 SGB IX, beteiligt werden.  

Die Leistungen der medizinischen Reha nach den §§ 109, 42 II SGB IX 
sowie die heilpädagogischen Leistungen des § 113 II SGB IX können 
nur in SPZen erbracht werden, welche auch Frühförderleistungen er-
bringen. Bei SPZen, die auch Frühförderleistungen i.S.d. § 46 SGB IX 

 

394 S.o. Kapitel 3.2.4. 
395 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris Rn. 21. 
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i.V.m. der FrühV erbringen, kommt eine Kostenteilung zwischen den 
beteiligten Reha-Trägern, insbesondere bei Komplexleistungen nach 
§ 46 III SGB IX, in Betracht.  
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5. Leistungserbringung von sozialpädiatrischen Zen-
tren nach § 43a II SGB V? 

Neben den bestehenden Rechtsunsicherheiten hinsichtlich der Ver-
gütung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen hat die Einführung 
des § 43a II SGB V zu erneuten Irritationen in Bezug auf den Umfang 
der Leistungserbringung geführt. Mit § 43a II SGB V wurde der An-
spruch für Kinder mit psychischen Erkrankungen ausgeweitet, je-
doch sei damit keine generelle Leistungsausweitung für andere Be-
reiche der Sozialpädiatrie beabsichtigt gewesen.396 Damit unterschei-
det sich § 43a II SGB V deutlich von § 43a I SGB V, welcher lediglich 
die eingeschränkte Möglichkeit der Erbringung von nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen zur Frühdiagnostik und zur Erstellung eines Be-
handlungsplans vorsieht. Für SPZen bedeutet dies, dass sie die ent-
stehenden Kosten für nichtärztliche sozpäd. Leistungen während ei-
ner Behandlung im SPZ, die über die Erstellung eines Behandlungs-
plans hinausgeht, nach § 43a I SGB V nicht von den KK vergütet be-
kommen.  

Wie in Kapitel 3 bereits festgestellt wurde, werden die nichtärztlichen 
Leistungen in der Behandlung teilweise von den KK und teilweise 
von den Sozial- und Jugendhilfeträgern vergütet. Mit dieser Rege-
lung geht die Frage einher, weshalb psychisch kranke Kinder wäh-
rend einer ambulanten psychiatrischen Behandlung einen vollum-
fänglichen Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen gegen-
über der GKV haben, chronisch kranken, behinderten oder entwick-
lungsverzögerten Kindern, bei denen aufgrund des Alters keine Be-
handlung nach § 46 SGB IX möglich ist, dieser Anspruch bei einer 
Behandlung im SPZ jedoch verwehrt bleibt.  

In diesem Kapitel wird zunächst durch die Auslegung des § 43a II 
SGB V untersucht, ob auch SPZen die Möglichkeit haben, psychisch 
kranke Kinder auf der Grundlage des § 43a II SGB V zu behandeln. 

 

396 BT-Drs. 16/13428, S. 90. 
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Anschließend wird geprüft, ob die Vorschrift des § 43a II SGB V einen 
Verstoß gegen das Gleichheitsgebot aus Art. 3 I GG darstellt, da 
durch sie Kinder mit einer anderen als einer psychischen Erkrankung 
möglicherweise diskriminiert bzw. gegenüber psychisch kranken 
Kindern benachteiligt werden.  

 

5.1 Auslegung des § 43a II SGB V 

Damit die Bedeutung des § 43a II SGB V richtig verstanden werden 
kann, bietet es sich an, die Rechtsnorm auszulegen. Mithilfe der Aus-
legung soll erkannt werden was der Gesetzgeber gewollt hat bzw. 
was unter dem Gesetzestext zu verstehen ist. Bei der eigenen Stel-
lungnahme zur Auslegung des § 43a II SGB V wird der Meinungs-
stand in der Literatur und Rechtsprechung mit einbezogen. 

5.1.1 Auslegungsmethoden 

Zur fachlich-verstehenden Deutung des relevanten Inhalts eines 
Rechtsbegriffes haben sich vier Auslegungsmethoden bewährt.397 Da-
bei kann jede Norm wörtlich (grammatikalisch), systematisch, histo-
risch oder ihrem Sinn und Zweck nach (teleologisch) ausgelegt wer-
den.398 

Die grammatikalische Auslegung richtet sich an dem natürlichen 
Sprachsinn, der Syntax und den sonstigen Regeln der Grammatik 
aus.399 Es kommt dabei darauf an, den Wortlaut, die Wörter und die 
Sätze auszulegen, um den Wortsinn der Vorschrift zu ermitteln.400 
Diese Auslegungsmethode darf nicht über den Wortlaut eines Be-

 

397 Mann, Einführung jurist, AT, Rn. 230; Trenczek in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, 
S. 124, 125; Wienbracke, Juristische Methodenlehre, S. 48. 
398 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 8; Mann, Einführung jurist, AT, Rn. 230; Trenczek, in: Trenczek/ 
Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 125, 126. 
399 Muthorst, Grundlagen der Rechtswissenschaft, S.109; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, 
Grundzüge des Rechts, S. 125. 
400 Mann, Einführung jurist, AT, Rn. 231; Wank, Auslegung v. Gesetzen, S.39. 
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griffs hinausgehen, d.h. die Auslegungsmethode ist durch den mög-
lichen Rahmen des Wortsinns begrenzt.401 Bei der grammatikalischen 
Auslegung ist zu beachten, dass ein Wort unterschiedliche Bedeutun-
gen haben kann.402  

Nach dem BVerfG ist bei der systematischen Auslegung darauf ab-
zustellen, „dass einzelne Rechtssätze, die der Gesetzgeber in einen 
sachlichen Zusammenhang gestellt hat, grundsätzlich so zu interpre-
tieren sind, dass sie logisch miteinander vereinbar sind.“403 Entspre-
chend soll die Norm mit dieser Auslegungsmethode in einen wider-
spruchsfreien, systematischen Gesamtzusammenhang der Rechts-
ordnung gebracht werden.404 Dies bedeutet, dass der Standort sowie 
die Funktion einer Rechtsnorm im Gesamtgefüge mit anderen Nor-
men oder anderen Absätzen der auszulegenden Norm in Beziehung 
gesetzt werden.405 

Die historische Auslegung hingegen orientiert sich an der Entste-
hungsgeschichte der Rechtsnorm, wozu Gesetzesbegründungen und 
Sitzungsberichte des Parlaments hinzugezogen werden, um den ei-
gentlichen Willen des Gesetzgebers identifizieren zu können.406 Fer-
ner geht es darum, den objektiven Gesetzesinhalt zu erschließen.407 
Dem Gesetzesgeber wird dabei grundsätzlich unterstellt, dass er eine 
vernünftige Regelung getroffen hat, die auch dem Wandel der Ver-
hältnisse standhält.408 

Anders verhält es sich bei der teleologischen Auslegung, bei der es 
darum geht, welchen Normzweck (ratio legis) das Gesetz verfolgen 

 

401 Muthorst, Grundlagen der Rechtswissenschaft, S. 114; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, 
Grundzüge des Rechts, S. 125. 
402 Muthorst, Grundlagen der Rechtswissenschaft, S. 109; Sauer, in: Krüper, Grundlagen des Rechts, § 9, 
S. 185. 
403 BVerfGE 48, 246 (257). 
404 Mann, Einführung jurist, AT, Rn. 235; Puppe, juristisches Denken, S. 124; Trenczek, in: Trenczek/ 
Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 125. 
405 Mann, Einführung jurist, AT, Rn. 235; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des 
Rechts, S. 125. 
406 Muthorst, Grundlagen der Rechtswissenschaft, S. 111; Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, 
Grundzüge des Rechts, S. 126; Wank, Auslegung v. Gesetzen, S. 66. 
407 Mann, Einführung jurist, AT, Rn. 237. 
408 Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 126. 
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soll.409 Dieser Form der Auslegung ist nicht immer ganz einfach und 
kann zu unterschiedlichen und sich auch widersprechenden Ansich-
ten führen.410 

5.1.2 Meinungsstand in der Literatur und Rechtsprechung 

In der Literatur und der Rechtsprechung gibt es bisher wenige Stim-
men zu § 43a II SGB V. In den meisten Kommentaren wird lediglich 
der Hintergrund der Einführung aus der Gesetzesbegründung zi-
tiert.411 Demnach solle mit § 43a II SGB V sichergestellt werden, dass 
nichtärztliche sozpäd. Leistungen unter der Verantwortung von nie-
dergelassenen Fachärzten für Kinder- und Jugendpsychiatrie in der 
ambulanten psychiatrischen Behandlung von Kindern erbracht wer-
den und die SPV fortgeführt werden können.412 Einigkeit bestehe 
auch darin, dass § 43a II SGB V zwar über den Abs. 1 hinausgehe, da 
er die ambulante psychiatrische Behandlung umfasse, er jedoch nicht 
das gesamte Spektrum der Sozialpädiatrie umfasse.413 Dies werde 
durch die ausdrückliche Begrenzung auf die unter ärztlicher Verant-
wortung stattfindende ambulante psychiatrische Behandlung ausge-
schlossen.414 

Weiterhin besteht Einigkeit darin, dass versicherte Kinder anspruchs-
berechtigt sind.415 Da § 43a II SGB V in Zusammenhang mit der SPV 
stehe, sei die ambulante psychiatrische Behandlung gem. § 1 II SPV 

 

409 Mann, Einführung jurist, AT, Rn. 240; Puppe, juristisches Denken, S. 143; Trenczek, Grundzüge des 
Rechts, S. 126; Wank, Auslegung v. Gesetzen, S. 69. 
410 Trenczek, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 126. 
411 Hellkötter-Backes, in: Hänlein/ Schuler, LPK-SGB V, § 43a Rn. 7; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB 
V, Rn.3; Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 4. 
412 BT-Drs. 16/13428, S. 90; Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm SozR, § 43a SGB 
V, Rn. 4; Knauer/ Brose, in: MedR, § 43a SGB V Rn. 5; Ossege, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, GK 
GesR, § 43a Rn. 15; Welti, in: Becker/ Kingreen, GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 4; Wagner, in: Krauskopf, 
§ 43a SGB V, Rn. 12. 
413 BT-Drs. 16/13428, S. 90; Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm SozR, § 43a SGB 
V, Rn. 4; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 17; Wagner, in: Krauskopf, § 43a 
SGB V, Rn. 12; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 28. 
414 BT-Drs. 16/13428, S. 90; Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm SozR, § 43a SGB 
V, Rn. 4; Sommer, in: Jahn/Sommer, SGB V, § 43a Rn. 11. 
415 Siehe 2.2.2; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 30. 
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jedoch auf die Vollendung des 18. Lebensjahres begrenzt bzw. müs-
sen die Behandlungen vor der Vollendung des 18. Lebensjahres be-
gonnen werden.416  

Zudem müssen die Leistungen des § 43a II SGB V unter ärztlicher 
Verantwortung erbracht werden.417 Dies sei in Abs. 2 unproblemati-
scher zu erfüllen, da die nichtärztlichen sozpäd. Behandlungsanteile 
in die ärztliche Behandlung integriert seien.418 Allerdings befassen 
sich nur wenige Kommentare damit, welche Leistungserbringer die 
psychiatrische Behandlung von Kindern durchführen und die Ver-
antwortung dafür tragen dürfen. Nach dem Willen des Gesetzgebers 
dürften nur Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie zur psychi-
atrischen Behandlung zugelassen werden.419 Da dies jedoch wörtlich 
im Gesetz keinen Einzug gefunden hat, vertreten einige Juristen die 
Ansicht, dass hierbei die relativ offene Regelung der SPV zu tragen 
komme.420 Dementsprechend könnten neben Kinder- und Jugend-
psychiatern auch Kinderärzte, Nervenärzte und Psychiater mit min-
destens zweijähriger Weiterbildung im Bereich der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen innerhalb der 
ambulanten psychiatrischen Behandlung erbringen.421 Die psychiat-
rische Behandlung könne entsprechend bei den dafür vorgesehenen 
behandelnden Fachärzten oder unter den Voraussetzungen der ärzt-

 

416 Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 30; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V 
Rn. 26. 
417 Siehe 2.2.3; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 27; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V, Rn. 11; 
Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 27. 
418 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 27; SG, Stralsund Urteil v. 15.09.2016 – S 3 KR 168/16 ER, juris 
Rn. 20. 
419 BT-Drs. 16/13428, 90; Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 26. 
420 Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 29; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB 
V Rn. 19; Waßer, in: jurisPK-SGB V (2016), § 43a Rn. 20. 
421 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 26; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 29; Schnitzler, in: 
Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 19; Waßer, in: jurisPK-SGB V (2016), § 43a Rn. 20. 
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lichen Verantwortung in SPZen oder Frühförderstellen erbracht wer-
den.422 Andere legen § 43a II SGB V dahingehend aus, dass die ärztli-
che Verantwortung lediglich bei niedergelassenen Fachärzten für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie liegen dürfe.423  

Ebenso verhält es sich mit dem Leistungsumfang des Abs. 2. Einige 
Juristen vertreten die Meinung, dass auch die Leistungen des § 43a II 
SGB V insofern beschränkt seien, dass nach ihnen kein Anspruch auf 
eine heilpädagogische Behandlung bestehe.424 Noftz vertritt die Auf-
fassung, dass der nichtärztliche sozpäd. Leistungsanteil von der psy-
chiatrischen Behandlung mit medizinischen Mitteln geprägt sein 
müsse, die nichtärztlichen Leistungen folglich lediglich eine Annex-
leistung zu den medizinischen Leistungen darstellen würden.425 An-
dere hingegen sind der Ansicht, dass auf die Behandlung mit nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen (insbesondere psychologischen, heil-
pädagogische und psychosoziale Leistungen) im Rahmen der SPV 
ein Anspruch bestehe und diese Leistungen somit uneingeschränkt 
erbracht werden dürfen.426 

5.1.3 Eigene Stellungnahme 

Bei der Auslegung des § 43a II SGB V ist es sinnvoll, alle der genann-
ten vier Auslegungsmethoden zu verwenden. Nachfolgend werden 
die Methoden nicht nacheinander, sondern im inhaltlichen Zusam-
menhang angewendet. 

Nach der grammatikalischen Auslegungsmethode geht aus § 43a II 
SGB V hervor, dass versicherte Kinder einen Anspruch auf nichtärzt-
liche sozpäd. Leistungen haben, die unter ärztlicher Verantwortung 
in der ambulanten psychiatrischen Behandlung erbracht werden. 

 

422 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 29.  
423 Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V, Rn. 11. 
424 SG, Stralsund Urteil v. 15.09.2016 – S 3 KR 168/16 ER, openjur Rn. 28; Sommer, in: Jahn/Sommer, 
SGB V, § 43a Rn. 4; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB V Rn. 17. 
425 Noftz, in: Hauck, SGB V, § 43a Rn. 28. 
426 Hellkötter-Backes, in: Hänlein/ Schuler, LPK-SGB V, § 43a Rn. 8; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 
43a Rn. 27. 
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Dem Wortlaut ist jedoch nicht zu entnehmen, wer genau unter den 
Terminus „versicherte Kinder“ fällt und welcher Leistungserbringer 
die ärztliche Verantwortung zu tragen hat.  

Versicherte Kinder können im systematischen Zusammenhang mit 
den allgemeinen Vorschriften nach den §§ 5 - 10 SGB V definiert wer-
den. Mit § 43a II SGB V soll sichergestellt werden, dass die SPV fort-
geführt werden können.427 Durch die Gesetzesbegründung wird der 
enge Zusammenhang zwischen § 43a II SGB V und der SPV deutlich. 
Entsprechend kann jedoch davon ausgegangen werden, dass sich der 
Terminus „versicherte Kinder“ nach der SPV richtet. Nach § 1 II 1 
SPV ist die sozialpsychiatrische Behandlung bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres aufzunehmen. Behandlungen die zu einem späteren 
Zeitpunkt aufgenommen werden, sind nicht Gegenstand der SPV, 
wonach davon ausgegangen werden kann, dass § 43a II SGB V eine 
Altersgrenze von 18 Jahren beinhaltet. Allerdings ist eine Fortfüh-
rung der Behandlung nach § 1 II 3 SPV unter Angabe einer besonde-
ren Begründung bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres möglich.  

Da § 43a SGB V gem. § 11 I Nr. 4 SGB V zu den Leistungen der Kran-
kenbehandlung gehört, ergibt sich die ärztliche Verantwortung aus 
den allgemeinen Vorschriften der Krankenbehandlung gem. der §§ 
27 ff. SGB V.428 Welcher Facharzt die ärztliche Verantwortung jedoch 
zu tragen hat, geht aus dem Wortlaut des Abs. 2 nicht hervor. Der 
Gesetzesbegründung zu § 43a II SGB V ist zu entnehmen, dass die 
nichtärztlichen sozpäd. Leistungen unter der Verantwortung von 
niedergelassenen Fachärzten für Kinder- und Jugendpsychiatrie er-
bracht werden sollen.429 Dies wird auch dadurch deutlich, dass § 43a 
II SGB V in einem engen Zusammenhang zu § 85 II 4 SGB V steht, der 
die Vergütung von niedergelassenen Vertragsärzten im Hinblick auf 

 

427 BT-Drs. 16/13428, S. 90. 
428 Näheres zur ärztlichen Behandlung s.o. Kapitel 3.2.4. 
429 BT-Drs. 16/13428, S. 90. 
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die sozpäd. und psychiatrischen Tätigkeiten innerhalb der vertrags-
ärztlichen Versorgung regelt. Demzufolge haben Kinder nach Abs. 2 
einen Anspruch im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung.430 
Der Wille des Gesetzgebers hat im Gesetzestext jedoch keinen Einzug 
erhalten. Entsprechend weist der Gesetzestext keine Beschränkung 
der psychiatrischen Behandlung auf niedergelassene Kinder- und Ju-
gendpsychiater auf. 

Bei der Frage, ob auch andere als niedergelassene Psychiater, die 
nichtärztlichen sozpäd. Leistungen in der psychiatrischen Behand-
lung erbringen können, scheint es sinnvoll zu sein, auf die SPV zu-
rückzugreifen. Demnach ist davon auszugehen, dass zugelassene 
Kinder- und Jugendpsychiater uneingeschränkt als Leistungserbrin-
ger in Betracht kommen (§ 2 SPV). Darüber hinaus können gem. § 2 
SPV auch Kinderärzte, Nervenärzte und Psychiater mit entsprechen-
der Qualifikation (d.h. einer zweijährigen Weiterbildung im Bereich 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie) diese Leistungen erbringen, 
wenn sie die in den §§ 3 und 4 genannten Voraussetzungen erfüllen. 
Weiter müssen sich diese Fachärzte gem. § 2 SPV gegenüber einer KV 
dazu verpflichten, eine qualifizierte, sozialpsychiatrische Versorgung 
von Kindern im Sinne der SPV sicherzustellen. Nach § 3 II 1 SPV sol-
len jedem Praxisteam innerhalb der sozialpsychiatrischen Versor-
gung mindestens ein Heilpädagoge sowie ein Sozialarbeiter oder eine 
entsprechende Zahl von Mitarbeitern mit jeweils vergleichbaren 
Qualifikationen angehören.  

§ 43a SGB V steht in Zusammenhang mit § 119 SGB V. Dementspre-
chend liegt es nahe, dass auch SPZen die nichtärztlichen sozpäd. Leis-
tungen in der psychiatrischen Behandlung erbringen dürfen. Voraus-
setzung dafür wäre, dass in ihrem Team ein Kinder- und Jugendpsy-
chiater oder ein Arzt mit entsprechender Weiterbildung eingestellt 

 

430 Axer/ Ebsen/ Klein, in: Hndb. GesR, S. 89. 
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ist. Üblicherweise sind in SPZen ohnehin Heilpädagogen und Sozial-
arbeiter beschäftigt und es findet in einem multiprofessionellen Team 
ein enger Austausch und eine enge Zusammenarbeit zwischen allen 
Beteiligten Diensten und Fachkräften statt. SPZen können die sozial-
psychiatrische Behandlung jedoch nur dann durchführen, wenn sie 
gem. § 119 I SGB V dazu ermächtigt werden und dies im Ermächti-
gungsbescheid mit aufgenommen wird.431 Hierbei ist der Aspekt der 
gleichwertigen Versorgung, den das BSG im Hinblick auf die Über-
prüfung des Versorgungsbedarfs vorsieht, zu beachten.432 Dabei 
müssen in Bezug auf die sozialpsychiatrische Behandlung bei der Be-
darfsprüfung neben anderen SPZen auch niedergelassene Kinder- 
und Jugendpsychiater einbezogen werden, da die niedergelassenen 
Kinder- und Jugendpsychiater innerhalb der sozialpsychiatrischen 
Behandlung eine gleichwertige Versorgung zu den SPZen anbie-
ten.433  

 

5.2 Prüfung eines Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz 
aus Art. 3 I GG durch § 43a II SGB V 

Nachfolgend soll geprüft werden, ob es einen Verstoß gegen den 
Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 I GG darstellt, dass psychisch kranke 
Kinder gem. § 43a II SGB V einen Anspruch gegenüber der GKV auf 
nichtärztliche sozpäd. Leistungen in der psychiatrischen Behandlung 
haben, dass Kindern mit nicht psychischen Erkrankungen dieser An-
spruch der GKV jedoch verwehrt bleibt.  

In Art. 3 I GG ist der allgemeine Gleichheitsgrundsatz normiert.434 
Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz verlangt einerseits die Rechts-
anwendungsgleichheit (Gleichheit vor dem Gesetz) und andererseits 

 

431 Köhler-Hohmann, in: jurisPK-SGB V, § 119 Rn. 23; Kingreen/ Bogan, in: Rolfs et. al, BeckOK SozR, 
§ 119 SGB V Rn. 11; Palsherm/ Clemens, in: GKV-Komm., § 119 SGB V, Rn. 5. 
432 BSG, Urteil v. 29.06.2011 – B 6 Ka 34/10 R, juris, Rn. 11. 
433 Zur gleichwertigen Versorgung bei sozpäd. Leistungen s. BSG, Urteil v. 29.06.2011 – B 6 Ka 34/10 R, 
juris, Rn. 11. 
434 Dt. Bundestag, Ausarbeitung WD 3-3000-220/14, S. 4. 
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die Rechtssetzungsgleichheit (Gleichheit des Gesetzes).435 Mit Art. 3 I 
GG wird jedoch keine völlige Gleichbehandlung verlangt, sondern 
eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von wesentlich gleichen 
Personengruppen oder Sachverhalten verboten.436 Dabei soll wesent-
lich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich behandelt 
werden.437 Nach dem BVerfG ist der Gleichheitsgrundsatz „vor allem 
dann verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten anders behan-
delt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von 
solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie eine ungleiche 
Behandlung rechtfertigen können“438.  

Bei einer Prüfung der Gleichheitsgrundrechte findet eine Zwei- oder 
Drei-Schritt-Prüfung Anwendung.439 Als erstes wird geprüft, ob eine 
Ungleichbehandlung zwischen mindestens zwei wesentlich gleichen 
Personengruppen vorliegt.440 Ist dies zu bejahen, wird in einem wei-
teren Schritt geprüft, ob für diese Ungleichbehandlung gewichtige 
Gründe vorliegen, die eine solche Ungleichbehandlung verfassungs-
rechtlich rechtfertigen können.441  

5.2.1 Verfassungsrechtlich relevante Ungleichbehandlung  

Eine verfassungsrechtlich relevante Ungleichbehandlung liegt dann 
vor, wenn wesentlich Gleiches ungleich und wesentlich Ungleiches 
gleichbehandelt wird.442 Zu prüfen ist folglich, ob in § 43a II SGB V 
eine relevante Ungleichbehandlung von wesentlich Gleichem vor-
liegt. Dafür muss es sich bei der wesentlichen Gleichheit um eine Per-
son oder Personengruppen handeln, die vergleichbar sind.443 Zudem 

 

435 Detterbeck, Öffentliches Recht, Rn. 342; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 482. 
436 Detterbeck, Öffentliches Recht, Rn. 342; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 482. 
437 BVerfGE 116, 164; Detterbeck, Öffentliches Recht, Rn. 342. 
438 BVerfGE 55, 72/88; 88, 87/97; 93, 386/397. 
439 Detterbeck, Öffentliches Recht, Rn. 343; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 484; Schroeder, Grund-
rechte, Rn. 698. 
440 Detterbeck, Öffentliches Recht, Rn. 343; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 485. 
441 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 493, Schroeder, Grundrechte, Rn. 702. 
442 BVerfGE 49, 148 (165); Detterbeck, Öffentliches Recht, Rn. 345; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 
485. 
443 Detterbeck, Öffentliches Recht, Rn. 345; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 487; Schroeder, Grund-
rechte, Rn. 697. 
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muss sich ein gemeinsamer Oberbegriff (genus proximum) für die 
Personengruppe bilden lassen.444  

5.2.1.1 Vorliegen einer Ungleichbehandlung? 

Zu prüfen ist folglich, ob vorliegend ein gemeinsamer Oberbegriff ge-
bildet werden kann. § 43a II SGB V gewährt einen Anspruch für psy-
chisch kranke Kinder, die in der GKV versichert sind. Demgegenüber 
stehen versicherte Kinder nicht psychischen Erkrankungen, wie bei-
spielsweise chronischen Erkrankungen oder Behinderungen. Der ge-
meinsame Bezugspunkt dieser beiden Personengruppen ist das Vor-
liegen einer Krankheit. Folglich ist der gemeinsame Oberbegriff „Kin-
der mit Krankheiten“.  

Weiter muss bei einer Ungleichbehandlung unter dem gemeinsamen 
Oberbegriff ein Unterscheidungsmerkmal (differentia specifica) zwi-
schen den Personengruppen vorliegen.445 Werden zwei vergleichbare 
Sachverhalte unterschiedlich behandelt, handelt es sich um eine Un-
gleichbehandlung. Im vorliegenden Fall leiden beide Personengrup-
pen unter einer Krankheit446. Dabei liegen bei der einen Personen-
gruppe psychische Krankheiten vor, während es sich bei der anderen 
u.a. um körperliche oder neurologische (nicht psychische) Erkrankun-
gen handelt. Der Anspruch des § 43a II SGB V besteht jedoch nur für 
versicherte Kinder mit einer psychischen Erkrankung. Kinder mit 
nicht psychischen Erkrankungen haben dementsprechend keinen An-
spruch auf eine Leistung nach § 43a II SGB V und müssen somit einen 
Antrag bei den Sozial- oder Jugendhilfeträgern auf nichtärztliche 
sozpäd. Leistungen im Rahmen der Behandlung stellen. Kinder mit 
nicht psychischen Erkrankungen werden infolgedessen anders behan-
delt als solche mit psychischen Erkrankungen. Das Unterscheidungs-
merkmal der Personengruppen ist somit die Art der Erkrankung. 

 

444 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 487; Schroeder, Grundrechte, Rn. 697. 
445 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 487. 
446 Definition Krankheit s. insbesondere: BSGE 33, S. 202; BSGE 35, S. 10,12; BSG Urteil v. 13.2.1975 – 
3 RK 68/ 73; Für die Prüfung des Art. 3 I GG wird vorliegend auch eine (drohende) Behinderung als 
Krankheit verstanden.  
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Dementsprechend wird wesentlich Gleiches ungleich behandelt. Dar-
aus folgt, dass zwei vergleichbare Sachverhalte unterschiedlich behan-
delt werden und es sich somit um eine Ungleichbehandlung handelt.  

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass es seit dem 01.01.2018 
im Zuge des BTHG durch § 14 SGB IX ausreichend ist, wenn die Per-
sonensorgeberechtigten der Kinder lediglich einen Antrag bei einem 
der zuständigen Sozial- oder Jugendhilfeträger stellen (auch wenn sie 
zwei unterschiedliche Leistungen von zwei Trägern begehren).447 
Entsprechend liegt im Bereich der Antragsstellung keine Ungleichbe-
handlung der Personengruppen mehr vor. 

5.2.1.2 Nur eine marginale Ungleichbehandlung? 

In der Regel schließt an die Prüfung der verfassungsrechtlich relevan-
ten Ungleichbehandlung die verfassungsrechtliche Rechtfertigung 
an, d.h. es muss geprüft werden, ob die vorliegende Ungleichbehand-
lung von wesentlich gleichen Personengruppen verfassungsrechtlich 
gerechtfertigt ist. Fraglich ist hier jedoch, ob es sich bei der Ungleich-
behandlung lediglich um eine marginale Ungleichbehandlung, un-
terhalb der Schwelle verfassungsrechtlicher Relevanz, handelt, da 
Kinder ohne psychische Erkrankungen, aufgrund anderer Rechts-
grundlagen dieselben Leistungen bekommen wie Kinder mit psychi-
schen Erkrankungen. Daher wird der Prüfungsschritt der verfas-
sungsrechtlichen Rechtfertigung zunächst ausgesetzt, da vorliegend 
zuerst noch einmal auf die Ungleichbehandlung eingegangen wer-
den soll.  

Wie bereits festgestellt handelt es sich vorliegend um eine Ungleich-
behandlung von wesentlich Gleichem. Die Kinder mit psychischen 
Erkrankungen bekommen sämtliche nichtärztlichen sozpäd. Leistun-
gen, auch innerhalb der Behandlung, von den KK vergütet, während 
Kinder mit nicht psychischen Erkrankungen keinen Anspruch auf die 

 

447 BMAS, häufige Fragen zum BTHG, S. 3 [Internetquelle]. 
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nichtärztlichen sozpäd. Leistungen innerhalb der Behandlung, ge-
genüber den KK, haben. Mit den Vorschriften der Eingliederungs-
hilfe nach den §§ 90 i.V.m § 109, § 113 SGB IX sowie dem § 35a SGB 
VIII erhalten auch Kinder mit nicht psychischen Erkrankungen nicht-
ärztliche Leistungen innerhalb der sozpäd. Behandlung. Fraglich ist 
nur, ob die Leistungen der Sozial- und Jugendhilfeträger im Ver-
gleich zu den Leistungen der GKV einen Nachteil für die Kinder mit 
nicht psychischen Erkrankungen bedeuten.  

Für Eltern von Kindern, die nichtärztliche sozpäd. Leistungen im 
Rahmen der GKV erhalten, besteht keine Kostenbeteiligung. Die 
GKV übernimmt für psychisch kranke Kinder sämtliche Behand-
lungskosten im Rahmen des § 43a II SGB V. Kinder mit einer seeli-
schen Behinderung, die nichtärztliche sozpäd. Leistungen gem. § 35a 
SGB VIII über den Jugendhilfeträger bekommen, erhalten die glei-
chen Leistungen wie Kinder mit psychischen Erkrankungen. Es gibt 
keine Unterschiede bei der Qualität oder dem Umfang der Leistung. 
Im Bereich der Jugendhilfe müssen sich Unterhaltsverpflichtete der 
Kinder (meist die Eltern) nur bei stationären Maßnahmen an den Kos-
ten beteiligen. Aus § 91 SGB VIII geht hervor, dass für ambulante 
Maßnahmen keine Kostenbeiträge der Eltern anfallen. Folglich ent-
stehen den Familien auch bei ambulanten nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen zu Lasten der Jugendhilfeträger keine Mehrkosten.  

Bei der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX müssen zwei verschie-
dene Gruppen betrachtet werden. Zum einen die Gruppe von noch 
nicht eingeschulten Kindern (i.d.R. 0-6 Jahre) und andererseits die 
Gruppe der Schulkinder. Nach § 136 SGB IX müssen sich Eltern 
grundsätzlich an den Kosten der Eingliederungshilfe beteiligen, 
wenn ihr Einkommen eine bestimmte Einkommensgrenze übersteigt. 
Davon ausgenommen sind die in § 138 I SGB IX genannten Bereiche 
der Eingliederungshilfe, zu denen u.a. die heilpädagogischen Leis-
tungen (Nr. 1), die medizinische Reha (Nr. 2) und weitere Leistungen 
nach § 113 I SGB IX, die noch nicht eingeschulten Kindern die für sie 
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erreichbare Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft ermöglichen 
soll (Nr. 7).448 Die Eltern müssen sich in diesen Fällen gem. § 142 I 
SGB IX lediglich an den Kosten des Lebensunterhalts beteiligen (z.B. 
Mittagessen). Jedoch sind die Kinder in der Regel nur für ein paar 
Stunden am Tag für eine Behandlung im SPZ, weshalb sich hieraus 
kostentechnisch kein Nachteil für die Kinder oder deren Eltern ergibt.  

Die Kostenbefreiung des § 138 I SGB IX umfasst jedoch nur die Leistun-
gen der nicht schulpflichtigen Kinder. Dies ist darauf zurückzuführen, 
dass sowohl die heilpädagogischen Leistungen gem. § 79 SGB IX sowie 
die Frühförderleistungen gem. § 46 SGB IX im Rahmen der medizini-
schen Reha nach § 42 II Nr. 2 SGB IX lediglich für noch nicht schulpflich-
tigen Kinder erbracht werden. Dies geht für heilpädagogische Leistun-
gen wörtlich aus § 79 I 1 SGB IX hervor. Dort heißt es: „Heilpädagogi-
sche Leistungen werden an noch nicht eingeschulte Kinder erbracht 
[…]“. Grundsätzlich richten sich auch die Leistungen der Früherken-
nung und Frühförderung an noch nicht schulpflichtige Kinder,449 wes-
halb Schulkinder keinen Anspruch auf die Leistungen nach § 46 SGB IX 
haben. Schulkinder haben im Rahmen der Eingliederungshilfe zwar ei-
nen Anspruch auf Leistungen der medizinischen Reha, jedoch dürfen 
diese Leistungen gem. § 109 II SGB IX nicht über die Leistungen der 
GKV hinausgehen. Insofern gehören die nichtärztlichen sozpäd. Leis-
tungen innerhalb der Behandlung bei Schulkindern, auch im Rahmen 
der medizinischen Reha der Eingliederungshilfe, nicht zu den Leistun-
gen der Sozialhilfeträger. Lediglich für nicht schulpflichtige Kinder 
können diese Leistungen auf der Grundlage des § 46 II SGB IX zu Las-
ten der Sozialhilfeträger erbracht werden.450 Die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen innerhalb der Behandlung können für Schulkinder zwar 
nach § 113 SGB IX als Leistungen zur Sozialen Teilhabe erbracht wer-

 

448 S.o. Kapitel 4.2.1. 
449 Luik, in: Dau/ Düwell/ Joussen, LPK-SGB IX, § 46 Rn.24; Wurm, in: Schell, SGB IX, § 46 Rn. 1a. 
450 Zu dem Verhältnis von § 43a SGB V und § 46 SGB IX siehe Punkt 3.2.5. 
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den, jedoch müssen diese Leistungen von den Kindern bzw. den Unter-
haltsverpflichteten der Kinder im Rahmen des § 136 II SGB IX gegebe-
nenfalls anteilig übernommen werden.  

Folglich besteht für die Familien, deren Kinder Leistungen über die Ju-
gendhilfeträger in Anspruch nehmen, sowie bei nicht schulpflichtigen 
Kindern auch bei Leistungen von den Sozialhilfeträgern, keine Kosten-
beteiligung. Diese Kinder der Gruppe der Kinder ohne psychische Er-
krankungen sind den Kindern mit psychischen Erkrankungen, durch 
die Leistungsverpflichtung der Sozial- und Jugendhilfeträger, weitest-
gehend gleichgestellt. Es handelt sich folglich lediglich um eine margi-
nale Ungleichbehandlung, die durch die Leistungen anderer Träger 
ausgeglichen werden kann. Die Schulkinder die die nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem SGB 
IX zu Lasten der Sozialhilfeträger bekommen, sind den Kindern mit 
psychischen Erkrankungen hingegen nicht gleichgestellt, da sie bzw. 
ihre Unterhaltsverpflichteten an den Kosten dieser Leistungen nach 
Maßgabe des § 136 SGB IX beteiligt werden können.  

Für den Personenkreis der Schulkinder, die Leistungen nach dem 
SGB IX beziehen und das Einkommen ihrer Eltern die Beträge gem. § 
136 II SGB IX übersteigt, besteht somit eine rechtlich relevante Un-
gleichbehandlung. Daher ist nachfolgend zu prüfen, ob die vorlie-
gende Ungleichbehandlung bezogen auf Schulkinder die Leistungen 
nach dem SGB IX erhalten, verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist.  

5.2.2 Verfassungsrechtliche Rechtfertigung 

Als nächstes ist zu prüfen, ob die vorliegende Ungleichbehandlung 
von wesentlich Gleichem verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist. Das 
Gleichheitsrecht ist nach dem BVerfG dann verletzt, wenn eine 
Gruppe von Normadressaten vom Staat anders behandelt wird als 
eine vergleichbare Gruppe, obwohl zwischen den Gruppen „keine 
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Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass 
sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen können“451.  

Laut dem BVerfG ergeben sich aus dem allgemeinen Gleichheitssatz je 
nach Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen unter-
schiedliche Grenzen für den Gesetzgeber, die vom bloßen Willkürver-
bot bis hin zu den strengen Erfordernissen der Verhältnismäßigkeit 
reichen.452 Bei der Willkürformel soll geprüft werden, ob die Ungleich-
behandlung willkürlich erfolgt ist.453 Eine solche ist bereits dann ge-
rechtfertigt, wenn sie auf einem sachlichen Grund basiert.454 Hingegen 
wird bei der neuen Formel ein strengerer Maßstab an die Verhältnis-
mäßigkeitskontrolle, insbesondere bei personenbezogenen Ungleich-
behandlungen, gelegt.455 Je stärker sich die Ungleichbehandlung auf 
Persönlichkeitsmerkmale von Personen bezieht, auf die sie keinen o-
der nur wenig Einfluss haben bzw. sie sich den Merkmalen aus Art. 3 
III GG annähern, umso größer werden die Anforderungen an die Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung.456 Für die Prüfung der verfassungsrechtli-
chen Rechtfertigung gilt daher ein „stufenloser am Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit orientierter verfassungsrechtlicher Prüfungsmaß-
stab, dessen Inhalt und Grenzen sich nicht abstrakt, sondern nur nach 
den jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach- und Regelungsberei-
chen bestimmen lassen.“457  

Für die Art der Prüfung ist es daher notwendig zu fragen, ob es sich 
im vorliegenden Fall um eine Ungleichbehandlung größerer Intensi-
tät handelt. Die Ungleichbehandlung knüpft vorliegend an die Art 
der Erkrankung der Kinder an. Je nach Art der Erkrankung erhalten 
Kinder Leistungen über § 43a II SGB V oder werden von diesen Leis-

 

451 BVerfGE 55, 72 (88). 
452 BVerfGE 129, 49/69; 117, 1/30; 124, 199/220.  
453 BVerfGE 17, 122/130; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 493; in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, 
Grundzüge des Rechts, S. 93 
454 BVerfG, Beschl. v. 12.10.1951 – 1 BvR 201/51, BVerfGE 1, 14 (52). 
455 Detterbeck, Öffentliches Recht, Rn. 350; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 493. 
456 BVerfGE 88, 87/96; BVerfGE 129, 49/69. 
457 BVerfGE 75, 108/157; 93, 319/348 f.; 107, 27/46; 126, 400/416; 129, 49/69.  
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tungen nach dem SGB V ausgeschlossen. Eine Krankheit ist ein Fak-
tor, der im Grunde nach von einem Menschen weitestgehend nicht 
beeinflusst werden kann. Die Kinder können durch ihr Verhalten 
nicht beeinflussen, welche Art der Erkrankung sie haben, geschweige 
denn, ob sie überhaupt eine Erkrankung haben möchten. Insofern 
knüpft die Ungleichbehandlung an personenbezogenen Differenzie-
rungskriterien an, die nicht beeinflussbar sind und einem der in Art. 
3 III GG Kriterien (hier insbesondere der Behinderung) ähneln. Auf-
grund der hohen Intensität der Ungleichbehandlung ist eine strenge 
Verhältnismäßigkeitsprüfung notwendig.  

Das BVerfG prüft oftmals nur, „ob der Zweck und Grad der Un-
gleichbehandlung in einem angemessenen Verhältnis zueinander ste-
hen“.458 Nachfolgend soll im Rahmen der Verhältnismäßigkeit ge-
prüft werden, ob der vorliegenden Ungleichbehandlung ein legitimer 
Zweck zu Grunde liegt, welcher zur Erreichung des Ziels geeignet, 
erforderlich und angemessen ist.  

I Legitimer Zweck 

Es muss zunächst ein legitimer Zweck für die Ungleichbehandlung 
vorliegen.459  Dem Grund nach können alle öffentlichen Interessen ei-
nen legitimen Zweck darstellen, solange sie nicht ausdrücklich ver-
boten sind. Insbesondere sind solche Zwecke verboten, die an ein in 
Art. 3 III 1 GG genanntes Kriterium anknüpfen. Sind sie nicht verbo-
ten, sind grundsätzlich alle Zwecke legitim.460 Zu prüfen ist daher, ob 
die vorliegende Ungleichbehandlung einen legitimen Zweck ver-
folgt. Laut der Gesetzesbegründung zu § 43a II SGB V soll mit dieser 
Vorschrift sichergestellt werden, dass nichtärztliche sozpäd. Leistun-
gen unter Verantwortung niedergelassener Fachärzte für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie in der ambulanten psychiatrischen Behand-
lung von Kindern und Jugendlichen erbracht werden und die SPV 

 

458 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 493; BVerfGE 102, 68/87. 
459 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 494; Schroeder, Grundrechte, Rn. 704. 
460 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 494. 
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somit fortgeführt werden können.461 Die SPV waren aufgekündigt, 
was die psychiatrische Versorgung von Kindern gefährdete.462 Durch 
die Einführung des § 43a II SGB V wollte der Gesetzgeber die psychi-
atrische Versorgung für Kinder mit psychischen Erkrankungen wei-
terhin sicherstellen. Das Ziel, die SPV weiter fortzuführen knüpft an 
kein verbotenes Kriterium aus Art. 3 III GG an. Folglich handelt es 
sich dabei um einen legitimen Zweck.  

II Geeignetheit 

Weiterhin muss die Ungleichbehandlung dazu geeignet sein, den legi-
timen Zweck zu erreichen. Dabei ist es ausreichend, wenn die Unter-
scheidung zur Erreichung des Zwecks nicht gänzlich ungeeignet ist.463 
Die SPV dient der Förderung einer qualifizierten, interdisziplinären, 
sozialpsychiatrischen Behandlung von Kindern und Jugendlichen in 
der ambulanten vertragsärztlichen Versorgung (§ 1 I 1 SPV). Dabei be-
zieht sich die SPV ausschließlich auf Kinder mit psychischen Erkran-
kungen, welche grundsätzlich von Fachärzten für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie behandelt werden. Der Versorgung von Kindern mit 
anderen Erkrankungen kommt bei der SPV keine Bedeutung zu, da es 
sich bei der Sicherstellung der psychiatrischen Versorgung lediglich 
um die Versorgung von Kindern mit psychischen Erkrankungen han-
delt. Durch die Vorschrift des § 43a II SGB V haben die Kinder- und 
Jugendpsychiater bei der Erbringung der nichtärztlichen sozpäd. Leis-
tungen Planungssicherheit, sodass sie Kinder mit psychischen Erkran-
kungen weiterhin im notwendigen Rahmen behandeln können. Somit 
kann die SPV weiterhin fortgeführt und die ärztliche Versorgung gesi-
chert werden. Folglich ist die Beschränkung auf Kinder mit psychischen 
Erkrankungen und somit die Ungleichbehandlung zwischen den Per-
sonengruppen dazu geeignet, den legitimen Zweck zu erreichen. 

 

461 BT-Drs. 16/13428, S. 90. 
462 BT-Drs. 16/12256, S. 1. 
463 BVerfGE 30, 250/262 ff.; 55, 28/30; 65, 116/126; Trenczek/ Behlert, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, 
Grundzüge des Rechts, S. 91. 
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III Erforderlichkeit 

Darüber hinaus muss das Mittel zur Erreichung des Zwecks erforder-
lich sein. Erforderlich ist ein Mittel, wenn kein milderes Mittel dazu 
geeignet ist, den Zweck genauso effektiv zu erreichen.464 Folglich ist 
zu prüfen, ob es ein milderes Mittel gibt, welches genauso gut geeignet 
ist, um den Zweck zu erreichen.  

Eine Möglichkeit wäre gewesen, dass der Spitzenverband Bund der KK 
und die KBV dazu verpflichtet werden, gemeinsame Gespräche dar-
über zu führen, unter welchen Bedingungen sie die SPV weiter fortset-
zen könnten und somit weiterhin Vereinbarungen für die sozialpsychi-
atrische Versorgung außerhalb von gesetzlichen Normen bestehen. 
Dies wäre ein milderes Mittel, da es keine gesetzliche Ungleichbehand-
lung schaffen würde. Da die KK oder die KBV die Vereinbarungen al-
lerdings jederzeit wieder kündigen könnten und die Fortführung der 
SPV somit nicht mehr sichergestellt wäre, ist das Mittel weniger geeig-
net, als es die Regelung des § 43a II SGB V ist. Daraus folgt, dass es zwar 
ein milderes Mittel geben würde, welches allerdings nicht genauso gut 
geeignet wäre, um die SPV weiter fortzuführen. Die Ungleichbehand-
lung des § 43a II SGB V ist demnach erforderlich.  

IV Angemessenheit 

Zusätzlich muss die Ungleichbehandlung angemessen sein, d.h. der 
Zweck und das Mittel müssen in einem angemessenen Verhältnis zu-
einanderstehen (Zweck-Mittel-Relation).465 Die Intensität des Grund-
rechtseingriffs muss dem Nutzen des verfolgten Zweckes gegenüber-
gestellt werden. 

Die Intensität eines Grundrechtseingriffes steigt, wenn die Ungleich-
behandlung an ein Kriterium des Art. 3 III GG anknüpft.466 Weiterhin 

 

464 Trenczek/ Behlert, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 91. 
465 Trenczek/ Behlert, in: Trenczek/ Tammen/ Behlert, Grundzüge des Rechts, S. 91f. 
466 Dt. Bundestag, Ausarbeitung WD 3-3000-220/14, S. 5.; Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 497. 
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steigt die Intensität, je weniger die betroffene Person oder Personen-
gruppe die Ungleichbehandlung beeinflussen können und je mehr 
die Ungleichbehandlung den Gebrauch grundrechtlich geschützter 
Freiheiten erschwert.467 Vorliegend knüpft das Unterscheidungs-
merkmal (Art der Erkrankung) an personenbezogene Kriterien an. 
Die Kinder sind nicht in der Lage, die Ursache und die Symptome 
ihrer Krankheit selbst zu beheben und haben dementsprechend kei-
nerlei Einfluss auf das Kriterium der Ungleichbehandlung. Folglich 
handelt es sich um einen Grundrechtseingriff mit hoher Intensität.  

Dem gegenüber steht das Ziel, mit § 43a II SGB V die Fortführung der 
SPV und somit die psychiatrische Versorgung von Kindern sicherzu-
stellen. Der § 43a II SGB V wurde mit dem Ziel eingeführt, den Leis-
tungsanspruch der Versicherten gem. § 43a SGB V zu gewährleisten, 
sodass keine Regelungslücke entsteht.468 Die Fortführung der SPV ist 
dahingehend von Bedeutung, dass mit ihr die ambulante psychiatri-
sche Versorgung von Kindern sichergestellt wird. In diesem Rahmen 
sind neben ärztlichen auch nichtärztliche Leistungen für eine ganz-
heitliche Behandlung notwendig. Vor der Einführung des § 43a II 
SGB V haben die KK die SPV aufgekündigt, was zu großer Planungs-
unsicherheit für die Finanzierung der erbrachten nichtärztlichen 
Leistungen im Rahmen sozpäd. und psychiatrischer Tätigkeit von 
Fachärzten für Kinder- und Jugendpsychiatrie führte.469 Dadurch war 
die ambulante psychiatrische Versorgung gefährdet. Es bestand die 
Sorge, dass niedergelassene psychiatrische Praxen ihre nichtärztli-
chen Mitarbeiter nicht mehr finanzieren konnten und sowohl die 
Qualität der Arbeit als auch die Quantität der zu behandelnden Kin-
der darunter leiden würde.470 Durch das Ziel der Fortführung der 

 

467 BVerfGE 129, 49, 69; Dt. Bundestag, Ausarbeitung WD 3-3000-220/14, S. 5; Kingreen/ Poscher, 
Grundrechte, Rn. 497. 
468 BT-Drs. 16/12256, S. 65. 
469 BT-Drs. 16/12256, S. 1, 65. 
470 Schweitzer/ Caby, Stellungnahme von DGSF und ASK [Internetquelle]. 
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SPV können niedergelassene psychiatrische Praxen weiterhin inter-
disziplinär in der ambulanten vertragsärztlichen Versorgung arbei-
ten und die Fortführung der SPV so sicherstellen.471 

Fraglich ist nun, ob der intensive Grundrechtseingriff in Relation 
zum Zweck der Fortführung der SPV angemessen ist. Die Intensität 
des Grundrechtseingriffs wird bei nichtschulpflichtigen Kindern und 
Kindern die im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII 
Leistungen beziehen, dadurch abgemildert, dass diese Kinder gem. § 
35a SGB VIII oder nach §§ 109, § 42 II i.V.m. § 46 SGB IX einen An-
spruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen, innerhalb der Behand-
lung im Rahmen der Eingliederungshilfe haben und kein Kostenbei-
trag fällig wird. Daher handelt es sich bei diesen Kindern, wie oben 
bereits beschrieben, lediglich um eine marginale Ungleichbehand-
lung.  

Schulkinder die keine psychischen Erkrankungen haben und ihre 
Leistungen über die Eingliederungshilfe des SGB IX beziehen werden 
im Vergleich zu den Kindern mit psychischen Erkrankungen als auch 
im Vergleich zu nicht schulpflichtigen Kindern und Kindern, die 
Leistungen über das SGB VIII beziehen, benachteiligt, wenn das Ein-
kommen ihrer Unterhaltsverpflichteten die Beiträge aus § 136 II SGB 
IX übersteigt. Denn in diesem Fall müssen sich die Unterhaltsver-
pflichteten anteilig an den Kosten der nichtärztlichen sozpäd. Leis-
tungen in SPZen, die innerhalb der Behandlung erbracht werden, be-
teiligen.  

Das Ziel die psychiatrische Versorgung von Kindern mit psychischen 
Erkrankungen sicherzustellen hat einen hohen Wert. Jedoch ist zu be-
achten, dass die sozpäd. Versorgung von Kindern mit anderen Er-
krankungen mindestens einen genauso hohen Wert haben sollte. Die 
nichtärztlichen sozpäd. Leistungen sind Teil des § 43a II SGB V, weil 
nur durch ein multiprofessionelles und interdisziplinäres Arbeiten 

 

471 Bühring, Dt. Ärztebl. 2011, 1678. 
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die bestmöglichsten Behandlungserfolge bei Kindern erzielt werden 
können. Dies ist nicht nur bei Kindern mit psychischen Erkrankun-
gen der Fall, sondern bei allen Kindern, die an unterschiedlichen Er-
krankungen leiden. Es ist daher nicht verständlich, weshalb Kinder 
mit nicht psychischen Erkrankungen die nichtärztlichen Leistungen 
nicht auch über die GKV erhalten sollten.  

Diese Ungleichbehandlung hätte dadurch abgemildert werden kön-
nen, wenn für Schulkinder (wie es auch für nicht schulpflichtige Kin-
der und Schulkinder im Bezug des SGB VIII der Fall ist) dieselben 
Leistungen des § 43a II SGB V auch im Rahmen der Eingliederungs-
hilfe nach dem SGB IX, ohne eine Kostenbeteiligung der Eltern, er-
halten. Es sind keine sinnvollen Gründe erkennbar, weshalb lediglich 
die Gruppe der Schulkinder, die Leistungen der Eingliederungshilfe 
nach dem SGB IX erhalten, an den Kosten der nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen nach § 136 SGB IX beteiligt werden sollte. Das Leben mit 
einem erkrankten oder behinderten Kind ist für die Kinder und auch 
für die Familie eine emotional, körperlich und finanziell stark belas-
tende Situation.472 Es sollte alles versucht werden, um die Familien 
mit Kindern mit Behinderungen oder Erkrankungen zu entlasten und 
ihnen den Zugang zu Unterstützungsmaßnahmen zu erleichtern.  

Insofern werden Schulkinder nach dem SGB IX im Vergleich zu den 
Kindern die von § 43a II SGB V umfasst sind deutlich schlechter ge-
stellt. Diese Ungleichbehandlung kann auch nicht damit gerechtfer-
tigt werden, dass die sozialpsychiatrische Versorgung dieser Kinder 
sichergestellt sein muss. Denn wie gesagt muss auch die sozpäd. Ver-
sorgung, inklusive der nichtärztlichen Leistungen, für alle anderen 
Kinder sichergestellt werden. Es ist daher festzuhalten, dass eine 
rechtlich relevante Ungleichbehandlung besteht, die verfassungs-
rechtlich nicht gerechtfertigt werden kann.  

 

472 Schlack, Sozialpädiatrie, S. 454. 
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5.2.3 Ergebnis 

Es handelt sich vorliegend um eine verfassungsrechtlich relevante 
Ungleichbehandlung von wesentlich Gleichem. Die Gruppe der 
„Kinder mit Krankheiten“ wird durch die Art der Erkrankung beim 
Leistungsanspruch nach § 43a II SGB V voneinander unterschieden. 
Psychisch kranken Kindern wird dabei innerhalb des krankenversi-
cherungsrechtlichen Rahmens ein weiterer Anspruch auf nichtärztli-
che sozpäd. Leistungen eingeräumt, als Kindern mit nicht psychi-
schen Erkrankungen.  

Die vorliegende Ungleichbehandlung lässt sich nicht allein mit der 
Notwendigkeit der Fortführung der SPV rechtfertigen. Mit der Fort-
führung der SPV soll die psychiatrische Versorgung in ambulanten 
niedergelassenen Praxen gesichert werden, in denen nach einem 
ganzheitlichen Behandlungskonzept psychiatrische Fachärzte mit 
nichtärztlichen Fachkräften zusammenarbeiten.473 Ohne die SPV 
würde eine multiprofessionelle Zusammenarbeit in diesen Praxen 
nicht mehr möglich sein, da dafür keine finanziellen Mittel mehr zur 
Verfügung stehen würden. Das eine solche Zusammenarbeit für die 
psychiatrische Behandlung jedoch erforderlich ist, steht außer Frage. 
Allerdings benötigen auch Kinder ohne psychische Erkrankungen 
nichtärztliche sozpäd. Leistungen innerhalb der Behandlung. Dass 
solche Kinder diese Leistungen nicht von den KK vergütet bekom-
men, benachteiligt sie krankenversicherungsrechtlich gegenüber psy-
chisch kranken Kindern. Dieser Nachteil wird jedoch dadurch aufge-
hoben, dass nichtschulpflichtige Kinder und Kinder die im Rahmen 
der Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII Leistungen beziehen, 
gem. § 35a SGB VIII oder nach §§ 109, § 42 II i.V.m. § 46 SGB IX einen 
Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leistungen im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe haben und kein Kostenbeitrag fällig wird. Der Um-
stand, dass die Sozial- und Jugendhilfeträger dieselben Leistungen, 

 

473 BT-Drs. 16/13428, S. 90; Joussen, in: Knickrehm/ Kreikebohm/ Waltermann, Komm SozR, § 43a SGB 
V, Rn. 4. 
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also keine abgeschwächte Form oder nur vereinzelte Leistungen, ge-
währen, führt dazu, dass es sich lediglich um eine marginale Un-
gleichbehandlung handelt, die keine Prüfung des Gleichheitsgrund-
satzes notwendig macht.  

Jedoch besteht bei Schulkindern, die die nichtärztlichen sozpäd. Leis-
tungen im Rahmen der Eingliederungshilfe des SGB IX erhalten, eine 
Ungleichbehandlung gegenüber den Kindern, die Leistungen nach § 
43a II SGB V beziehen, die verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt 
werden kann. Die Unterhaltsverpflichteten der o.g. Schulkinder wer-
den je nach Einkommen gem. § 136 SGB IX an den Kosten der nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen innerhalb der Behandlung beteiligt, 
wohingegen Kinder mit psychischen Erkrankungen die Leistungen 
gem. § 43a II SGB V und auch nicht schulpflichtige Kinder im Rah-
men der Frühförderleistung und Kinder aus dem SGB VIII Bezug, die 
Leistungen ohne einen Kostenbeitrag erhalten. Es handelt sich somit 
um eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung, die einen Verstoß 
gegen den Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 I GG darstellt. 

5.2.4. Wirkung eines Gleichheitsverstoßes 

Eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung zweier Gruppen kann 
auf unterschiedliche Arten behoben werden. Von Bedeutung ist da-
bei, ob sich eine Person gegen eine Belastung zur Wehr setzt oder eine 
Begünstigung erhalten möchte.474 Im vorliegenden Fall würde es da-
rum gehen, dass Kinder ohne psychische Erkrankungen die nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen im Rahmen der Behandlung, ohne eine 
Kostenbeteiligung, anstreben. Entsprechend geht es um eine Begüns-
tigung dieser Kinder. Dabei ist zu beachten, dass den Kindern ohne 
psychische Erkrankung nicht damit geholfen ist, wenn § 43a II SGB V 
aufgehoben wird, da dieser dann weder für Kinder mit psychischen 
Erkrankungen noch für Kinder ohne psychische Erkrankungen gilt. 
Es benötigt vielmehr eine Erweiterung des § 43a II SGB V der alle 

 

474 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 540. 
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Kinder mit schwereren Erkrankungen begünstigt. Die Rechtspre-
chung kann zwar kassatorisch tätig werden, jedoch nicht gestal-
tend.475 Da aber auch die Kassation immer ein gestalterisches Mo-
ment enthält, hält sich das BVerfG mit solchen Möglichkeiten zur Be-
hebung einer Ungleichbehandlung zurück.476  

Damit es überhaupt so weit kommen kann benötigt es zunächst ein 
Kind bzw. dessen Personensorgeberechtigten, deren Kind verfas-
sungswidrig ungleich behandelt wird. Die Personensorgeberechtig-
ten müssten zunächst den Rechtsweg der Sozialgerichtsbarkeit er-
schöpfen. Das bedeutet, dass alle verfügbaren Rechtsbehelfe, wie z.B. 
die Berufung oder Revision, erfolgslos genutzt werden müssen. Erst 
dann ist es möglich beim Bundesverfassungsgericht eine Verfas-
sungsbeschwerde einzureichen. Das BVerfG müsste dann über einen 
Verstoß entscheiden. 

  

 

475 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 543. 
476 Kingreen/ Poscher, Grundrechte, Rn. 543. 
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6. Fazit und Ausblick 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die Vergütungsregelungen von 
SPZen zu untersuchen und aufzuzeigen, ob die KK für das gesamte 
Spektrum der nichtärztlichen sozpäd. Leistungen zuständig sind. Da-
mit einher geht die Frage, in welchem Umfang die SPZen nichtärztli-
che sozpäd. Leistungen erbringen dürfen.  

Im ersten Kapitel der Arbeit wird festgestellt, dass sich nichtärztliche 
sozpäd. Leistungen insofern von ärztlichen Maßnahmen unterschei-
den, dass sie von nichtärztlichen Fachkräften erbracht werden, also 
u.a. von Heilpädagogen, Logopäden, Sozialarbeitern und Ergothera-
peuten.477 In der einführenden Darstellung der Rechtsgrundlagen 
wird deutlich, dass sich die Absätze 1 und 2 des § 43a SGB V in ihrer 
Anspruchsgewährung stark voneinander unterscheiden. Laut § 43a I 
SGB V haben versicherte Kinder einen Anspruch auf nichtärztliche 
sozpäd. Leistungen zur Frühdiagnostik und zur Erstellung eines Be-
handlungsplans. Ein Anspruch auf solche Maßnahmen innerhalb der 
Behandlung ist nach Abs. 1 ausgeschlossen.478 Der Anspruch gem. § 
43a II SGB V geht dahingehend über den des Abs. 1 hinaus, dass er 
versicherten Kindern einen Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leis-
tungen innerhalb der ambulanten psychiatrischen Behandlung ge-
währt.479  

Mit einer Analyse des Meinungsstands in der Literatur wird im drit-
ten Kapitel aufgezeigt, dass nichtärztliche sozpäd. Leistungen inner-
halb der Behandlung (mit Ausnahme der ambulanten psychiatri-
schen Behandlung nach § 43a II SGB V) lediglich über die allgemei-
nen Vorschriften der §§ 27 ff. SGB V von den SPZen erbracht werden 

 

477 Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 49. 
478 Mrozynski, in: Wannagat, SGB V, § 43a Rn. 1; Schnitzler, in: Rolfs et. al., BeckOK SozR, § 43a SGB 
V Rn. 5; Schmidt, in: Peters, KV (SGB V), § 43a Rn. 15; Wiemers, in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 6;  
479Ossege, in: Brechthold/ Huster/ Rehborn, GK GesR, § 43a SGB V Rn. 8; Wagner, in: Krauskopf, § 43a 
SGB V Rn. 3. 
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können.480 Entsprechend zeigt sich, dass die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen grundsätzlich auf der Grundlage der §§ 15 I 1 i.V.m. 28 I 
2 SGB V oder als Heilmittel gem. § 32 SGB V von den KK zu vergüten 
sind. Jedoch wird die Erkenntnis gewonnen, dass dies nur diejenigen 
Leistungen umfasst, die einen medizinischen Charakter aufweisen. 
Eine Leistungspflicht der KK für die pädagogischen und psychosozi-
alen Maßnahmen wird in der Literatur und in der Rechtsprechung 
des BSG überwiegend mit dem Argument verneint, dass die Maßnah-
men der GKV auf die gezielte Krankheitsbekämpfung ausgerichtet 
sein müssen. 481  

Die Interpretation des § 43a I SGB V innerhalb der eigenen Stellung-
nahme zeigt auf, dass sich der Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. 
Leistungen auf die Frühdiagnostik und die Erstellung eines Behand-
lungsplans (Abs. 1) sowie auf die ambulante psychiatrische Behand-
lung beschränkt. Dies kollidiert mit dem umfassenden Aufgabenge-
biet des § 119 SGB V, dessen Umfang über den Anspruch des § 43a 
SGB V hinausgeht. Laut § 119 II SGB V a.F.482 werden SPZen dazu 
ermächtigt, Kinder mit allen ärztlichen sowie nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen zu behandeln, um Krankheiten zu verhindern, zu heilen, 
zu erkennen oder in ihren Auswirkungen zu mildern. Obwohl § 119 
II SGB V gestrichen wurde, wird in der Literatur und vereinzelt in 
der Rechtsprechung zutreffend davon ausgegangen, dass dessen In-
halt trotzdem in Abs. 1 und 3 erhalten geblieben ist.483 Entsprechend 
besteht eine Diskrepanz zwischen § 43a und § 119 SGB V, die sich auf 
die Vergütungsregelungen auswirkt. 

Nach § 120 II SGB V werden die Leistungen der SPZen nicht aus der 
Gesamtvergütung, sondern unmittelbar von den KK vergütet. Damit 

 

480 Sommer, in: Jahn/Sommer, SGB V, § 43a Rn. 4; Wagner, in: Krauskopf, § 43a SGB V Rn. 6,8; Wiemers, 
in: jurisPK-SGB V, § 43a Rn. 6; Ziegelmeier, in: KassKomm, 101. EL, § 43a SGB V Rn. 15; Zipperer, in: 
GKV-Komm, § 43a SGB V Rn. 12. 
481 BSG, Urteil v. 31.3.1998 – B 1 KR 12/96 R, juris Rn. 14. 
482 i.d.F. von 1989. 
483 Dalichau, in: Dalichau, SGB V, § 43a S. 10; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von 
Leistungen in SPZen, S. 62. 
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weichen die Vergütungsregelungen für SPZen von denen der ver-
tragsärztlichen Versorgung (§ 85 ff. SGB V) ab, obwohl SPZen gem. § 
119 I i.V.m 95 I 1 SGB V zur Teilnahme an der vertragsärztlichen Ver-
sorgung ermächtigt werden. Laut § 120 II 1 SGB V sind die Landes-
verbände der KK und die Träger der SPZen dazu verpflichtet, Ver-
einbarungen über die Höhe der Vergütung von Leistungen der 
SPZen zu treffen. Die Vereinbarungen gem. § 120 II SGB V umfassen 
die Aufgabengebiete der SPZen, die aus § 119 SGB V hervorgehen.484 
Infolgedessen müssten alle ärztlichen und nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen in den Vergütungsvereinbarungen enthalten sein. Aller-
dings fehlt eine Anspruchsnorm, die versicherten Kindern einen An-
spruch auf alle Leistungen des § 119 SGB V gewährt, da versicherte 
Kinder nach aktueller Gesetzeslage lediglich einen Anspruch auf die 
beschränkten nichtärztlichen sozpäd. Leistungen gem. § 43a SGB V 
haben. Aufgrund des Verhältnisses von Leistungsrecht zu Leistungs-
erbringungsrecht hat der umfassende Aufgabenkreis des § 119 SGB 
V keine Auswirkungen auf den Anspruch in § 43a SGB V. Infolgedes-
sen können ausschließlich nichtärztliche sozpäd. Leistungen von 
SPZen erbracht und von den KK gem. § 120 II SGB V vergütet wer-
den, auf die versicherte Kinder nach § 43a SGB V einen Anspruch ha-
ben. Damit werden nichtärztliche sozpäd. Leistungen mit einem 
überwiegend pädagogischen Charakter, wie dies beispielsweise bei 
heilpädagogischen oder psychosozialen Maßnahmen der Fall ist, in-
nerhalb der Behandlung – mit Ausnahme des § 43a II SGB V – nicht 
von den KK vergütet. 

Damit es bei SPZen nicht zu Kostenunterdeckungen infolge des feh-
lenden Leistungsanspruchs der GKV für solche Leistungen in der Be-
handlung kommt, wurde untersucht, auf welchen Rechtsgrundlagen 
die Sozial- und Jugendhilfeträger für die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen in der Behandlung leistungspflichtig sein könnten. Als 

 

484 LSG BRB., Beschluss v. 27.6.2017 – L 24 KA 35/ 17 KL ER, juris Rn. 72; LSG BRB, Urteil v. 12.10.2018 
- L 24 KA 37/17 KL; Schulin, Krankenversicherungsrechtliche Beurteilung von Leistungen in SPZen, S. 
63. 
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Ergebnis wird festgehalten, dass Kinder mit einer (drohenden) seeli-
schen Behinderung einen Anspruch auf nichtärztliche sozpäd. Leis-
tungen gem. § 35a SGB VIII haben können. Bei den nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen zu Lasten des Jugendhilfeträgers sind die Eltern 
gem. § 90ff. SGB VIII nicht an den Kosten zu beteiligen. Kinder mit 
einer (drohenden) körperlichen oder geistigen Behinderung können 
diese Leistungen auf der Grundlage von den §§ 90 II, V i.V.m. § 109, 
§ 42 II sowie § 113 SGB IX erhalten. Darüber hinaus können die nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen im Rahmen der medizinischen Reha 
(bis zur Einschulung der Kinder) auf der Grundlage des § 46 SGB IX 
von den beteiligten Reha-Trägern erbracht werden. Bei Schulkindern, 
die die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen gem. § 113 SGB IX erhal-
ten, können die Unterhaltsverpflichteten gem. § 136 SGB IX an den 
Kosten beteiligt werden. Die Kostenbefreiung nach § 138 SGB IX 
greift hier nicht.  

Entsprechend der gewonnenen Erkenntnisse wird in Bezug auf die 
Vergütungsfrage abschließend festgestellt, dass die Kosten der nicht-
ärztlichen sozpäd. Leistungen nach § 43a SGB V sowie die Kosten, die 
für diese Leistungen innerhalb der ärztlichen Behandlung nach § 28 I 
2 SGB V und bei der Heilmittelerbringung anfallen, vollumfänglich 
von den KK zu vergüten sind. Lediglich der Teil für die pädagogi-
schen und psychosozialen nichtärztlichen Leistungen muss von den 
Sozial- und Jugendhilfeträgern aufgebracht werden.  

Einen weiteren Kernaspekt dieser Arbeit bildet die Frage, ob die Re-
gelung des § 43a II SGB V möglicherweise eine Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes aus Art. 3 I GG darstellt. Darüber hinaus 
wird untersucht, ob SPZen berechtigt sind, eine ambulante psychiat-
rische Behandlung gem. § 43a II SGB V durchzuführen. 

Eine eingängige Untersuchung des § 43a II SGB V ergibt, dass sich im 
Schrifttum sowie in der Rechtsprechung bisher wenig mit dieser Vor-
schrift befasst wurde. Auf der Grundlage der klassischen Ausle-
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gungsmethoden wird mit der Auslegung des § 43a II SGB V heraus-
gearbeitet, dass gem. § 2 SPV die ambulanten psychiatrischen Leis-
tungen neben Fachärzten der Kinder- und Jugendpsychiatrie ebenso 
von Kinderärzten, Nervenärzten und Psychiatern mit entsprechen-
der Qualifikation erbracht werden können, solange sie die Vorausset-
zungen der §§ 3, 4 SPV erfüllen.485 Daraus folgt, dass SPZen diese 
Leistungen ebenfalls erbringen können, wenn sie einen der o.g. Ärzte 
im Team haben und nach § 119 I SGB V zu einer solchen Behandlung 
ermächtigt werden. Obwohl die Leistungen aus § 43a II SGB V in am-
bulanten psychiatrischen Praxen gem. § 85 II 4 SGB V aus der Ge-
samtvergütung zu vergüten sind, werden sie bei SPZen im Rahmen 
des § 120 II 1 SGB V unmittelbar von den KK vergütet.  

Einen wichtigen Aspekt der Arbeit stellt die Grundrechtsprüfung des 
Art. 3 I GG dar. Dabei wird festgestellt, dass es sich bei § 43a II SGB 
V um eine Ungleichbehandlung von psychisch kranken Kindern und 
Kindern mit nicht psychischen Erkrankungen handelt. Psychisch 
kranke Kinder bekommen demnach die nichtärztlichen sozpäd. Leis-
tungen in der Behandlung von den KK vergütet, während Kinder mit 
nicht psychischen Erkrankungen diese Leistungen auf der Grundlage 
des § 35a SGB V und der §§ 109, § 42 II sowie § 113 SGB IX von den 
Sozial- und Jugendhilfeträgern erhalten können. Die Ungleichbe-
handlung folgt dem Zweck, die SPV fortführen zu können und somit 
die ganzheitliche Behandlung innerhalb der psychiatrischen Versor-
gung zu sichern. Dies stellt in der Grundrechtsprüfung einen legiti-
men Zweck dar.  

Die Ungleichbehandlung trifft die Kinder ohne psychische Erkran-
kungen jedoch nicht mit derselben Intensität. Ein Teil der Kinder mit 
nicht psychischen Erkrankungen erhält auf der Grundlage des § 35a 
SGB V und der §§ 109, § 42 II sowie § 113 SGB IX im Rahmen der 
Eingliederungshilfe ebenfalls einen Anspruch auf nichtärztliche 

 

485 S.o. Kapitel 4.2.3. 
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sozpäd. Leistungen innerhalb der Behandlung. Dabei fallen für die 
Kinder im Leistungsbezug des SGB VIII nach § 90 ff. SGB VIII keine 
Kostenbeiträge an. Ebenso verhält sich dies bei den nicht schulpflich-
tigen Kindern im Rahmen der Frühförderleistungen des SGB IX gem. 
der §§ 42 II, § 46 sowie § 79 SGB IX i.V.m. §§ 136, 138 SGB IX. Zwar 
bekommen die Kinder diese Leistungen nicht von den KK vergütet, 
jedoch ist es von geringer Bedeutung, welcher Sozialleistungsträger 
die Leistungen vergütet. Entscheidend ist, dass die Sozialleistungs-
träger keine unterschiedlichen Umfänge der Leistungsansprüche ge-
währen und somit derselbe Anspruch besteht.  

Dies trifft hingegen nicht auf die Gruppe der Schulkinder zu, die Leis-
tungen nach dem SGB IX erhalten. Diese sind von den Frühförder-
leistungen ausgeschlossen und können die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen innerhalb der Behandlung lediglich im Rahmen des § 113 
SGB IX erhalten. Dort sind die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen je-
doch nicht explizit aufgeführt, sondern können lediglich als erwei-
terte Leistungen zum Leistungskatalog des § 113 SGB IX gehören. In-
sofern besteht in § 138 SGB IX auch keine Kostenbefreiung hinsicht-
lich dieser Leistungen, weshalb die Unterhaltsverpflichteten der 
Schulkinder gem. § 136 SGB IX an den Kosten der nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen innerhalb der Behandlung zu beteiligen sind, vo-
rausgesetzt ihr Einkommen übersteigt die in § 136 II SGB IX genann-
ten Beiträge. Somit ist die Gruppe der Schulkinder ohne psychische 
Erkrankungen die einzige Gruppe, bei der die Unterhaltsverpflichte-
ten der Kinder an den Kosten beteiligt werden können. Dies benach-
teiligt Schulkinder, dessen Eltern über die Grenzen des § 136 II SGB 
IX verdienen, gegenüber den anderen Kindern in einer Art und 
Weise, die verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt werden kann. In-
folgedessen verstößt die Regelung des § 43a II SGB V gegen Art. 3 I 
GG. Welche Regelungen diesen Verstoß ggf. Abhilfe verschaffen kön-
nen, wird nachfolgend erörtert. 
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In der Arbeit wird deutlich, dass die gesetzlichen Regelungen über 
die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen und diese zu den SPZen so 
formuliert sind, dass sie zu Rechtsunsicherheiten führen. Die 
Rechtunsicherheiten können Zuständigkeitskonflikte zwischen den 
Sozialleistungsträgern auslösen, was zur Folge haben kann, dass Kin-
der dringend benötigte Leistungen gar nicht oder verspätet erhalten 
und die SPZen ihre Kosten nicht gedeckt bekommen, weil sich keiner 
der Sozialleistungsträger als zuständig betrachtet. Im Einzelfall kann 
es bei Schulkindern auch dazu führen, dass die Eltern sich an den 
Kosten der Leistungen innerhalb der Behandlung beteiligen müssen. 

Es ist wichtig, dass der Gesetzgeber eine eindeutige Rechtsnorm 
schafft oder die bestehenden Rechtsnormen klarstellend abändert, 
sodass daraus hervorgeht, welcher Träger in welcher Höhe anteilig 
für die Gesamtkosten aufzukommen hat oder auch welche Einzelleis-
tungen welchem Träger zugeordnet werden können und zu vergüten 
sind. Eine klarstellende Rechtsnorm erscheint auch hinsichtlich des 
Verstoßes gegen Art 3 I GG notwendig. Es benötigt eine Regelung, 
die die Benachteiligung von Schulkindern im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe des SGB IX behebt. Dabei kann es nicht im Sinne des Ge-
setzgebers sein, die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen innerhalb der 
Behandlung auch für die anderen Kinder zu streichen oder die Fami-
lien an den Kosten der Leistungen zu beteiligen. Vielmehr müsste es 
eine Norm geben, die auch die Schulkinder des SGB IX in die kosten-
freie Leistungserbringung mit einbezieht.  

Am einfachsten erscheint dabei die Möglichkeit, dass der Gesetzge-
ber die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen in der Behandlung als Ge-
samtes in den Anspruch des § 43a SGB V mit aufnimmt, wie es mit § 
119 II SGB V a.F. für SPZen bereits früher angedacht war.486 Die pä-
dagogischen Leistungen werden nach h.M. zwar der sozialen Einglie-

 

486 S.o. Kapitel 3.1. 
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derung zugeordnet, jedoch verfolgen diese ebenso das Ziel der Ver-
hinderung, Heilung, Erkennung und Milderung von Krankheiten.487 
Durch frühe Interventionen – entsprechend durch alle nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen in der Behandlung – können spätere Schädigun-
gen oder Störungen möglicherweise verhindert oder abgemildert 
werden, sodass es später zu weniger Kosten der Krankenbehandlung 
kommen dürfte.488 Dies müsste eigentlich im Sinne der GKV sein. Bei 
einer Aufnahme der nichtärztlichen sozpäd. Leistung zur Behand-
lung in den § 43a SGB V geht es nicht um eine Ausweitung auf alle 
pädagogischen Leistungen, sondern um solche, die in Zusammen-
hang mit medizinischen Leistungen erbracht werden und die Krank-
heitsbekämpfung zum Ziel habe. Reine Teilhabeleistungen müssten 
demgegenüber weiterhin von den Sozial- und Jugendhilfeträgern 
vergütet werden.  

Entscheidet sich der Gesetzgeber gegen eine Aufnahme dieser Leis-
tung in den § 43a SGB V benötigt es dringend eine klar festgelegte 
Vergütungsregelung für die in SPZen erbrachten nichtärztlichen 
sozpäd. Leistungen. Eine Lösung könnte sein, dass die gesamte Kos-
tenlast für alle Handlungen des multiprofessionellen Spektrums der 
SPZen bei der GKV liegt. Infolgedessen müssten die SPZen lediglich 
eine Vergütungsvereinbarung mit den KK schließen, was ihnen fi-
nanzielle Sicherheit geben würde. Damit wäre zudem sichergestellt, 
dass erkrankte Kinder die benötigten Leistungen ohne Zuständig-
keitskonflikte und lange Wartezeiten, zeitnah erhalten könnten. Im 
Gegenzug sollten die KK pauschalierte Erstattungsansprüche gegen-
über den Sozial- und Jugendhilfeträgern geltend machen können. Da-
bei wäre es möglich die Pauschalierung, ähnlich wie bei den Frühför-
derleistungen gem. § 46 V 3 SGB IX, mit einer 80:20 Regelung aufzu-
teilen. Die pauschalierten Erstattungsansprüche sollten gesetzlich ge-
regelt werden, damit es eine bundeseinheitliche Regelung für alle 

 

487 Mrozynski, Rehabilitationsrecht, Rn. 801. 
488 Bode, Dt. Ärztebl. 2007, S. 1219. 
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SPZen gibt. Sinnvoll wäre es dabei den prozentualen Anteil der GKV 
so groß wie möglich zu halten, da die pädagogischen Maßnahmen in 
diesem Kontext der Krankheitsbekämpfung und weniger der sozia-
len Teilhabe dienen. Bei dieser Variante ist allerdings zu beachten, 
dass die verfassungswidrige Ungleichbehandlung von Schulkindern 
im SGB IX Bezug dabei nicht aufgehoben wird und die Unterhalts-
verpflichteten weiterhin einen Kostenbeitrag zu leisten hätten. Dieser 
müsste dann zwar nicht mehr an den Sozialhilfeträger gezahlt wer-
den, sondern an die GKV. Dies macht im Ergebnis für die Familien 
aber keinen Unterschied. Um der Ungleichbehandlung entgegenzu-
steuern wäre es bei der Variante sinnvoll, die nichtärztlichen sozpäd. 
Leistungen innerhalb der Behandlung in die Ausnahmeregelung des 
§ 138 I SGB IX direkt mit aufzunehmen. Denn dann entfiele auch für 
die Schulkinder der Kostenbeitrag. Somit würde zwar weiterhin eine 
Ungleichbehandlung bestehen, diese hätte aber, wie es bei den Kin-
dern nach § 35a SGB VIII oder den nicht schulpflichtigen Kindern im 
SGB IX Bezug bereits der Fall ist, lediglich eine marginale Natur.   

Schafft der Gesetzgeber hier keine rechtliche Klarheit, wird es bei der 
Vergütung von nichtärztlichen sozpäd. Leistungen von SPZen jeden-
falls weiterhin Zuständigkeitskonflikte zwischen den Sozialleis-
tungsträgern – zu Lasten der erkrankten Kinder – geben. In einer Ge-
sellschaft, in der mit dem BTHG ein modernes Teilhaberecht geschaf-
fen werden soll, kann es nicht der Wille des Gesetzgebers sein, die 
Kinder mit Behinderungen und schweren Erkrankungen sowie deren 
Familien unter einer unklaren, aber lösbaren, Rechtsunsicherheit lei-
den zu lassen. Zumal die nichtärztlichen sozpäd. Leistungen bereits 
durch § 43a II SGB V zum Leistungskatalog der GKV gehören. Es ist 
daher nicht ersichtlich, welche Gründe dagegensprechen, genau 
diese Leistungen für alle Kinder mit schweren Erkrankungen oder 
Behinderungen zugänglich zu machen und ihnen das Leben mit ihrer 
Erkrankung oder Behinderung dadurch erleichtert wird. Dieser Zu-
gang für alle Kinder sollte immer das Ziel der SPZen verfolgen, näm-
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lich Schädigungen oder Störungen bei Kindern, die zu einer Krank-
heit führen, durch frühe Maßnahmen zu erkennen, zu verhindern, zu 
heilen oder in ihren Auswirkungen zu mildern. 
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Bei der Vergütung der Leistungen sozialpädiatrischer Zentren (SPZen) 
ergeben sich in der Praxis Zuständigkeitsschwierigkeiten zwischen den 
Trägern. Ziel der Arbeit ist es aufzuzeigen, welcher Leistungsträger 
nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen, die in SPZen erbracht wer-
den, vergüten muss. Dafür werden die einschlägigen Rechtsnormen 
(§§ 43a, 119, 120 SGB V) sowie Normen der Eingliederungs- und 
Jugendhilfe dargestellt und unter Berücksichtigung des Schrifttums und 
der vorliegenden Rechtsprechung nach der juristischen Methode aus-
gelegt. Deutlich wird, dass die aktuelle Gesetzeslage zu Rechtsunsicher-
heiten führt. Neben der Gesetzlichen Krankenversicherung können auch 
die Sozial- und Jugendhilfeträger für die Vergütung der nichtärztlichen 
sozialpädiatrischen Leistungen zuständig sein. Bei Schulkindern können 
die Eltern an den Kosten dieser Leistungen beteiligt werden, wenn diese 
die Einkommensgrenze des § 136 II SGB IX übersteigen. Eine Grund-
rechtsprüfung ergibt, dass es einen Verstoß gegen Art. 3 I GG darstellt, 
dass Eltern von Schulkindern an den Kosten beteiligt werden, während 
diese Leistungen bei anderen Kindern (insbesondere im Hinblick auf 
§ 43a II SGB V) vollständig von den Trägern übernommen werden.




